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ZIVILSCHUTZ 
VORMALS ZIVILER LUFTSCHUTZ 

UND BAULICHER LUFTSCHUTZ 

Der Zivilschutzdienst - eine Erwiderung 

von Egon Hölder, Oberregierungsrat 

Der Entwurf eines Gesetzes über das Zivilschutzkorps und 
über den Zivilschutzdienst war seit seinem Bekanntwerden 
wiederholt-auch in diesem Blatt-Gegenstand kritischer 
Betrachtungen. Vor allem die Bestimmungen über den Zi­
vilschutzdienst fanden das besandere Interesse der kom­
munalen Spitzenverbände und der zur Mitarbeit aufge­
rufenen Freiwilligen-Organisationen. Bei aller Zustimmung 
zu der Absicht der Bundesregierung, eine über das ganze 
Bundesgebiet (mit Ausnahme von Berlin) reichende, ge­
schlossene Zivilschutzorganisatian aufzubauen und dabei 
soweit wie irgend möglich auf die in den verschiedenen 
Katastrophenschutzorganisatianen vorhandenen Kräfte zu­
rückzugreifen, wurden dach zahlreiche Wünsche angemel­
det. Diese beginnen mit der Forderung, die Bestimmungen 
über den Zivilschutzdienst an den Anfang des Gesetzes 
zu stellen, und enden mit dem Hinweis auf die Notwendig­
keit einer gesetzlichen Regelung der Uniformfrage. 

Bevor die einzelnen Anderungsvorschläge für sich erörtert 
werden, erscheint es notwendig, sich noch einmal die 
Grundgedanken vor Augen zu halten, die zu den §§ 31 
bis 35 des Entwurfes, eben den Bestimmungen über den 
Zivilschutzdienst, geführt haben : 

Das heutige moderne Kriegsbild , und das heißt in unse­
rem Zusammenhang, die Einschätzung der möglichen Ge­
fahren für die Zivilbevölkerung , von dem jede Zivilschutz­
planung ausgehen muß, läßt es geboten erscheinen, eine 
Organisation des örtlichen Zivilschutzes aufzubauen, die 
jede Gemeinde erfaßt. Eine Privilegierung einzelner Orte 
nach einer vermuteten höheren Gefährdung, wie sie bis­
her nach § 9 des Ersten Gesetzes über Maßnahme.n zum 
Schutz der Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 1957 (I. d. F. 
vom 5. Dezember 1958 (BGBI. I S. 893) - ZBG - für 97 
Orte vorgesehen ist, kann nicht länger verantwortet wer­
den . Die personellen, wirtschaftlichen, technischen und fi ­
nanziellen Möglichkeiten lassen es jedoch nicht zu, eine 
solche Zivilschutzorganisation in jedem Ort selbständig 
a ufzubauen . Der Entschluß, den örtlichen Zivilschutz lük­
kenlos für das ganze Bundesgebiet zu organisieren, 
zwi ngt daher dazu, die Organisation ~uf der .~r~isebene 
aufzubauen. Je nach den Umständen Wird es magllch oder 
notwendig sein, innerhalb des Kreises unter seiner Zu­
ständigkeit und Verantwortung einzelne Ortschaften or­
ganisatorisch besonders zu behandeln, so daß, obwohl 
der Kreis für die Einrichtung zuständig ist, sie praktisch 
über einen eigenen örtlichen Zivilschutzdienst verfügen . 

Damit bei einem vernünftigen Einsatz der Finanzmittel des 
Bundes ein Höchstmaß an Wirksamkeit erzielt wird, soll 
die örtliche Zivilschutzorganisation nicht neu aufgebaut, 
soll überhaupt seine selbständige eigene Organisation ge-

schaffen werden. Stattdessen werden nach 
wurf zugrundeliegende n Vorstellungen 
verschiedenen Freiwill igen-Organ isationen 
Kräfte für diese Aufgabe eingesetzt. 

den dem Ent­
die in den 
vorhandenen 

Das allein ist im Prinzip nicht neu , da auch der Luftschu tz­
hilfsdienst überwiegend mit Hilfe dieser Organisationen 
aufgebaut worden ist. Die Bundesregierung hat sich aber 
aus den Erfahrungen heraus, die in den letzten Jahren mit 
dem Luftschutzhilfsdienst gesammelt worden sind, ent­
schlassen, nicht mehr eigene staatliche oder kommunale 
Einheiten für den lokalen Zivilschutz aufzustellen und nur 
die technische und personelle Hilfe der sogenannten Basis­
organisationen in Anspruch zu nehmen . Umgekehrt soll 
vielmehr jetzt die Aufgabe des lokalen Zivilschutzes die­
sen Organisatianen zu einer weitgehend selbständigen 
und eigenverantwortlichen Erfüllung zugewiesen werden . 
Die von diesen Organisationen aufzustellenden Züge und 
Bereitschaften sallen somit nicht mehr staatliche oder kom­
munale Einheiten werden, sondern uneingeschränkt Ein­
heiten des jeweiligen Ve rbandes bleiben. Sie werden aller­
dings nach einem für das ganze Bundesgebiet einheitlich 
maßgeblichen Schema zusammengesetzt und gegliedert 
sein müssen, der Ausbildungsplan wird in gewissen Gren­
zen vorgeschrieben und der Ausbildungsstand in gemein ­
samen Obungen aller im Zivilschutzdienst mitarbeitenden 
Organisationen überprüft werden . Im Verteidigungsfall 
steht dem Hauptverwaltungsbeamten des Kreises oder der 
kreisfreien Stadt, der die Schadenslage und die Einsatz­
notwendigkeit kennen muß, das Recht zu, den Einheiten 
Einsatzort und -aufgabe vorzuschreiben. 

Es bleibt jeder Organisation überlassen, ob sie mitarbei­
ten will. Die für den Kreis zuständigen Stellen der Orga­
nisationen werden gegenüber den Hauptverwaltungs­
beamten ihre Bereitschaft zur Mitarbeit erklären können . 
Sie müssen dazu die oben skizzierten Pfli chten überneh­
men. Den Organisationen, die diese Verpflichtungen über ­
nehmen, wer~en Ausrüstungsgegenstände zur Verfügung 
gestellt und FInanzzuweisungen gewährt, die es ihnen eö­
möglichen, den übernommenen Aufgaben gerecht zu wer­
den. 

Im übrigen soll jedoch mögl ichst wenig in die Organisa­
tionen und in die von ihnen aufgestellten im Zivilschutz­
dienst mitwirkenden Einheiten hineinregiert werden . Der 
Gesetzentwurf macht diese Zurückhaltung bewußt schon 
optisch dadurch deutlich, daß er dem Zivilschutzdienst nur 
5 Paragraphen widmet, während er das Zivilschutzkorps, 
das als neuzuschaffende, staatliche Einrichtung eingehen­
der Regelung bedarf, in 29 Paragraphen ordnet. Was in 
der Denkschrift des Deutschen Feuerwehrverbandes (DFV) 
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e. V. und der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufs­
feuerwehren (AGBF) - auszugsweise veröffentlicht in 
"Zivilschutz" 1964, Heft 9, S. 289 - als Mangel und offen­
bar als ein Zeichen der Geringschätzung des Zivilschutz­
dienstes hingestellt wird, ist doher in Wirklichkeit äußeres 
Zeichen für die Respektierung der Eigenständigkeit und 
Unabhängigkeit der zur Mitwirkung aufgeforderten Ver­
bände. Als weiteres äußeres Zeichen für die selbständige 
Stellung, die den Freiwilligen-Verbänden zugedacht ist, 
schlägt die . Bundesregierung vor, den bisher verwandten 
Begriff "Hilfsorganisationen", der auf die nur unterstüt­
zende Tätigkeit im Rahmen des Luftschutzhilfsdienstes hin­
wies, durch den Begriff "Katastrophenschutzorganisatio­
nen" zu erselzt::n . 

Mit diesen Regelungen möchte die Bundesregierung de:l 
Schwierigkeiten entgegentreten, die als Folge der im Sy­
stem des Luftschutzhilfsdienstes liegenden Kompetenzver­
schleierung immer wieder entstanden sind. Die Organi­
sationen sollen das Bewußtsein haben können , daß die 
von ihnen zu leistende Arbeit auch ihrem jeweiligen Ge­
samtverband von Nutzen ist und nicht auf dessen Schwä­
chung durch Personalverlust hinausläuft. 

Aus der Einschaltung der Katastrophenschutzorganisatio­
nen in den Aufbau des Zivilschutzdienstes folgt notwen­
dig, daß bei der Aufstellung des Zivilschu tzdienstes die 
Freiwilligkeit Vorrang hat : Der Helfer soll in der Regel 
aus eigenem Antrieb und mit dem Willen, seinen Mitmen­
schen in der Gefahr zu helfen , an die Aufgabe heran­
gehen . 

Bei einer realen Einschätzung der Möglichkeiten, Freiwil­
lige für diese Aufgabe zu finden, darf freilich nicht die 
Notwendigkeit einer Ergänzung der Freiwilligen durch 
Dienstpflichtige übersehen werden : Wo sich nicht genü­
gend Freiwillige finden, muß im Wege staatlicher Ver­
pflichtung für eine ausreichende Anzahl von Helfern ge­
sorgt werden . Der Entwurf eines Zivildienstgesetzes soll 
die Handhabe für eine derartige Heran ziehung bieten . In 
Friedenszeiten soll jedoch niemand zum Dienst in einer 
der teilweise auf konfessionellen oder weltanschaulichen 
Grundlagen aufgebauten Katastrophenschutzorganisatio­
nen gezwungen werden. Eine solche Mög lichkeit würde 
diese Organisationen auch nachhaltig verändern und ihnen 
auf längere Sicht den Charakter der Staatsunabhängigkeit 
nehmen. Sie kann daher nicht im Interesse der Katastro­
phenschutzorganisationen liegen. 

Der Entwurf sieht stattdessen für die Fälle, in denen es 
den Freiwilligen-Organisationen nicht gelingt, eine aus­
reichende Anzahl von Helfern zu werben und einsatz­
fähige Einheiten aufzubauen, subsidiär die Aufstellung 
"besonderer" Zivilschutzdiensteinheiten bei der kreisfreien 
Stadt oder beim Landkreis vor. Zu diesen Einheiten sollen 
Personen nach dem Zivildienstgesetz herangezogen wer­
den können . 

Der Zivilschutzdienst soll den ihm zu stellenden Aufgaben 
entsprechend in mehrere Fachdienste geg liedert werden , 
von denen der Brandschutz-, der Bergungs- und der Sani­
tätsdienst in der Offentlichkeit am bekanntesten sind. 
Welche Fachdienste der Zivilschutzdienst insgesamt um­
fassen soll, soll jedoch nicht durch Gesetz abschließend 
festgelegt werden . Auch das zahlenmäßige Verhältnis die­
ser Fachdienste, d. h. der jeweilige Anteil an der Gesamt­
zahl der Helfer, soll nicht durch Gesetz bestimmt, sondern 
nach Allgemeinen Verwaltungsvorschriften und Aufstel ­
lungsweisungen des Bundesministers des Innern, die im 
Benehmen mit den Ländern ergehen, für jeden Kreis und 
für jede kreisfreie Stadt nach den besonderen Gegeben­
heiten eigens festgelegt werden. 

Die Bundesregierung hofft, damit einen wirkungsvo ll en 
Schutz für die Zivilbevölkerung erreichen zu können. Der 
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tatsächl iche Wert des Zivilschutzdienstes wird allerdings 
letztlich von den Menschen bestimmt, die darin mitarbei ­
ten, von ihrem Einsatzwillen und von ihrer Hilfsbereit­
schaft. Die Bundesregierung erwartet, daß die Organisa­
tionen, die sich der Hilfe ·für den Menschen in Not schon 
in Friedenszeiten verschrieben haben, sich dieser Aufgabe 
a uch für den Verteidigungsfall nicht entziehen werden . 
Durch die Regelung , daß nur der lokale Zivilschutz von 
diesen Organisationen getragen werden soll, darf wohl 
gegenüber den jetzigen Verhältnissen eine bedeutsame 
Erleichterung für die Aufstellungsarbeit dieser Verbände 
erwartet werden . Wer im Zivilschutzdienst mitwirkt, kann, 
im Gegensatz zu dem im Rahmen des überörtlichen Luft­
schutzhilfsdienstes tätigen Helfer, damit rechnen, nur an 
sei nem Wohnort oder in dessen näherer Umgebung ei n­
gesetzt zu werden. 

11. 

Von diesen allgemeinen Oberlegungen aus müssen die 
aufgeworfenen Ein zelfragen beantwortet werden . Man­
cher der gegen den Entwurf erhobenen Einwände erledigt 
sich mit der Besinnung auf die Grundkonzeption und durch 
die aufmerksame Lektüre und Auslegung des Gesetzent­
wurfes : 
1. Das gilt zunächst schon für den Einwand, es bedürfe 
nicht der Aufstellung eines Zivilschutzkorps, da die Kata­
strophenschutzorganisationen die für das Zivilschutzkorps 
vorgesehenen Aufgaben aus eigener Kraft erfüllen könn­
ten. Wenn auch das Zivilschutzkorps nicht im Rahmen di e­
ser Darstellung besprochen werden soll , so mag doch hi-er 
der Hinweis am Platze sein, daß nur durch die Aufstel­
lung eines derartigen mobilen Verbandes die Möglichkeit 
geschaffen wird, im Verteidigungsfall "die Feuerwehr Im 
Dorf zu lassen" und auf den Einsatz der lokalen Zivil­
schutzkräfte an möglicherweise weit entfernten Schadens­
schwerpunkten zu verzichten. Umgekehrt wird ein beson­
ders stark betroffener Ort den Einsatz zusätzlicher Kräfte 
kaum entbehren können . Das Funktionieren des örtlichen 
Hilfsdienstes hängt darum auch von dem Vorhandensein 
ausreichender, gut geschulter und rasch beweglicher über­
örtlich operierender Verbände für Schwerpunkteinsätze 
ab. 

2. Der Wunsch nach ausdrücklicher Festlegung des Vo r­
rangs der Freiwilligkeit ist infolge der oben dargelegten 
Ausgestaltung des Gesetzentwurfes gegenstandslos. 
3. Die Befürchtung, durch Oberleitungsweisung könnten 
Einheiten des Luftschutzhilfsdienstes, etwa ganze Feuer­
wehren, in das Zivilschutzkorps übernommen werden, ist 
nach der gesamten Konzeption des Gesetzentwurfes nicht 
aufrechtzuerhalten: Das Zivilschutzkorps soll aus wehr­
pflichtigen jungen Männern aufgebaut und hinsichtlich der 
Dienstleistung, der Führung und Unterbringung truppen­
ähnlich organisiert werden. Die Oberleitung von Einheiten 
des Luftschutzhilfsdienstes in das Zivilschutzkorps verbie­
tet sich angesichts der völlig anderen Gegebenheiten hin­
sichtlich Zusammensetzung, Altersaufbau, Ausbildungs­
stand und Führungsverhältnissen von selbst und war auch 
nie beabsichtigt. Eine geschlossene Oberleitung von Ein­
heiten bringt regelmäßig auch die Bestätigung der Führer 
und Unterführer in ihren Positionen mit sich . Für die 
Rechtsverhältnisse der Führer und Unterführer des Zivil­
schutzkorps, auch soweit sie nicht berufsmäßige Angehö­
rige oder Angehörige auf Zeit sein werden, sind Vorschrif­
ten vorgesehen, die den soldatenrechtlichen Bestimmungen 
entsprechen . Auf die Führer und Unterführer des Zivil ­
schutzdienstes können diese Vorschriften, wie noch aus­
zuführen sein wird, nicht angewendet werden. Schon die­
ser Umstand allein würde einer Obernahme von Einheiten 
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des Luftschutzhilfsdienstes in das Zivilschutzkorps entge­
genstehen. In § 36 Abs. 2 des Entwurfes ist das Zivilschutz­
korps nur darum miterwähnt, weil die Ausrüstung des 
Luftschutzhilfsdienstes, soweit sie bisher nicht an die Ein­
heiten ausgegeben worden ist, teilweise dem Zivilschutz­
korps zugeteilt werden soll. 

4. Unnütz ist der Streit, ob das Zivilschutzkorps oder der 
Zivilschutzdienst Vorrang haben soll. Der Bundesregierung 
erscheinen beide Einrichtungen gleichermaßen bedeutsam . 
Die Planungen für beide sind sorgfältig aufeinander ab­
gestimmt. Aus der Reihenfolge der Paragraphen darf kein 
Schluß auf die beabsichtigte zeitliche Reihenfolge des Auf­
baues gezogen werden. Aus der Natur der Sache ergibt 
sich ohnehin, daß der Zivilschutzdienst rascher zu verwirk­
lichen sein wird als das Zivilschutzkorps. Während letzte­
res eine nicht unerhebliche Anlaufzeit benötigen wird, 
wird die Einrichtung des Zivilschutzdienstes bald nach In­
krafttreten des Gesetzes, nicht zu letzt mit der Oberleitung 
zahlreicher bestehender Einheiten des Luftschutzhilfsdien ­
stes, begonnen werden können. 

5. Wieder andere Fragen sollten nicht im Zusammenhang 
mit dem Gesetz über das Zivilschutzkorps und über den 
Zivilschutzdienst behandelt werden: Das gilt insbesondere 
für die Frage der Heranziehung der Angehörigen des Zi­
vilschutzdienstes zum Zivilschutzkorps. Der Zusammenhang 
mit diesem Gesetz ist nur scheinbar. Der Zivilschutzdienst 
wird durch die Einberufung eines seiner Angehörigen zur 
Bundeswehr genauso betroffen wie durch die Einberufung 
eines Helfers zum Zivilschutzkorps. Die Wahrscheinlichkeil 
einer Einberufung von Angehörigen des Zivilschutzdienstes 
zur Bundeswehr ist jedoch ganz erheblich größer als die 
der Einberufung zum Zivilschutzkorps. Da nach der Reg e­
lung des § 5 des Entwurfes zum Zivilschutzkorps nur her­
angezogen werden kann, wer wehrpflichtig ist, kann der 
gesamte Fragenkreis nur du rch eine Novellierung des 
Wehrpflichtgesetzes, insbesondere durch eine Änderung 
des § 13 a Wehrpflichtgesetz geordnet werden. Ein ein­
seitig zu Lasten des Zivilschutzkorps wirkendes Heranzie­
hungsverbot würde jedenfalls den Zivilschutz insgesamt 
empfindlich treffen (die nicht herangezogenen Dienst­
pflichtigen würden auf das vom Bundesminister der Ver­
teidigung für das Zivilschutzkorps freigegebene Kontin­
gent Wehrpflichtiger angerechnet), ohne das Problem 
wirksam zu lösen. 

6. Der Wunsch nach einer Verlängerung der Grundaus­
bildung im Zivilschutzdienst auf drei Monate ersche~nt ~e­
genwärtig nicht realisierbar. Beschränkt auf wehrpflichtige 
Angehörige des Zivilschutzdienstes mag es zwar der Ge­
rechtigkeit entsprechen, auch für den Zivilschutzdienst 
eine Ausbildungsdauer von drei Monaten zu fordern. Auch 
ist durchaus einzuräumen, daß unter Heranziehung der 
Berufsfeuerwehren zur Ausbildung dieser Kräfte eine be­
deutsame Verbesserung des Einsatzwertes des Brand­
:;chutzdienstes des Zivilschutzdienstes erreicht werden 
könnte . Man darf aber die Zusammenhänge nicht außer 
Acht lassen. Für eine so lange Dauerausbildung sind in 
anderen Fachdiensten die Voraussetzungen gegenwärtig 
nicht gegeben. Eine unterschiedliche Ausbildungsdauer für 
die verschiedenen Fachdienste des Zivilschutzdienstes wäre 
aber ungerecht und würde von den Betroffenen und von 
weiten Kreisen der Bevölkerung nicht verstanden werden . 
Hinzukommt vor allem auch noch, daß eine derartige 
Dauerausbildung - noch dazu aufgrund staatlicher Ver­
pflichtung - mit dem Wesen der Freiwilligen-Organisatio­
nen nicht vereinbar ist. 

7. Laufbahnvorschriften für den Zivilschutzdienst hält die 
Bundesregierung im Gegensatz zum DFV und zur AGBF 
nicht für erforderlich und bei der vorgeschlagenen grund­
sätzlichen Zuständigkeit der KatastrophenschutzorganisCl­
tionen auch nicht für möglich . Für den Zivilschutzdienst 

werden angesichts des für ihn vorgesehenen Aufbau­
modus Funktionsbezeichnungen (Zugführer, Bereitschafts­
führer usw.) für ausreichend gehalten. Dienstgrade, die 
der Beamten- und Soldatenlaufbahn vergleichbar wären 
sind für diesen Bereich entbehrlich, ja sogar unangebracht: 

8. Der Aufbau des Zivilschutzes auf Gemeindeebene d, 
w ie bereits erwähnt, nicht sinnvoll, wenn man für alle 
Gemeinden einen ausreichenden Schutz schaffen will. 
Kleine Gemeinden sind nicht in der Lage, aus sich heraus 
eine Zivilschutzorganisation aufzubauen, die den vielfäl­
tigen Aufgaben gerecht werden könnte. In einer Zeit, in 
der selbst die Schule bei kleineren Gemeinden im Inter­
esse höherer Leistungen aus dem Ort verlegt wird, wirkt 
das Bestreben nach Gemeindeautarkie auf dem Gebiet 
des Zivilschutzes rückschrittlich. Das Beharren auf einer 
solchen Autarkie kann im Ernstfall Menschenleben kosten. 
Es geht auch nicht an, einzelne größere Orte (z. B. "große 
Kreisstädte") aus dem Zivilschutzdienst des Kreises her­
auszunehmen, weil dann die Gefahr besteht, daß für den 
Rest des Kreises keine für den Verteidigungsfall ausrei­
chende Organisation aufgebaut werden kann. 

9. Die Anknüpfung an Landesregelungen etwa über die 
feuerwehren und deren bloße Obernahme oder die Ober­
tragung der Zivilschutzaufgaben auf landesrechtlich orga­
nisierte Stellen ist schon darum nicht annehmbar, weil die 
Bedürfnisse des Verteidigungsfalles das Vorgehen na ::h 
einheitlichen Grundsätzen notwendig machen. Die Einhe i­
ten in den einzelnen Ländern müssen miteinander ver­
gleichbar sein, damit eine sinnvolle Führung möglich ist. 
Der einheitliche Aufbau ist auch wegen der Zusammenar­
beit der Zivilschutzdienste an den Landesgrenzen und we­
gen der Abstimmung mit dem Zivilschutzkorps erforder­
lich. Alle Oberlegungen, die nicht auf einen klaren über­
sichtlichen und für das ganze Bundesgebiet einheitlichen 
Aufbau des Zivilschutzdienstes abzielen, sind nicht ausrei­
che nd an den Bedingungen des Verteidigungsfalles orien­
tiert, sie geh~n vielmehr von Friedensvorstellungen aus. 
Das Bekenntnis zum Föderalismus zwingt nicht dazu, vor 
den B~dürfnissen des Verteidigungsfalles die Augen zu 
ve rschließen. Das Grundgesetz sieht die Möglichkeit einer 
ein~eitlichen Reg.elung vor. Die rechtliche Möglichkeit ent­
sp richt der sachlichen Notwendigkeit. 

111. 

Betrachtet man die Stellungnahmen zum Entwurf insge­
samt, so k?nn festgestellt werden, daß die Änderungsvor­
schläge nicht den Kern des Gesetzentwurfes, sondern 
überwiegend Randfragen betreffen. Wohl alle Kritiker 
sind mit der Bundesregierung im Wunsche einig, daß die 
Vorschriften des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung über den Luftschutzhilfsdienst 
möglichst bald abgelöst werden sollten. Die Verwirkli ­
chung dieses Wunsches zwingt zu Kompromissen zwischen 
den unterschiedlichen Anliegen der beteiligten Stellen. Der 
Entwurf hat bereits - stets an den Notwendigkeiten des 
Verteidigungsfalles und an den Lebensinteressen der Zi­
vilbevölkerung orientiert - die teilweise gegensätzlichen 
Wünsche des Bundes, der Länder, der Kommunen und der 
Verbände harmonisiert. Jede Bevorzugung einzelner Stei ­
len würde notwendige Rückwirkungen auf die Interessen 
anderer Stellen haben. Die Entscheidung muß daher unter 
übergeordneten Gesichtspunkten getroffen werden . 

Es bleibt der Wunsch an den Gesetzgeber, die Neuord­
nung ~es Luftschutzhilfsdienstes möglichst bald, möglichst 
noch In der laufenden Legislaturperiode vorzunehmen 
Eine wirklic~e Lösung wird dabei nur eine völlige Neu~ 
ordnung sein können. Eine Regelung nur für das Zivil­
schutzko~ps oder nur für den Zivilschutzdienst würde zu 
schwerWiegender Einseitig.keit führen . 
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Begriffsbestimmungen auf dem Gebiet der zivilen Verteidigung 

Von Oberreg ierungsrat Dr. Alexnat, Bonn 

Bereits seit lä ngerer Ze it fanden in der Fachliteratur und in 
der Praxis Erörterungen über Bedeutung und Zweckmäßig­
keit der auf dem Gebiet der zi vilen Verteid igung verwand ­
ten Begriffe statt. Von Anfang an richtete sich die Krit ik 
gegen die Bezei chnung "Luftschutz". Zum einen wurden 
gegen diesen Begriff Bedenken psychologischer Art gel ­
tend gemacht, zum anderen erschien er im Hinblick a uf 
die möglichen Formen eines modernen Krieges als zu eng . 
So umfaßt der Schutz der Zivilbevölkerung neben dem 
Luftschutz im engeren Sinne noch eine Reihe anderer Auf­
gaben, wie z. B. Maßnahmen für die Verlegung der Be­
völkerung, die Erfassung und Einrichtung von Ausweich­
und Hilfskrankenhäusern u. a . m. 
Wesentliche Einwände bestanden auch gegen den Begriff 
"Zivile Notstandsplanung", dessen Eingang in den deut­
schen Sprachgebrauch auf eine nicht ganz zutreffende 
Ubersetzung des NATO-Begriffs "Civii Emergency Plan­
ning" zurückzuführen ist. Die Bezeichnung "Zivile Not­
standsplanung" trifft in verschiedener Hinsicht nicht z u. 
Ganz abgesehen davon, daß diese Formulierung dahin 
mißverstanden werden könnte, daß es einen besonderen 
ziV'ilen Notstand gebe, ermögl icht sie keine Abgrenzung 
gegenüber inneren Notständen . Da die zivile Notstands­
planung nur auf den Verteidigungsfall abgestellt ist, muß 
eine klare Sprachregelung getroffen werden; andernfalls 
könnte insbesondere in der Offentlichkeit der Eindruck 
entstehen, daß sich die zu treffende Vorsorge nicht nur auf 
den Verteidigungsfal l, sondern auch auf andere Notlagen 
erstreckt. Es ist schl ießlich zu berücksichtigen, daß der Be­
griff "Zivile Notstandsplanung" nur auf die Planung ab­
ste llt und nicht die Effektuierung durch Vorbereitungen und 
Maßnahmen aller Art mit abdeckt. Eine Ersetzung dieses 
Begriffs erschien daher erforderlich . 
Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 24. 6. 1964 
die Bundesregierung ersucht, den Begriff "Zivile Notstands­
planung" durch "Zivile Verteidigung" und den Begriff "Zi­
viler Bevölkerungsschutz" durch "Ziv>ilschutz" zu ersetzen 
sowie das "Bundesamt für zi vilen Bevö lkerungsschutz" in 
"Bundesamt für Zivilschutz" und den "Bundesluftschutz­
verband" in "Bundesverband für den Selbstschutz" um zu­
benennen. 
Im Gemeinsamen Ministerialblatt von 1964, Seite 324 ist 
nun ein Rundschreiben des Bundesministers des Innern vom 
7. Juli 1964 veröffentlicht' ), mit dem dem Ersuchen des Bun­
destages auf Ersetzung der beiden erstgenannten Begriffe 
mit der Bitte um künftige Verwendung der neuen Bezeich­
nungen entsprochen worden ist. Von der diesem Rundschrei-

~ 
ben als. Anlage beigefügten QQ.ersicht über die Begriffsbe­
stimmungen auf dem Gebiet der Zivilen VerteidiguQfihatte 
der-Ausschuß für Inneres des Deutschen Bundestages zuvor 
zustimmend Kenntnis genommen. Grundsätzlich ist aller-
dings sowohl zu dem Ersuchen des Bundestages wie auch zu 
der Ubersicht über d ie Begriffsbestimmungen zu bemerken, 
daß Begriffe, die durch Rechtsvorschriften , insbesondere in 
organisatorischer Hinsicht, festge legt sind, solange bei­
behalten werden müssen, bis eine entsprechende gesetz­
liche Änderung erfolgt ist. Dies gilt nicht nur für die Be­
zeichnung "Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz", die 
in dem Errichtungsgesetz vom 5. 12. 1958 festge legt ist, und 
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die Bezeichnung " Bundesluftschutzverband", die auf § 31 
des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der Zivil ­
bevölkerung i. d. Fass. v. 5.1 2. 1958 beruht, sondern auch 
für eine Reihe anderer Begriffe, die in dem letztgenannten 
Gesetz und seinen Ausführung svorschriften enthalten sind , 
wie z. B. für die Bezeichnungen "Luftschutzhilfsdienst" und 
"Luftschutzwarnd ienst". Insoweit muß eine gesetzliche Re­
gelung abgewartet werden , bis die neuen Begriffe zur An ­
wendung gelangen können. 

Nach der Ubersicht über die Begriffsbestimmungen glie­
dert sich die Zivile Verte idigung in die "Zivile Verteidigung 
im nationalen Bereich" und in die "Zivile NATO-Verteidi ­
gung". Diese Unterteilung trä gt dem Umstand Rechnung, 
daß neben den nationalen zivilen Verteidigungsanstren­
gungen auch zi vi le Vorbereitungen von der NATO ge­
troffen we rden , wobei jedoch das Schwergewicht eindeu­
tig im nationalen Bereich liegt. 

Zur Aufrechterhaltung der Staats- und Regierungsgewalt 
gehört u. a . die Aufgabe, die Funktionsfähigkeit des le­
bens- und verteidigungswichtigen Behördenapparates si­
cherzustellen . Mit Rücksicht auf die Bedeutung, die der Auf­
rechterhaltung der Sicherheit und Ordnung in e inem Ver­
teidigungsfall zukommt, ist dieses Aufgabengeb iet beson ­
ders herausgestellt worden . Die Aufrechterha ltung der In­
formationsmöglichke iten und -mittel umfaßt 'u. a. auch die 
Gewährleistung der Funktionsfähigkeit der Einrichtungen 
des öffentlichen Informationswesens, wie z. B. die Aufrecht­
erhaltung des für die Unterrichtung der Bevölkerung er­
forderlichen Rundfunkbetriebs. 

Der Zivilschutz, in dem der Begriff "Luftschutz" aufgegan­
gen ist, bildet ebenso wie die anderen in der Ubersicht 
erwähnten drei Hauptgebiete einen Teil der Zivilen Ver­
teidigung. Er umfaßt die in de r Ubersicht zu 2) aufgeführ­
ten Maßnahmen . Das dritte Aufgabengebiet, die Versor­
gung, umfaßt die Bedarfsdeckung im weitesten Sinne. Die 
Vorsorge für den Verteidigungsfall kann sich angesichts 
der Gefahren, denen es zu begegnen gilt, nicht nur auf die 
Sicherstellung der zivilen Bedürfnisse erstrecken, sondern 
muß darüber hinaus auch der Operationsfähigkeit und der 
Operationsfreiheit der Streitkräfte die erforderliche Unter­
stützung angedeihen lassen. Der Bedeutung, die der Un­
terstützung der Streitkräfte zukommt, ist durch Herausstei ­
lung als besonderes Aufgabengebiet Rechnung getragen 
worden . Dabei ist zu berücksichtigen, daß sich eine der­
artige unterstützende Tätigkeit durch zivile Anstrengungen 
auf den verschiedenen Aufgabenbereichen der Zivilen Ve r­
teidigung, insbesondere auf dem gesamten Gebiet der 
Versorgung, ergibt. 

Abschließend sei bemerkt, daß mit der Gliederung der 
Zivilen Verteidigung in die vorgenannten Aufgabengebiete 
keine organisatorischen Vorstellungen verbunden sind und 
daß sie daher auch nicht die Bedeutung einer Zuständig­
keitsbegren zung für die im einzelnen an der Zivi len Vertei­
digung beteiligten Ressorts ha t. Die Ubersicht über die Be­
griffsbestimmungen auf dem Gebiet der Zivilen Verteidi­
gung dient nicht nur dem besseren Verständnis durch eine 
begriffliche KlarsteIlung, sondern ist darüber hinaus auch 
als Zusammenste ll ung der Aufgaben, die sich auf dem 
Gesamtgebiet der Zivilen Verteidigung ergeben, von Inter­
esse . 
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Staatsbürgerliche Bildung als geistige Aufgabe im Zivilschutz 

Von Reg ierungsassessor Norbert N. von Nied ing 

Der Aufbau einer militärischen und zivilen Verteidigung 
verliert in einem demokratischen Staat dann seinen Sinn, 
wenn nicht hinter ihm die innere Entschlossenheit der 
Staatsbürger zur Verteidigung der Werte der fr e i he i t­
I ich dem 0 k rat i s c h enG run d 0 r d nun g steht. 
"Die Bürger eines Staates sind seine geborenen Verteid i­
ger" (Scharnhorst) nur dann, wenn sie den demokratischen 
Staat und seine Wertordnung aus innerer Oberzeugung 
bejahen und somit wissen, welche Werte sie zu verteidi­
gen haben . 

I. 

An Grundsatzerklärungen über s t a a t s b ü r ger I ich e 
Erz i e h u n g im militärischen und zivilen Bereich fehlt es 
nicht. Nach Abschnitt I Nr.3c der " Richtl inien über die Be­
auftragung, Bestellung und Abberufung der Führer und 
Unterführer des Luftschutzhilfsdienstes" darf nur als Führer 
oder Unterführer des Luftschutzhilfsdienstes beauftragt und 
bestellt werden, wer u. a. die Gewähr dafür bietet, daß er 
jederzei t die freiheitlich demokratische Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
be jaht. § 33 des Soldatengesetzes schreibt ausdrücklich vor, 
daß die Soldaten Unterricht in Staatsbürgerkunde und 
Völkerrecht erhalten müssen und daß der für den Unter­
richt verantwortliche Vorgesetzte die Behandlung politi­
scher Fragen nicht auf die Darlegung einer einseitigen 
Meinung beschränken dürfe. Das Gesamtbild des Unter­
richts solle so gestaltet werden, daß die Soldaten nicht zu­
gunsten oder zuu ngunsten einer politischen Richtung be­
einflußt werden. Im staatsbürgerlichen Unterricht der Bun­
deswehr soll also keine einseitige Politik betrieben, son­
dern es sollen Kenntnisse über die Grundwerte der frei­
heitlich demokratischen Grundordnung vermittelt werden. 
Obwohl der Entwurf eines "Gesetzes über das Zivilschutz­
korps und über den Zivilschutzdienst" (in der Folge kurz 
mit Entwurf bezeichnet) die sinngemäße Anwendung zahl­
reicher Bestimmungen des Soldatengesetzes vorschreibt (so 
in § 23 Abs. 4 des Entwurfs die §§ 8, 10-17, 19, 21, 24, 29, 
32 und 36 Soldatengesetz), ist der § 33 Soldatengesetz über 
die staatsbürgerliche Bildung unverständlicherweise nicht 
übernommen worden. Aber auch das künftige Zivilschutz­
korps wird wie die Bundeswehr, die Bereitschaftspolizei 
der Länder und der Bundesgrenzschutz auf die staatsbür­
gerliche Bildung ihrer berufsmäßigen und dienstverpflich­
teten Angehörigen ganz besonderen Wert legen müssen; 
denn bei der Vorbereitung für den Beruf des Soldaten, des 
Poli zei beamten und demnächst auch des berufsmäßigen 
Angehörigen des Zivilschutzkorps muß darauf geachtet 
werden, die jungen Anwärter nicht nur für ihre fachlichen 
Pflichten als Vorgesetzte in der Truppe auszubilden, son­
dern ihnen eine allgemeine W issensgrundlage zu schaffen, 
die sie befähigt, als Staatsbürger in Uniform über den oft 
engen Horizont des Kasernenhofes hinauszuschauen und 
hinauszudenke n. 
Es ist anzunehmen, daß ein großer Te il der Angehörigen 
des Luftschutzhilfsdienstes sich gerade aus staatsbürger­
lichem Verantwortungsbewußtsein gegenüber der freiheit­
lich demokratischen Grundordnung zur freiwilligen und 
uneigennützigen Mitarbeit im Luftschutzhilfsdienst ver­
pflichtet hat. Obwohl aber gerade die Demokratie von der 
Uneigennützigkeit ihre r Bürger leben sollte, haben sich 
nicht genug Freiwillige für den Aufbau des Luftschutzhilfs-

dienstes, wie es sich die Väter des "Ersten Gesetzes über 
Maßnahmen zum Schutze der Zivilbevölkerung" vorgestellt 
haben, zur Verfügung gestellt. Der Appell des Gesetz­
gebers an das staatsbürgerliche Verantwortungsbewußt­
sein blieb ohne den erhofften Widerhall und die Bundes­
regierung mußte sich deshalb entschließen, bei den Gesetz­
gebungsorganen Gesetzentwürfe einzubringen, nach de­
nen Wehrpflichtige verpflichtet werden können, ihrer 
Wehrpfl icht im Ra.hmen des Zivilschutzes nachzukommen 
(§ 4 Nr. 1 des Entwurfs). Wie die beabsichtigte sinngemäße 
Anwendung vieler Bestimmungen des Soldatengesetzes 
zeigt, sollen die Rechtsverhältnisse der Dienstverpflichteten 
des Zivilschutzkorps bezüglich Besoldung, Unterhalts- so­
wie Arbeitsplatzsicherung denen der wehrpflichtigen An­
gehörigen der Streitkräfte entsprechen, auch wenn sie 
nicht Soldaten, sondern Angehörige eines im Einklang mit 
Artikel 63 der IV. Genfer Konvention (§ 1 des Entwurfs) 
aufgebauten Zi~il~chutzkorps sein werden. Gleichzeitig soll 
das geplante ZIvilschutzkorps auch hauptamtliche Kräfte 
erhalten, deren Rechtsstellung nach dem Recht der Berufs­
soldaten und der Soldaten auf Zeit geordnet werden soll 
(§§ 4 Nr. 2 und 3, 13 ff des Entwurfs). 
Alle Angehörigen des Zivilschutzkorps werden im Ernstfall 
große Gefahren und eine hohe Verantwortung auf sich 
nehmen müssen. Es ist deshalb dringend erforderlich, die 
jungen Angehörigen des Zivilschutzkorps wie die jungen 
Soldaten während ihrer Ausbildung zu bewußten Staats­
bürgern zu erziehen, die wissen, wofür sie dienen und was 
sie zu schützen. un~ zu verteidi.gen haben. Diese Erziehung 
kann aber nur In einem gründlichen und ernstgenommenen 
Staatsbürgerkundeunterricht als Teil des Unterrichts in 
"I n ne re r F ü h run g" erfolgen. Aus diesem Grund 
sollte in den Entwurf eine dem § 33 Soldatengesetz ent­
sprechende Bestimmung im Anschluß an § 23 Abs. 4, der die 
Rechte und Pflichten der Angehörigen des Zivilschutzkorps 
regel~, . aufgenommen. werden. Wenn den Angehörigen 
des ZIvilschutzkorps die gleichen staatsbürgerlichen Rechte 
wie jedem anderen Staatsbürger zustehen und wenn sie 
den Schutz des Art. 63 der IV. Genfer Konvention genießen 
sollen, müssen sie wie die Soldaten der Bundeswehr über 
ihre staatsbürgerlichen und völkerrechtlichen Rechte und 
Pflichten auch unterrichtet werden. 

11. 

Würde man sich entschließen, der staatsbürgerlichen Bil­
dung im Bereich des Zivilschutzes den ihr gebührenden 
Platz ebenfalls einzuräumen, so ergäbe sich zunächst die 
Frage, in welchem Rahmen ein solcher Unterricht erteilt 
werden kann. 

Für die Ausbildung der Helfer, Unterführer und Führer des 
Luftsch~tzhilfsdienst~s steh~ so wenig Zeit zur Verfügung, 
daß. beim b~sten Willen nicht noch staatsbürgerlicher Un­
terricht erteilt werden kann. Trotzdem sollten in den weni­
gen Stunden, die bei allen Lehrgängen an den zentralen 
Ausbildungsstätten der Länder und des Bundes für die Un­
terrichtung über die "Rechtl ichen Grundlagen des Zivil­
schutzes" und über "Die Rechte und Pflichten der Helfer" 
angese~zt sind, auch die Grundbegriffe der freiheitlich de­
mok~atlschen Grundordnung wenigstens gestreift werden . 
Auf leden Fall aber sollte man die den Lehrgangsteilneh­
mern . zur Verfügung stehende Handbücherei der Zentralen 
Ausbildungsstätten mit e inigen Exemplaren eines guten 
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Unterri chtsbuches ausstatten und während der Einführung 
in den Lehrgang auf das Vorhandensein solcher Literatur 
hinweisen . 

Für die Angehörigen eines zukünftigen Zivilschutzkorps 
dagegen müßten di e gleichen Bildungseinrichtungen ge­
schaffen werden, wie sie für die Bundeswehr, die Bereit­
schaftspolizei der Länder und den Bundesgrenzschutz be­
stehen und sich dort bewährt haben. Ich meine damit die 
Fachschulen, die als eine Art Berufsschule die Aufgabe ha­
ben, die Allgemeinbildung der Soldaten und Anwärter zu 
erweitern und ihnen ein allgemeinberufliches Wissen für 
die eigentliche Berufsausbildung und Weiterbildung zu 
vermitteln (vergl. § 2 der Verordnung zur Durchführung der 
§§ 4 und 5 des Soldatenversorgungsgesetzes). 

Die Bundeswehrfachschule hat die Aufgabe, die nach dem 
So Idatenversorg u n gsg esetz an spruch sbe rechti g ten Sol da­
ten auf Zeit in Grund- und Aufbaulehrgängen der Fach­
richtungen Verwaltung, Technik und Wirtschaft auf den 
Zivilberuf nach ihrem Ausscheiden aus der Bundeswehr 
vorzubereiten . Im Grundlehrgang soll mit Unterricht in den 
Fächern S tao t s b ü r ger k und e, Deutsch, Geschichte, 
Wirtschaftserdkunde, Englisch, Fachrechnen, Physik und 
Maschineschreiben das Allgemeinwissen der Soldaten für 
das spätere Berufsleben in im wesentlichen wiederholender 
Arbeit gefestigt werden. Die bestandene Prüfung im 
Grundlehrgang berechtigt die Soldaten zum Besuch eines 
Aufbaulehrgangs, der von den unterschiedlichen Berufs­
absichten ausgehend in die oben genannten Fachrichtun­
gen unterteilt ist. Nach dem erfolgreichen Besuch der Auf­
baulehrgänge Technik und Wirtschaft kann der Soldat die 
sog. Fachschulreife erwerben, die ihn zum Besuch einer 
höheren technischen Lehranstalt (Abschluß : Ingenieur HTL) 
oder einer höheren Wirtschaftsfachschule (Abschluß: Be­
triebswirt HWF) berechtigt. Die bestandene Prüfung im 
Aufbaulehrgang der Fachrichtung Verwaltung ermöglicht 
die Zulassung zum Vorbereitungsdienst des gehobenen 
öffentlichen Dienstes (Inspektor, Rechtspfleger u.a .). In 
allen drei Fachrichtungen der Aufbaulehrgänge wird das 
Fach Staatsbürgerkunde als Hauptfach gelehrt. Eine Fach­
schule mit der gleichen Zielsetzung, nämlich Vorbereitung 
der Soldaten auf Zeit für den Zivilberuf nach ihrem Aus­
scheiden aus der Bundeswehr, wird schon wegen der er­
forderlichen Gleichbehandlung auch für die Angehörigen 
eines Zivilschutzkorps auf Zeit (§ 4 Nr. 3 des Entwurfs) ein­
gerichtet werden müssen. 

Dagegen sollte für die berufsmäßigen Angehörigen eines 
Zivilschutzkorps (§ 4 Nr. 2 des Entwurfs) die Fachschule der 
Bereitschaftspolizei als Vorbild dienen . In der Polizeifach­
schule soll den jungen Polizeibeamten nicht für einen spä ­
ter auszuübenden Zivilberuf, sondern für ihren Lebens­
beruf die erforderliche Allgemeinbildung vermittelt wer­
den. Die Polizei soll den demokratischen Staat insofern 
verkörpern, als der polizeiliche Nachwuchs allen Bevölke­
rungsschichten und Berufsgruppen entnommen wird. Die 
fortschreitende Technisierung der Polizei und die Aufgaben 
der Menschenführung erfordern aber einen Bildungsstand, 
dem das Volksschulwissen nicht gerecht werden kann. 
Durch den Unterricht in der Polizeifachschule wird daher 
den jungen Beamten eine allgemeine Wissensgrundlage 
geschaffen, die sie zu klarem Denken, sicherer Ausdrucks­
weise und zum Verständnis technischer Vorgänge be­
fähigt. Durch die Polizeifachschule wird den Polizeibeam­
ten jedoch nicht nur ermöglicht, ihr Allgemeinwissen zu ver­
vollkommnen, sondern den zusätzlich befähigten und streb­
samen Nichtabiturienten unter ihnen wird Gelegenheit ge­
geben, sich die allgemeinbildungsmäßigen Voraussetzun­
gen für die Oberbeamtenlaufbahn, die der Laufbahn der 
Offiziere in der Bundeswehr und der der Führer in einem 
zukünftigen Zivilschutzkorps (§ 30 des Entwurfs) entspricht, 
nachträglich anzueignen . 

Auch ein zukünftiges Zivilschutzkorps wird möglicher­
weise nicht genug Führeranwärter mit Reifezeugnis (§ 30 
Abs.3 Nr. 2 des Entwurfs) erhalten und deshalb über eine 
Fachschule weitere Führeranwärter heranziehen müssen, 
denen der Aufstieg aus der Laufbahn der Unterführer und 
Mannschaften in die Laufbahn der Führer ermöglicht wird . 
Der dafür in § 30 Abs.5 des Entwurfs vorausgesetzte Er­
werb entsprechender Kenntnisse und Fähigkeiten wird nur 
in einer Fachschule des Zivilschutzkorps möglich sein. Diese 
Fachschule sollte wie bei der Bereitschaftspolizei als 
dienstbegleitender Unterricht in eine Unter-, Mittel- und 
Oberstufe gegliedert werden , wobei die Unter- und Mittel­
stufe im Niveau etwa dem Grundlehrgang und den Auf­
baulehrgängen der Bundeswehr entsprechen dürfte. Um 
aber genügend Anwärter für die Führerlaufbahn zu ge­
winnen , sollte der Besuch der Fachschule des Zivilschutz­
korps in der Unter- und Mittelstufe wie bei der Bereit­
schaftspo lizei und anders als bei der Bundeswehr Dienst­
pflicht sein. Dagegen kann der Unterricht in der Oberstufe 
auf freiwilliger Grundlage erfolgen, müßte aber von über­
durchschnittl ichen Leistungen in der Abschlußprüfung der 
Mittelstufe und in den Prüfungen der Laufbahnlehrgänge 
abhängig gemacht werden . 

Die Oberstufe hätte zur Aufgabe, den Nachwuchs für die 
Führerlaufbahn ohne Reifeprüfung so zu schulen, daß sie 
nach erfolgreichem Abschluß der Oberstufe eine dem 
Reifezeugnis der höheren Schulen entsprechende Allge­
meinbildung besitzen, in ihren Entscheidungen völlig selb­
ständig sind und über die erforderlichen Umgangsformen 
und Eigenschaften verfügen, die Voraussetzung für den 
verantwortungsvol len Dien st als hauptamtliche Führer des 
Zivilschutzkorps bis hinauf zu den Stabsdiensten sind . Ne­
ben den anderen notwend igen Fächern wird dabei gerade 
dem Fach Staatsbürgerkunde besondere Bedeutung bei­
gemessen werden müssen. 

111. 

Entschließt man sich, auch bei der Ausbildung des Zivil­
schutzkorps dem Fach Staatsbü rge rkunde den ihm nach 
seiner Bedeutung gebührenden Platz einzuräumen, muß 
man sich darüber Gedanken machen, welche Lehrkräfte 
das Fach unterrichten so llen, auf welchen Grundlagen auf­
gebaut werden kann, wie der Lehrstoffplan aussehen soll 
und welche Lehrbücher für den Unterricht geeignet sind. 
In den Fachschulen der Bundeswehr, der Bereitschaftspol i­
zei der Länder und des Bundesgrenzschutzes erteilen 
haupt- und nebenamtliche Lehrkräfte aller Schulgattungen 
den Unterricht und damit auch in dem Fach Staatsbürger­
kunde. Solche Lehrkräfte werden auch an den Fachschulen 
eines zukünftigen Zivilschutzkorps unterrichten müssen . 
Reicht aber die fachliche Ausbildung und das W issen der 
Studienräte, Diplomhandels-, Mittelschul-, Gewerbeschul­
und Volksschullehrer aus, den Unterricht in Staatsbürger­
kunde zu erteilen ? Die Bundeswehr, die Bereitschaftspoli­
zei der Länder, der Bundesgrenzschutz und künftig auch 
das Zivilschutzkorps sollten eigentlich auf dem staatsbür­
gerlichen Wissen, das die Rekruten und Anwärter von der 
allgemeinbildenden Schule her mitbringen, aufbauen kön­
nen; denn die Fachschulen sind überfordert, wenn sie die 
elementaren Grundlagen der staatsbürgerlichen Bildung 
und das staatsbürgerliche Bewußtsein überhaupt erst noch 
vermitteln sollen . Es hat sich aber gezeigt, daß die Schul ­
ent lassenen diese Grundlagen nur in wenigen Fällen mit­
bringen. Damit ergibt sich nicht nur für die oben genann­
ten Fachschulen, sondern für alle Schularten, in denen 
Staatsbürgerkunde gelehrt wird, das gleiche Problem: 
Was müssen wir von einem Staatsbürgerkundeunterricht 
- besonders in den Oberstufen aller unserer Schulen -
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erwarten und was können wir unseren Staatsbürgerkunde­
lehrern in dieser Hinsi cht schlechthin zumuten? 

IV. 

Die Staatsbürgerkunde sollte als Unterricht über die we­
sentlichen Grundlagen des Staates el~ .besond~res An­
liegen der Herren Kultus- und Innenminister s':ln; de~n 
schon auf der Schule muß der junge Staatsburger die 
Uberzeugung gewinnen, daß es sich lohnt, für sein~n Staat 
und die freiheitlich demokratische Grundordnung einzutre ­
ten. Von Heraklit stammt der Satz "Kämpfen muß das Volk 
für sein Gesetz gleichwie für seine Stadtmauer':' ~ber nur 
ein Volk das weiß welche Werte es zu verteidigen hat, 
wird für 'seine Idea'le kämpfen und so auf die ~aue~ be­
stehen können. Nu r ein Staat, dessen Bürger die eigen­
staatliche Existenz als ein verteidigungswürdiges Gut be­
jahen, wird den Gefahren, denen er von außen und innen 
ausgesetzt ist, wirksam begegnen können. 

Unserer Jugend muß deshalb schon frühzeitig e!ne Vor­
stellung von den Werten vermittelt werden, die ein Leben 
in einem modernen Rechtssta at erst lebenswert machen . 
Das gilt insbesondere einmal für die Jugend~. die a.uf den 
höheren Schulen das Rüstzeug erhält, um spater mit .oder 
ohne Studium verantwortliche Stellen im öffentlichen 
Dienst in der Wirtschaft oder in freien Berufen einnehmen 
zu kö~nen und zum anderen für die jugendlichen Anwär­
ter, die in 'al len Sparten und allen Laufbahnen des öffent­
lichen Dienstes als sichtbare Träger der vom Volke aus­
gehenden Gewalt herangebildet werden. Die ~usbildung 
beispielsweise zu einem Fliegeroffizier, Ingenieur .oder 
Naturwissenschaftler ist wertneutral und kann unter leder 
Staatsauffassung in den gleichen Ausbildungsgängen 
durchgeführt werden. Es darf für den jungen ~enschen 
aber nicht gleichgültig sein, in welchem Staat ~r diese Aus­
bildung erhält und welchem Staat er nach dieser .Ausbd­
dung dient. An und für sich sollte jeder Staat, gleichwohl 
ob man in ihm eine Schöpfung Gottes oder der mensch­
lichen Vernunft sieht, die alleinige Aufgabe haben,. de~ 
Wohle seiner Bürger zu dienen. Die moderne ~echn.lk mit 
ihren Erfindungen und d ie Zusammen~allung el.ner Im~~r 
größer werdenden Zahl von Menschen In engen industriali­
sierten Siedlungsgebieten haben jedoch im 20. Jah~hunde.rt 
in den Händen des Staates eine Machtfülle angehauft, die 
im 19 Jahrhundert noch unvorstellbar war. Der moderne 
Staat ·begnügt sich nicht mehr nur mit einer Dienerrolle, 
sondern ist manchmal geneigt, auch seine eigenen ~acht­
ziele zu verfolgen. Ein solcher Staat kann seinen ~urgern 
ein unheimliches Wesen werden, mit dem sie am liebsten 
nichts zu tun haben . Der einzelne Mensch und insbeso.ndere 
die Jugend können sich dem Staat aber nicht ent~le~en. 
Die im Berufsleben stehenden Bürger zahlen b~lsplels­
weise Steuern an den Staat, der ihnen dadurch elne.n er­
heblichen Teil ihres Einkommens abverlangt, und leder 

. . I St d oder Steuerzahler kann sich ausrechnen, wlevle un. e~ 
Tage er im Monat ausschließlich für den Staat tatlg Ist. Als 
möglicher Gegner von Verteidigungsausgabe.n muß er so­
gar zusehen, wie mit seinen Steuer~eld.ern Rlese~s~mmen 
verschlingende Streitkräfte sowie Elnhel!en des ~.Ivd~chut­
zes finanziert werden. Der größere Teil der ~.annllc~en 
Jugendlichen wird zum Wehrdienst und demnachst viel­
leicht auch zum Zivildienst herangezogen werden und so 
gegenüber den nicht eingezogenen AI.tersgenoss~n wie 
auch gegenüber den weiblichen Jugendlichen um ein oder 
zwei Jahre in seiner Berufsausbildung zurückgeworfen. 

Diesen steuerzahlenden und zum Wehr- und Zi,,:ildi~nst 
herangezogenen Bürgern klarzumachen, daß .sle Ihre 
Steuern nicht einem fremden Ausbeuter, sonder~ ~Ich selbst 
als Teil des Staates zahlen und daß ihre Ve.rte.ldlgungs.le l­
stungen in Form von Steuern, Wehr- und Zivildienst gleich­
sam als Versicherungsprämie zur Erhaltung Ihres Staates 

angesehen werden müssen, ist Aufgabe des Unterrichts in 
Gemeinschafts-, Sozial- und Staatbürgerkunde. Es ist 
gleichgültig, wie die unterschiedlichen Bezeichnungen des 
Faches in den einzelnen in der Kulturpolitik souveränen 
Bundesländern auch heißen mögen, wird unter dieser Be­
zeichnung doch dasselbe gelehrt, wir könnten auch sagen, 
sollte dasselbe gelehrt werden. 

Das 19. Jah rhundert und die Jahrhundertwende haben noch 
keine Veranla ssung gesehen, ihre Jugend in diesem Fach 
zu unterrichten. Die modernen rechtsstaatlichen und auch 
die totalitären Staaten des fortschreitenden 20. Jahrhun­
derts hingegen haben auf die Staatsbürgerkunde zu Recht 
immer größeren Wert gelegt. So hat zum Beispiel, um auch 
die andere Seite zu zitieren, das Ostberliner Kultusministe­
rium die für das Schuljahr 1964/65 vorgesehene Einführung 
eines neuen Lehrplanes für die Staatsbürgerkunde wie 
folgt begründet: "Es geht darum, durch die Neukonzipie­
rung des Faches Staatsbürgerkunde eine neue Qualität der 
politisch-weltanschaulichen und moralischen Erziehung an ­
zubahnen, die, obgleich die sozialistische Erziehung Unter­
richtsprinzip und Aufgabe jedes Lehrers ist, doch weit­
gehend von der Bildungs- und Erziehungsarbeit im Fach 
Staatsbürgerkunde abhängt." Unter jeder Staatsauffas­
sung sollen also die Jugendlichen a ls die künftigen Träger 
des Staates in dem Fach Staatsbürgerkunde mit guten Ar­
gumenten davon überzeugt werden, daß es lebenswert sei, 
gerade in ihrem Staate zu leben. 

Der moderne Rechtsstaat sollte sich zwar nicht so sehr 
durch vorgetragene Argumente als durch die Fre iheit, die 
er bietet, von selbst rechtfertigen . Nach einem treffenden 
Vergleich ist die Freihe it jedoch mit der Gesundheit zu ver­
gleichen. So lange man in ihrem Genuß ist, nimmt man sie 
als selbstverständlich hin; der Verlust beider Güter wird 
uns jedoch erst dann voll bewußt, wenn wir sie verloren 
haben. Sie dann wieder zu erlangen, ist oft zu spät. Ge­
rade deshalb ist es notwendig, der Jugend den Wert der 
Freiheit, den sie wie auch die Erwachsenen als zu selbst­
verständlich hinnehmen, in der Schule zu veranschaulichen. 

V. 

In dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wird 
wiederholt der oben schon mehrfach angeführte zentra le 
Begriff der freiheitlich demokratischen Grundordnung ge­
nannt, und bei aktuellen Anlässen spricht die Presse gern 
von Gefahren für diese Grundordnung. Welchen Inhalt 
hat aber dieser Begriff? Ich habe oft versucht, von Jugend­
lichen aller Bildungsstufen zu erfahren, was sie unter frei­
heitlich demokratischer Grundordnung verstehen. Selbst 
Abiturienten zeigten, daß sie keine klare Vorstellung von 
diesem Begriff haben. Dennoch erhielten sie in dem Fach 
Staatsbürgerkunde im Re ifezeugnis mindestens eine aus­
reichende Note; denn in einem so wenig "profilierten" 
Fach gibt es kaum ein "mangelhaft" oder "ungenügend" 
wie in den anderen klassischen Fächern. 

Die freiheitlich demokratische Grundordnung besteht aus 
folgenden wesentlichen Elementen : 

dem Prinzip der Gewaltenteilung; dem Recht des Volkes, 
die Volksvertretung in allgemeinen, unmittelbaren, freien, 
gleichen und geheimen Wahlen zu wählen; dem Recht auf 
Bildung und Ausübung einer parlamentarischen Opposi­
tion; der parlamentarischen Verantwortung der Regierung ; 
der Unabhängigkeit der Gerichte; dem Ausschluß jeder 
Gewalt- und Willkürherrschaft; den Grundsätzen "nulla 
poena sine lege" und "ne bis in idem"; der Bindung der 
Gesetzgebung an die verfassungsmäßige Ordnung und der 
vollziehenden Gewalt sowie der rechtsprechenden Gewalt 
an Gesetz und Recht u. a. (vergl. hierzu § 88 Abs. 2 StGB). 

Jeder dieser Grundsätze bietet dem Fachmann reichlich 
Stoff, mehrere Unterrichtsstunden und -wochen mit inter-
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essanten Tatsachen und Erkenntnissen auszufüllen. Es ge­
nügt aber nicht, daß die Kultusministerien immer wieder 
mit diesem Fach experimentieren . So ist auch die Zusam­
menlegung der Fächer Geschichte, Geographie und Sozial­
kunde zu dem Fach Gemeinschaftskunde, wie sie vor kur­
zem in Hessen erfolgte, ein Versuch, der in Fachkreisen 
nicht nur Zustimmung, sondern auch Widerspru ch hervor­
rufen wird. Das hier diskutierte Fach kann meines Erach­
tens niemals eine bloße Komposition der angeführten Fä­
cher sein. Vielmehr sollte die Grundlage des Faches das 
geltende Staatsrecht zusammen mit allgemeiner Staatslehre 
sein, die durch die Verfassungsgeschichte und die derzei­
tige Konstellation der Weltkarte ergänzt werden. 

In der allgemeinen Staatslehre müssen die Grundzüge des 
a llgem einen Staatsrechts behandelt werden, um aus den 
zeitlich und örtlich verschiedenenen staatlichen Entwicklun­
gen die staatsrechtlichen Grundbegriffe und Grundeinsich­
ten zu erarbeiten. In der besonderen Staatskunde müssen 
den Schülern die konkreten Verfassungszustände in der 
Bundesrepublik und in vergleichender Betrachtung die ver­
fassungsrechtlichen Gegebenheiten in dem anderen Te il 
des geteilten Deutschlands und den wichtigsten Staaten 
der Welt vermittelt werden. Auch die Verfassung des je­
weiligen Bundeslandes ist eingehend zu erörtern . In der 
Verfassungsgeschichte müßte sich der Staatsbürgerkunde­
lehrer auf die verfassungsrechtlichen Entwicklungen in 
Deutschland und in der Welt beschränken . Dabei so llte der 
Zweck der Verfassungsgeschichte sein, zum besseren Ver­
ständnis der heutigen politischen- Gegebenheiten in Ge­
samtdeutschland und der Welt beizutragen. 

Außerdem gehört zur Staatsbürgerkunde die Behandlung 
der wichtigsten Fragen der Wirtschaftswissenschaften, die 
in der Neuzeit maßgeblich die staatliche Entwicklung in 
allen Ländern der Welt beeinflussen. Schließlich müssen 
den Schülern die Fragen der internationalen Beziehungen 
vorgetragen werden, damit sie die Stellung Deutschlands in 
der Welt richtig beurteilen können. 

Mangels einer solchen grundlegenden Konzeption werden 
im staatsbürgerlichen Unterricht le ider häufig die großen 
Ideale der freiheitlich demokratischen Grundordnung zer­
redet, so daß dieser Unterricht oft nicht eine Pflanzstätte 
staatsbürge rl icher Verantwortung, sondern ehe r der staats­
bürgerlichen Ind ifferenz wird. 

VI. 

Was aber können wir einem Studienrat oder einem Fach­
lehrer, der dieses Fach unterrichten soll, zumuten? Der 
Verfasser des Artikels "Was muten wir dem Lehrer zu?" 
in der Tageszeitung " Die W elt" vom 18. Januar 1964 er­
wähnt das Gespräch mit einem seiner Kollegen, in dem 
dieser eingesteht, daß er mit wachsender Verzweiflung in 
diesem Fach unterrichte, da ihm die elementarsten Voraus­
setzungen fehlten. Dieses nüchterne und ehrliche Einge­
ständnis zeigt den größten Mangel des Staatsbürgerkunde­
unterrichts klar auf. Keine Religionsgemeinschaft würde es 
verantworten, einen Nichtfachmann, der nicht Relig ions­
wissenschaft studiert hat, in dem Fach Religionslehre unter­
richten zu lassen. Zu leicht könnten aus Unwissenheit die 
wahren Lehren verfälscht werden . Der Staat aber, der die 
Notwend igkeit des Unterrichts in Staatsbürgerkunde zwar 
bejaht, mutet jedem Fachlehrer aller anderen auf unseren 
Schulen unterrichteten Fächer zu, Staatsbürgerkunde zu 
lehren. Man hat den Eindruck, als ob dieses Fach von jedem 
Lehrer gegeben wird, der gerade seine Zahl an Wochen ­
stunden nicht voll hat, und auf diese einfache Art und Wei ­
se der Stundenplan ausbalanciert wird. Die Erinnerung an 
die eigene Schulzeit bestätigt diesen Eindruck. Der Staat 
läßt es hier zu, daß Nichtfachleute über seine elementar­
sten Grundlagen unterrichten. Damit sind die zu bedau­
ernden Lehrer vollständig überfordert. Ihnen wird es ob 

der von Politologen, Soziologen, Volkswirtschaft lern und 
Juristen in Aufsätzen und Broschüren zur Diskussion ge­
ste llten Tatsachen, Tabellen und Statistiken nur deshalb 
schwindlig ("Die Welt" vom 18. 1.64), weil sie die Grund­
lagen dieses Unterrichtsfaches nicht studiert haben . Es ist 
dabei nich t verwunderlich, daß sich diese Schwindelgefühle 
von den Lehrenden auf die Lernenden übertragen. Ohne 
das Studium dieses Faches lassen sich die von den einschlä­
gigen W issenschaften und der Praxis angebotenen Bei­
träge zur Staatsbürgerkunde nicht verarbeiten und können 
dann auch den Schülern nicht mit der notwendigen Uber­
legenheit dargeboten werden. Das hat der Verfasser des 
oben genannten Artikels als erfahrener und kritischer 
Schulmann klar erkannt. 

Er schein t aber zu verkennen, daß es auch für dieses Fach 
nicht nur Broschüren und Aufsätze, sondern auch ausge­
zeichnete, bereits in vielen Auflagen erschienene systema­
tische Lehrbücher gibt, die von wirklichen Fachkennern ver­
faßt sind und nach denen sich Staatsbürgerkunde sehr wohl 
unterrichten läßt (als Beispiele seien nur genannt: Winter, 
Staatsbürgerliche Bildung, Lehr- und Unterrichtsbuch, 
8. Aufl. 1963, Verlag Dr. Max Gehlen Bad Homburg v. d. 
H. - Berlin - Zürich; Model, Staatsbürgertaschenbuch, 
5. Aufl. 1963, C. H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung, Mün­
chen und Berlin ). Das Problem dieses Faches liegt nicht an 
fehlenden Lehrbüchern, sondern darin, daß die Schulbe­
hörden die sachlichen und persönlichen Voraussetzungen 
für dieses Fach nicht schaffen . Dabei ist das teilweise Feh­
len von Lehrstoffplänen ein verhältnismäßig leicht beheb­
barer Mangel. Schwieriger dürfte es sein, auf die Dauer 
geeignete Lehrkräfte zu finden. 

VII. 

Diesem Ubelstand könnte auf zwei Wegen, die sich auch 
nebeneinander gehen lassen, abgeholfen werden. Einmal 
müßte das Fach Staatsbürgerkunde ernsthaft zu einem 
selbständigen Prüfungsfach auch im Staatsexamen der Phi­
lologen gemacht werden, das neben einem anderen Haupt­
oder Nebenfach studiert werden muß. Zum anderen gäbe 
es die Möglichkeit, Juristen mit dem ersten Staatsexamen 
und Neigung zum Lehrberuf zu Studienreferendaren zu 
ernennen. Um die Philologen, die neben ihren Spezial­
fächern auch Pädagogik studiert haben und darin geprüft 
worden sind, nicht zu benachteiligen, könnte die Studien­
referendarzeit für Juristen von zwei auf drei oder drei­
einhalb Jahre verlängert werden, so daß sich das auf der 
Universität Versäumte auf diese Weise in der Praxis nach­
holen ließe. Eine unterschiedliche Länge der Studienrefe­
rendarzeit für Philologen und Juristen wäre auch deshalb 
zweckmäßig, um die Juristen nicht gegenüber ihren Kolle­
gen, die Gerichtsreferendare mit dreieinhalb Jahren Re­
ferendarzeit werden, zu bevorzugen. Man a rgumentiere 
nicht, daß Philologen und Juristen in einem solchen Aus­
bildungsgang nicht gemeinsam ausgebildet werden könn­
ten. Für eine solche Regelung gibt es sogar Vorbilder bei 
den Archiv- und Bibliotheksreferendaren, die sich haupt­
sächlich aus mit Erfolg geprüften Kandidaten der philologi­
schen und der juristischen Fakultät rekrutieren. Um den 
Juristen im Hinblick auf d ie kürzere Referendarzeit in die­
sem Ausbildungsgang keinen zeitlichen Vorteil zu gewäh­
ren, verlangt man von ihnen zusätz lich zum ersten Staats­
examen die Promotion. Es gibt also durchaus noch nicht 
einmal revolutionäre Wege, ·um Fachleute für ein moder­
nes Fach zu gewinnen. 

Es könnte aber auch daran gedacht werden, juristische As­
sessoren als Studienassessoren für dieses Fach einzustel­
len . Hier würden ebenfalls keine neuen Wege beschritten; 
denn wo der Staat sich davon überzeugt hat, daß der 
Unterricht in neuen Schularten und Fächern von Fachleh­
rern wahrgenommen werden müsse, ernennt er auch Nicht-



philologen zu Studienräten. Es sei nur auf die moderne 
oben schon genannte Schulart der "Höheren Wirtschafts­
fachschule" hingewiesen, für die das Land Nordrhein­
Westfalen auch Volljuristen ohne jede weitere Voraus­
setzung in den einschlägigen Fächern als Studienräte ver­
wendet. 

Die vorgeschlagenen Lösungen könnten dem Fach Staats­
bürgerkunde neuen Auftrieb geben. Es wären Wege, den 
unhaltbaren Zustand abzustellen, daß unsere Schüler, Stu­
denten und öffentlichen Bediensteten Diskussionen mit 
Rednern anderer Staatsauffassungen meist nicht gewachsen 
sind. Was auf den höheren Schulen und den Fachschulen 

Butz, Ein lS-Sirenenprobeolarm Zivilschutz Heft 11 365 

versäumt wird, kann im studium generale auf der Universi­
tät und im Berufsleben nicht mehr nachgeholt werden. Das 
Gleiche gilt für Studienräte und Lehrkräfte aller Schul­
arten, die das Fach Staatsbürgerkunde nicht neben einem 
oder zwei anderen Fächern vom ersten Semester an stu­
diert haben. Es ist für jeden Lehrer eine Zumutung, das 
während des Studiums Versäumte durch einen Kurs des 
Lehrerfortbildungswerkes oder auf anderen Tagungen 
nachholen zu sollen. Solche Veranstaltungen können nur 
auf vorhandenen Grundlagen aufbauen und die notwen­
dige Vertiefung und Erweiterung bereits vorhandener 
Kenntnisse bezwecken . 

Ein LS-Sirenenprobealarm Auswertung und Erkenntnisse im LS-Ort Köln 

Von Verwal tungsrat Butz 

Köln ist in mehrfacher Beziehung ein Ballungsgebiet 1. Ord­
nung. Es leben hier z. Zt. auf 25136 ha 840 000 Einwohner. 
Die große Wohnd ich te, die besondere Verkehrslage, die 
bedeutsamen Verkehrsadern (Straße, Schiene und Wasser), 
die Viel za hl und die Bedeutung der Rheinübergänge mit 
der hohen Verkehrsfrequen z und Transportkapazität und 
schließlich die starke Konzentrat ion der Schwerindustrie 
mit dem rund um Köln liegenden Chemiegürtel zwingen 
dazu, den Aufgaben des örtlichen Alarmdienstes beson­
dere Aufmerksamkeit zu schenken. 

I. Die Aufgaben des örtlichen Alarmdienstes sind: 

die öffentliche Alarmierung der Bevölkerung durch Si­
renen oder durch andere akustische Mittel bei Angrif­
fen aus der Luft, bei rad ioaktiven Niederschlägen oder 
Vergiftungen und Verseuchung durch chemische oder 
bio logische Kampfstoffe 
Bekanntgabe der Beendigung der Luftgefahr bzw. des 
ABC-Alarms 

In der Stadt Köln (LS-Ort gem. § 9 1 ZBG), in der vordring­
lich öffentliche Luftschutzmaßnahmen durchzufüh ren sind, 
wurde erstmalig . . 
- im Rahmen eines Probebetriebes der Alarmmittel Im 

Reg .-Bezirk - ein LS-Sirenen-Probealar~ d~.rch~eführt. 
Die 9 es e t z I ich enG run dia gen hlerf.u~ sind.: 
- Gesetz über Maßnahmen zum Schutz der Zlvllbevolke-

rung vom 9. 10. 1957 (BGBI. I S. 1696) . 
- Allgemeine Verwaltungsvorschrift für ~en örtlichen 

Alarmd ienst vom 12.1.1961 (AVV-Alarmdlenst) 
- Verordnung über den Anschluß von Behörden und Be­

trieben an den LS-Warndienst vom 20.7.1961 (BGBI. I 
S.1037) 

Der Probebetrieb in Köln war zu folgenden Zwecken an-
gesetzt: 
a) i mal I g e m ein e n .. 

zur Unterrichtung und Gewöhnung der Bevolkerung an 
die Sirenen signale. 

b) i m be s 0 n der e n zur Uberprüfung 
- der Funktionsfähigkeit aller Sirenen 
- der richtigen W iedergabe der verschiedenen Sirenen-

steuersignale 
- der Entfernung, bis zu der Sirenen nach Art der Be-

bauung gehört werden, 
außerdem sollten Erkenntnisse gewonnen werden für die 
Verdichtung des weiteren Sirenenaufbaues. 

Zur Feststellung einwandfreier Ergebnisse wurden an jeder 
Sirene Beobachtungsposten eingesetzt. Für diese Aufgabe 
wurden hauptsächlich städt. Bedienstete ausgewählt die in 
ihre Aufgab~ eingewiesen wurden. Sie hatten den Auftrag, 
auf vorbereiteten Formblättern die Beobachtungsergeb­
nisse einzutra~en und diese unmittelbar nach Beendigung 
des Probebetnebes an das städt. Amt für Bevölkerungs­
schutz zu übersenden. 

Zusätzlich wurden elf weitere Beobachter mit P h 0 n _ 
m e ß ger ä t e n ausgerüstet und zu besonders charakte­
ristischen Standorten im Stadtgebiet entsandt. Diese hatten 
den Auftrag, die Lautstärke der Sirenensignale an den 
vorbestimmten .Stellen zu messen und die Entfernungen 
festzust~llen, bis zu denen die Sirenen gehört werden. 
Durch diese .Messunge.n er~ielt das Amt für Bevölkerungs­
s::hutz ausreichende Hinweise, welche der möglichen Plan ­
kurven der "Technischen Richtlinien für 
Planung und Einbau fester Sirenenanla­
gen des ö r tl ich e n A I arm die n s t e s" im Stadt­
zentrum und in den Randgebieten für die weitere Ausbau­
plan ung zugrunde gelegt werden müssen . 

Falgende Sirenensignale wurden ausgelöst: 
14.00 Uhr Luftalarm 
14.10 Uhr ABC-Alarm 
14.20 Uhr Entwarnung 

Beteiligt am Probebetrieb waren: 
das z u s t ä n d i g e War n amt, welches die Steuer­
signale sendete, 

die D e u t s c heB und e s pos t, die gemäß Abspra­
~he die ~arn~.e~ngest~!le und Warnfernortsgestelle auf 
Ihre Funktlonsfahlgkelt uberprüfte, 

die örtliche Presse, die einen Teil der Aufklä­
rungsarbeit für die Bevölkerung vor dem Probebetrieb 
übernommen hatte. 

v.e r s.c h i e d ~ ne Na c h bar ge m ein den, weil 
dl.ese In den SIrenenauslösungsbereich einbezogen waren. 
Die vom Warnamt gesendeten Steuersignale wurden von 
den Warnferngestellen aufgenommen und an die unter­
ge<?rdnete~ Warnferngestelle und Warnfernortsgestelle 
weitergeleitet. :'-Ile Warnortsferngestelle arbeiteten ein­
wandfrei. -. mit Ausnahme von einem Warnortsfernge­
stell - In einer Wählverm ittlungsstelle. Als Sofort-Maß­
nahme wurde angeordnet, die um 14.10 Uhr und 14.20 Uhr 
gesendeten Steuersignale an dem betreffenden Warnorts-
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ferngestell von Ha n d aus zu lösen. Als Fehlerquelle 
wurde von der DBP der Ausfall eines verbogenen Relais­
kontaktes festgestellt. 

Festgestellte technische Mängel: 

Wegen techn o Mängel fielen von der Gesamtzahl der mon­
tierten Sirenen 9 Sirenen aus. Das ist ein unter 5 % liegen­
der Anteil. Das Gesamtergebnis der Betriebsbereitschaft 
der Alarmanlage ist deshalb als voll befriedigend zu be­
zeichnen . Trotzdem interessiert, welche Gründe im einzel­
nen für den Sirenenausfall maßgebend waren, damit aus 
den gewonnenen Erfahrungen Maßnahmen für die Behe­
bung der Mängel getroffen werden können. 
Bei 4 Sirenenausfällen handelt es sich einwandfrei um 
Schaltfehler, bei weiteren 3 Sirenen lag der Fehler im stark­
stromtechnischen Teil der Anlage. Bei den restlichen 2 Si­
renenausfällen war die Ursache die Unterbrechung der 
Auslöseleitung infolge Umbaus der Sirenenstandorte. Die 
Sirenenwartungsfirma und die Deutsche Bundespost konn­
ten diese Mängel in ihrem Zuständigkeitsbereich in kürze­
ster Zeit beheben . 

Beobachtungen: 

Die in den verschiedenen Gegenden aufgebauten Beob­
achtungsstellen meldeten, ·daß das erste Sirenensignal 
(Luftalarm) um 14.00 Uhr und besonders das zweite Sire­
nensignal (ABC-Alarm) um 14.10 Uhr nicht genügend laut 
ausgestrahlt wurden. Es muß vermutet werden, daß die 
Anschaltezeiten von 2 Sekunden nicht ausreichen, um Sire­
nen auf die vorgeschriebene Tourenzahl zu bringen. Diese 
Vermutung wurde erhärtet durch das Sirenensignal (Ent­
warnung) 14.20 Uhr, bei dem der Sirenenmotor Zeit hatte, 
die volle Tourenzahl zu erreichen. Dieses Sirenensignal 
strahlte die erforderliche Lautstärke aus. 

Phonmessungen : 

Der hohe Verkehrspegel im gesamten Stadtkern sowie an 
einigen wichtigen Ausfallstraßen zu den Vororten hat ge­
zeigt, daß bei den weiteren Planungen in K öl n die 
P I a n kur v e I I I der "Technischen Richtlinien" ange­
wandt werden muß. Eine Ausnahme bilden die reinen 
Wohngegenden. Hier können die Sirenenabstände ent­
sprechend der Planungskurve II gewählt werden . 

Be san der e Sc h wie r i g k e i te n traten beim flie­
ßenden Verkehr an den Hauptverkehrskreuzungen und an 
einigen weiteren Schwerpunkten des Straßenverkehrs auf. 
Die während des Probealarms durchgeführten Befragun­
gen der Kfz.-Fahrer haben fast übereinstimmend ergeben, 
daß die Sirenensignale in den Fahrzeugen bei laufendem 
Motor und geschlossenem Fenster nicht gehört werden. 
Dies trifft auch für den fließenden Verkehr an Verkehrs­
kreuzungen zu, in deren unmittelbarer Nähe LS-Sirenen 
vorhanden waren. Die Folgerung ist, daß auch eine Er­
höhung der Anzahl der elektr. Sirenen bei starkem Ver­
kehrslärm in der Innenstadt keine Abhilfe bringt. Die Stadt 
Köln plant deshalb eine Verdichtung des Alarmnetzes für 
den fließenden Verkehr durch optische Signale. 

Optische Warnung: 

Für eine Alarmierung durch optische Signale bieten sich die 
an dem Verkehrsknotenpunkte vorhandenen Verkehrs­
ampeln an. Durch den zusätzlichen Einbau eines weiteren 
Ampelsignals - Z. B. rotes Blinklicht - oder durch das 
Aufleuchten einer Warnlampe, f.est montiert auf der Ver­
kehrsampel, kann der fließende Verkehr auf den Luftalarm 
aufmerksam gemacht werden. 

K 0 s t e n einer optischen Warnanlage werden sich dann 
in vertretbaren Grenzen halten, wenn für alle Verkehrs­
amepianlagen eine zen t r ale S t eu e run g durch 

durch eine Kommandozentrale erforderlich macht. Die 
hierbei zu beschaffenden Unterlagen werden auch für an­
dere Großstädte von Bedeutung sein. 

Der Probealarm hat gezeigt, daß der Ausbau der 1. und 
2. Ausbaustufe mit elektr. Luftschutzeinheitssirenen 57 noch 
nicht ausreichend ist. Es sind daher Nachrüstungen von ca . 
70 Sirenensteilen notwendig . Zur Verdichtung der Beschal­
eine Kommandozentrale möglich ist. In Köln werden Z. Zt. 
Untersuchungen durchgeführt, ob der steigende Kfz.-Ver­
kehr eine Abstimmung der einzelnen Verkehrsanlagen 
lungsbereiche insbes. in Gegenden mit aufgelockerter Bau­
weise ist bei der 3. Ausbaustufe der Einsatz von Preßluft­
sirenen vorgesehen. Diese haben den Vorteil, vom Stark­
stromnetz unabhängig zu sein. Der Beschallungsbereich 
einer Preßluftsirene beträgt im Stadtkern 500 bis 600 m 
durchschnittlich und in den Stadtrandgebieten 1000 bis 
1200 m. 

Die End aus bau s tu f e des Alarmsystems wird in 
Köln eine Ergänzung und Oberdeckung des gesamten 
Stadtgebietes bringen. Das Alarmsystem wird bestehen 
aus: 

dem Netz der festen Sirenenanlagen, 
den fahrbaren Luftschutzsirenen und 
den behelfsmäßigen Luftschutz-Alarmgeräten . 

Ihre dauernde Funktionsfähigkeit und gegenseitige Ergän­
zung wird dazu beitragen, die Sicherheit der Bevölkerung 
in dem Ballungsgebiet Köln zu verstärken . 

11. Luftschutzwarnstellen 

Neben den örtlichen Einrichtungen des Alarmdienstes, der 
durchörtliche Sirenenauslösung die öffentliche Alarmierung 
der Bevölkerung sicherstellen soll, besteht ein dringendes 
Bedürfnis War nd u r c h sag e n auslösen zu können. 

Der LS-Warndienst umfaßt das Warnnetz mit den Warn­
zentralen, Warnvermittlungen und Warnstellen . 

Ober das Warnnetz werden Luftlagemeldungen und 
Warnmeldungen als Rundsprüche über Draht und Sprech­
funk gegeben. Die Alarmanlage (Sirenen) des örtlichen 
Warndienstes in den LS-Orten sind durch Alarmleitungen 
mit dem Warnnetz verbunden. 

Nach der Verordnung über den Anschluß von Behörden 
und Betrieben an den LS-Warndienst können wichtige Be­
hörden sowie Betriebe mit lebens- und verteidigungswich­
tigen Aufgaben zum Anschluß an den LS-Warndienst ver­
pflichtet werden . Bisher wurden jedoch nur auf An­
t rag Behörden und Betriebe mit einer LS-Warnstelle aus­
gerüstet. Die Anträge können an die DBP oder vom An­
tragsteller unmittelbar an das LS-Warnamt gerichtet wer­
den. Die genehmigten Anträge werden der Oberpostdirek­
tion zwecks Einrichtung der Warnstelle durch die zuständi­
gen Fernmeldeämter zugeleitet. 

Dieses Antragsverfahren genügt nicht. Der Hauptgemein­
debeamte als ö r tl ich e r L S - Lei t er muß ein e 
Ein wir k u n g auf die Aus w a h I der Be tri e b e 
haben, die aus luftschutztaktischen Gesichtspunkten oder 
aus Gründen der Sicherstellung der Versorgung der Be­
völkerung an das Warnnetz angeschlossen werden müs­
sen. Betriebe solcher Art sind u. a. Unternehmen der Ver­
sorgung mit Wasser, Elektrizität und Gas, Einrichtungen 
der Abwässerbeseitigung, der Ernährungswirtschaft und 
des Verkehrs, Instandsetzungsbetriebe für die LS-Hilfs­
dienste und für Streitkräfte, Versorgungsdepots, Kranken­
häuser und Rundfunkanstalten. 
Für den Fall, daß die Drahtverbindung zwischen dem LS­
Warnamt und den örtlich zuständigen Warnferngestellen 
ausfällt, ist vorgesehen, daß die LS-Warnstellen zusätzlich 
mit einer E m p fan g s fun k a n lag e ausgerüstet wer­
den. Zur Zeit beschränkt sich die Obermittlung auf Draht­
verbindungen . Bis zur Ausrüstung einer Empfangsfunk-



anlage sollte deshalb eine Möglichkeit geschaffen werden, 
die Nachrichten des Warnamtes beim Ausfall der Draht­
verbindung zwischen Warnamt und örtlichem Warnfern ­
gesteIl von der LS-Befehlsstelle ins Warnstellennetz der 
Stadt Köln zu geben. Der örtliche Luftschutzleiter wird da­
durch in die Lage versetzt, zwischen den einzelnen 
War n dur c h sag end e r War n ö m t e r , die 
selbstverständlich P rio r i t ä t s c h ara k te r haben, in ­
terne Anweisungen für seinen örtlichen Bereich durchzu­
geben. Eine solche Regelung entspricht auch dem System 
der zentralen Sirenenauslösung. Auch hier kann beim Aus­
fall der Drahtverbindung zwischen LS-Warn amt und dem 
Warnferngestell der örtliche LS-Leiter die vom Warnamt 
über Funk empfangene Meldung auf örtlicher Ebene wei ­
terleiten . 

111. Die Vorbereitungen für den Probebetrieb 

Folgende Vorbereitungsarbeiten waren u. a. erforderlich : 

1. 0 r g. u. te c h n. B e re ich 
a) Aufbau des Netzes der Beobachtungsstellen an den 

Si renenstandorten, 
b) Unterweisung der Beobachtungsposten und der mit 

Phonmeßgeräten ausgestatteten Meßstellen, 
c) Absprachen mit dem technischen Personal der Deut­

schen Bundespost und der Wartungsfirma zur Ober­
wachung der A-Anlage, 
d) Unterweisung von Selbstschutzhelfern über die In ­
gangsetzung der Sirenen von Hand, 

e) Anlage und Ausgabe der Auswerte-Formblätter für den 
He lferstab . 

2. Auf k I ä run gun d P res s e a r bei t 
a) Durchführung einer Pressebesprechung, 
b) Postwurfsendungen für Haushalte, 
c) Texte für öffen tl. Bekanntmachung mit Angaben über 

Zeitablauf des Probebetriebes und Erläuterungen über 
Art und Bedeutung der Sirenensignale, 

d) Unterrichtung der Verwaltungen und Behörden mit be­
sonderen LS-Aufgaben (Bw, BB, BP usw. ), von Betrieben 
mit lebens- oder verteidigungswichtigen Funktionen und 
ihnen gleichzuachtende Betriebe, 

e) Erarbeitung von Presseinformationen für die Aufklärung 
der Bevölkerung über die Aufgaben des Zivilen Bevöl­
kerungsschutzes und die Notwendigkeit und den Um­
fang von Abwehrmaßnahmen im Rahmen des Selbst­
schutzes gegen die Gefahren von Angriffen aus der 
Luft. 

IV. Auswertungen 

Ein Probebetrieb mit Alarmerprobung hat keinen Sinn, 
wenn nicht versucht wird, mit den verfügbaren Mitteln min ­
destens folgende Auswertungsunterlagen zu erhalten : 

1. Ergebnisse zur Behebung und Ausschaltung der tech­
nischen Fehler und Mängel, 

2. Feststellung der Resonanz und der Verhaltensweise der 
Bevö lkerung, 

3. Oberprüfung der Organisation, Planung und Anlage 
des Probealarms. 

Da die eigenen Kräfte für die Auswertungsversuche nicht 
ausreichen, wurden folgende Personengruppen als Helfer 
gewonnen : 
a) das technische Personal der Deutschen Bundespost und 

der Wartungsfirma . 
b) freiwillige Helfer des örtl. BLSV, 
c) freiwillige Helfer aus den Betrieben mit lebens- und 

verteidigungswichtigen Funktionen, 
d) Schul- und Hausmeister und gleichzuachtende Personen 

sowie Hausbesitzer von Gebäuden , auf denen Sirenen 
montiert sind, 
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Jeder von uns kann plötzlich in die Lage kommen, einem 

schei n toten Verung lückten Erste Hilfe leisten zu müssen . 

Dann kommt es auf schnelles Handeln an. 

Sofort die Atemspende durchführen I 

Die Atemspende - das Einblasen der Atemluft - ermög­

licht eine wirksame Hilfe und Rettung. Die Atemspende 

ist leicht erlernbar. Jeder sollte im Notfall bereit sein 
als Atemspender Erste Hilfe zu leisten. ' 

Ein wichtiges H i lfsmittel: 

DRÄGER Ausrüstung zur Atemspende 

dB~tte Informations- und Lehrrnoterial über "Geräte für 
te Atemspende" - p 5555 - anfordern vom 

DRÄGERWERK LÜBECK 
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e) eigene Dienstkräfte, ergänzt durch weitere städtische 
Bedienstete aus den Dezernaten, 

f) Ordnungskräfte und Polizei (z. B. für Verkehrsstauun-
gen), 

g) die örtliche Presse . 

V. Die Mitarbeit der örtlichen Presse 

So wie die Presse vielfach kritisch die Arbeit und Planung 
auf dem Gebiet des zivilen Bevölkerungsschutzes beob­
achtet und in positiven wie auch negativen Artikeln das 
Problem Luftschutz der Offentlichkeit näher bringt, so hat­
ten auch die für den Probebetrieb Verantwortlichen Ge­
legenheit und Anlaß, die Mitarbeit der örtlichen Presse, 
aus der Sicht eines "leidgeprüften Veranstalters" zu sehen. 
Nun, um es mit einem Satz zu sagen, was die Presse ge­
boten hat, war im allgemeinen ordentlich, weil wohlwol­
lend und unterstützend. 

Die Auffassung, wer Luftschutz betreibt, bringt uns der 
Gefahr eines neuen Krieges näher, wurde noch nie von der 
verantwortungsvollen Presse vertreten, sondern nur von 
links- und rechtsradikalen Gruppen, die in Hetzartikeln an 
die Offentlichkeit kam. 

Die Presse - immer mit der Hand am Drücker - weiß 
durch ihre ständige Meinungsforschung so gut wie kein 
anderer, wie unpopulär der LS-Gedanke ist. Sie weiß aber 
auch, und wir spüren es durch die Artikel in der letzten 
Zeit, daß der Anteil der deutschen Bürger, der LS-Bemü­
hungen entweder mit indifferenter oder negativer Einstel­
lung begegnet oder völlig ignoriert, zunehmend sinkt. 

(Anmerkung: Ministerialdirektor Thomsen vom BMI hat in 
einem Interview im Dezember 1963 erklärt, daß der Pro ­
zentsatz von 60 auf ca. 25 bis 28 % gesunken ist). 

Weil dem so ist, sucht und prüft die Presse nunmehr haupt­
sächlich die Methoden, wie speziell in Deutschland für den 
Selbstschutzgedanken geworben wird, welche Mittel und 
Kräfte hierfür zur Verfügung stehen und wie die Mittel und 
Kräfte sinnvoll eingesetzt oder weniger sinnvoll verplant 
werden. Die Presse legt auch dort gerne den Finger auf die 
Wunde, wo sie vergeblich nach dem Erfolg sucht und wei­
ches die tieferen Ursachen der vermeintlichen Mißerfolge 
sind. 

Es kann nicht Aufgabe dieses Artikels sein, den Problem­
kreis Luftschutz / Presse zu lösen, es kann hier nur das 
Problem aufgezeigt werden. 

In Köln hatten wir jedenfalls keinen Grund, uns über das 
Zusammenspiel Presse / Luftschutz zu ärgern, da die Auf­
gabe "Probealarm" offen und fern von jeder Geheimnis­
krämerei behandelt worden ist. Die Presseankündigungen 
sowie die aufklärenden Artikel, um die das Amt für zivi len 
Bevölkerungsschutz gebeten hatte, wurden in den Tages­
zeitungen teilweise an bevorzugter Stelle oder in Fettdruck 
gebracht. Es soll nicht verschwiegen werden, daß hier und 
da Publikationen mit negativen Glossen und Zitaten ge­
bracht wurden . Die negativen Außerungen von Presse und 
Publ ikum standen aber fast aussch ließlich um den Problem­
kreis "was nützen Sirenen, wenn keine Schutzraumbauten 
vorhanden sind". 

Meinungsbefragung in der Bevölkerung 

Unter Mitarbeit der örtlichen Presse wurden einige ge­
zielte Fragen gestellt. Die Befragung wurde so angesetzt, 
daß hauptsächlich Passanten an den Hauptbrennpunkten 
des Verkehrs oder in der Nähe von Sirenenstandorten auf 
der Straße angesprochen wurden. Eine weitere Gruppe 
wurde in Betrieben und Geschäften befragt. Im ganzen 
gesehen also keine echte Repräsentativumfrage, die weder 
Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, noch nach wissen­
schaftlichen Methoden vorgenommen worden ist. Aus Platz­
mangel kann nur ein kleiner Querschnitt aus Meinungs­
äußerungen aufgeführt werden . Dabei soll das Negative 

nicht verborgen und das Positive nicht überbewertet wer­
den . Aus dem, was "jeder Mann" denkt und empfindet, 
können Folgerungen gezogen werden. Das Ergebnis der 
Befragung war keineswegs einseitig noch vorwiegend ab­
lehnend. 

Querschnitt aus den gewonnenen Meinungsäußerungen 

1. Frage : "Was halten Sie vom Luftschutz?" 
Die Aussagen sind wö rtlich wiedergegeben unter Angabe der Ber ufs­
bezeich nung d es Befragten. 

Texti lkaufmann : Ich halte vom Luftschutz gar nichts. Es gibt nur 
eins, den Krieg ve rm eiden, denn ei n Krieg mit 
herkömmlichen Waffen begonnen, endet mit 
nukl ea ren Waffen. 

Kraftfahrer: Es ist verständlich, daß die Stadlverwallung die 
Sirenen ausprobieren wil l. Ob allerdings Sire­
nen heule nach etwas nützen, ist fraglich. Di e 
Menschen müssen auf drohende Gefahren ge­
schü tzt werden , aber wo so ll en s ie so schnell 
hinlaufen! Es wä re besser, zuerst mit dem Bau 
vo n Luftschut zräume n zu beginnen. 

Finanzbuchhaller: Meiner Meinung nach wird für den Luftschutz 
zu wenig ge lan . Die Leute wissen nicht was ge­
schieht. Wo wird denn ein Bunker ader öffent­
licher Luftschulzraum gebaut? Ich bejahe den 
Probealarm, wenn aber keine Schutzräume vor­
handen sind, ist man dem Angriff völlig aus­
ge li efert. 

Kfz-Mech ani ker: Ich wa r Soldat, aber meine Frau schr ieb mir 
immer schreckliches aus Köln von den Alarmen 
und den Angriffen. Bereits beim Wiederaufbau 
unserer Sladl hätte man daran d enke n müssen, 
auch Luft schulzräume einzurichten. 

Architekt: Nach dem , was man so hört, kann mon doch 
vom ziv il en Bcvölkerungsschulz, hauptsächliell 
aber vom Luftschutz nicht allzuviel halten. Durch 
die Entwicklung der Technik dürfte der Nutz­
effekt vom Luftschutz recht bedingt sein. In 
Amerika kann mon als Privatmann Atombunker 
für den Garten kaufen. Wir hoben in Deutsch· 
land so was nicht. 

Techniker: Der Bevölkerungsschutz ist pos itiv zu beurteilen. 
O hn e Warnung der Bevölkerung ist ein Luft · 
schutz nicht möglich. Al s früherer Fahrer eines 
Werbewagen des Luftschutzverbandes holte ich 
gute Eindrücke in die Notwendigkeit und Tät ig· 
kei t des Luftschutzes . 

Geschäfts inhaber : Ich ste ll e die Gegenfrage! Warum fangen wir 
erst jetzt dami t on ? 

Ausw. Fabrikant : Bi n erfreul über die Init iative in Köln. Ich selbst 
lei te einen mittleren Betrieb und habe für die 
Erholtung von co. 100 Arbeitsplätzen zu sorgen. 
Bei dem großen Existenzkampf habe ich hein 
Geld für Luftschutzmaßnahmen in meinem Be­
trieb übrig. Aber meine Leute sind über luft· 
schu lzgerechtes Verholten durch eine n mei ner 
Meister im Betrieb unterrichtet. Das war in 
Verbindung mit dem Betriebsrat möglich. Mehr 
kann ich nich t tun. 

Fabrikant aus Köln: Nun meine Herren, wenn mein Betrieb lebens­
wichtig ist so soll dafür der Staat für luftschutz· 
vorbeugende Maßnahmen was tun. Meine Be· 
legschaf t und ich werden im Rahmen d es ver­
tretbaren uns nicht versagen. 

Zivilist: Was ich vom Luftschutz halte, kön ne n Sie in 
den nächsten Tog en veröffentlicht in der ... Zei­
tung lesen. 

Mopedfa hrer 17 Jahre : Noch nicht viel davon gehört I Klar. 

Kau fmann : Der Westen muß sehen, daß er den Kre ml ni cht 
noch mehr verärgert. Man muß se hen daß We­
sten und Osten zusammen Fr ied enspolitik be­
treiben. 

Arbei te r: Na wat denn, die Raketen fliegen so schnell, 
da ist weder Warnung noch Vorwarn ung mög­
lich . 

Gastwirt: Die Ausbildung muß obligatori sch sein. Das 
würde den Leuten auch Spaß machen. Sie müß­
ten mal sehen, wie sonntags in meinem Lokal 
z. B. nach freiw. Feuerwehrübungen diskuti e rt 
wird. 

Lehrer : Si nnl os, solange wir auf Jah re hinaus weder ge· 
nüg e nd Geld noch genügend Bun ker fü r LS­
Zwecke haben. 

Architekt : In Köln baut mon die U·Bahn neuerdings. Hof­
fen tl ich werd en dadurch unterirdische Zweck­
bauten für den Luftschutz e rrichtet. Dann wür­
den auch die verfallenen schrecklich aussehen­
den Bunker au s dem Stadtbild verschwinden. 

Mutter u. Hausfrau : 0 Gott, wenn ich on meine Kinder denke I 

Frau am Gemüsestand : De Minsche hand oll Angst, we il alles umsön st 
wör. 



2. Frage Jte ilweise an einen anderen Personenkre is gerichtet), "Wissen 
Sie was ie Sirenensignale bedeuten?" 

Grieche, Sperre am 
Hauptbahnhof , 

Taxifahrer am Hbf., 

Parkwöchter, 

Schulklasse mit 
Lehrerin, 

Stud ent mit kl. 
Sportwagen, 

Hausmeister: 

Radfahrer, 

Beamter, 

Fm-Techniker: 

Dachdecker, 

Zeitungsleser: 

Bauführer, 

Zögernd: .Viel leicht Kirmes oder Raketenbahn ,. 

Natürlich, ers tes Signal Alarm, zweites Signal 
Entwa r nung! 

Nein heute isl alles anders, genau wie bei der 
Weh;macht jetzt. 

Sie w ußten es alle. Brav klangen ih re Sprüch­
lein wie auswendig gelernt. - Von la ngge­
stre~kten Tönen, Dauertönen, an und abschwel­
lenden Tönen ware n sie unterrichtet, auch hot­
len sie die richtige Reihenfolge parat - Luft­
alarm, ABC-Al arm, Entwarnung. Leider wußten 
sie nicht wie sie sich im Ernstfall verhalten soll· 
ten. 

Nein im Ernstfall höre ich es im Autoradio 
mit Erklörung. 

Na klar. Ich bi n doch gestern erst eingewiesen 
word en. Die Dinger sind nur verdammt laut. 

Nein , denn Sirenen haben wir, wo haben wir 
Bunker' 

Ich bedauere außerordentlich - nein - muß das 
aber nachholen. Ob Zweck oder nicht Zweck 
im Kriege, ist problemat isch. Bei Naturkatastro­
phen aber wie in Ha mburg wören die Sirenen 
~ehr nützlich gewesen. 

Warnzeichen sind amtl iche Beschallungstöne I 
Die Reihenfolge und Bedeutung der Sirenen 
kenne ich noch nicht. 

Diesen Sirenenschreck sollte man zur Gewöh­
nung nich t zum Arger der Leute höufiger durch­
führe'n. Es braucht nun gerade nich t in den Mit­
tagsstunden zu sein. 

Sie sehen ich studiere gerade d ie Zeitung. Ich 
persönlich halte nich ts davon . Die Anstrengun­
gen sind i llusorisch. 

Fur Katastrophen magen sie gut se in, ober 
sonst2 Ich wil l Sie nicht mehr hören. 

3. Frage: Es ist jetzt Probealarm, was würden Sie im Ernstfall tun?" 

Ein Mann : 

Parkplatzwöchter: 
(auf dem Doch eines 
Ti efbunkers ist der 
Parkplatz) 

Domlosverköufer: 

Andenkenverköufer : 

Die Schulklasse von 
vorhin bei der 
Dombesichtigung : 

Alte Dome: 

Kau fmann : 

Eine Frau: 

Anstreicher: 

Ein Versehrter im 
Rollstuhl: 

Angeslellter, 

Ein hinzukommender 
Passant: 

Junge Frau, 

G ruppe junger 
Mönner: 

Er erku nd ig te sich selbst was er nun tun. müsse. 
. Wohin so llen wir denn rennen? Vi ell eich t da 
unten hin?· f rag te er und er zeigte auf ein 
Schild mit der Aufschrift . Herren·. 

Ist das A larm? Ist doch o lles Unsinn! Ich gehe 
in den Bunker. 

Nichts' Ich war zu la nge in Sibirien. 

Mein Herz würde das nicht noch einmal über­
leben. 

Verschwinden irgendwohin I 

Sie griff sich ans Herz. Verwirrt fragt.e sie, ob 
sie nun in den Keller müsse und wo e.,n ~olcher 
Keller geöffnet wöre, wo alte Leute hlnkonnen? 
In ihrer Heimatstadt Bremerhaven sei noch nicht 
geprob t worden . Der nette Herr v()m SO~lalamt 
zu Hau se der ihr Immer oll es erkl are, hotte Ihr 
sonst sich'er gesagt was sie tun so lle. 

Auf keinen Fall unter dem Lade~ tisch in Dek 
kung gehen oder mit der Feuerpntsche hantie-
re n. 

Die Er innerun!iJen on di e Alarm e in Köln. im 
letzten Krieg Si nd so qualend , Ich weiß es nicht. 

Sofort ein feuchtes Tuch im Mund und in den 
nöchsten Kel ler oder SchlupfWinkel. 

Er spielte Touri sten am Dom etwas vor auf sei­
ner Mundharmonika. Er gab kei ne Antwort und 
spielte sein Lied zu Ende. 

Ich würde mich luftschutzmäßig verhalten . Ich 
bin im Selbstschutz ausgebi ldet worden. 

Wo kann man sich ausbilden lassen? Was kostet 
das ? 
Malen Sie bitte kein Schreckgespenst on d ie 
Wand, Wir hoben unsere Kinder noch nicht 
g roß ! 

Wir geben keine Antwo!L Sie sol~ten die Zeit 
für eine sinnvolle Beschafllgung nutzen. 
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Resümee der Meinungsbefragung 

Als Resümee der Meinungsbefragung kann man folgendes 
zusammenfassen: 

1. Der Probealarm war zur Gewöhnung der Bevölke­
rung notwendig . 

2. Weitere Probealarme müssen in regelmäßigen Ab­
ständen angesetzt werden , wobei auch luftschutz­
mäßiges Verhalten der Bevölkerung gefordert werden 
muß, wenn die Voraussetzungen vorhanden sind . 

3. Bei dem ersten Probealarm konnte ein luftschutzge­
rechtes Verhalten der Bevölkerung nicht gefordert 
werden, da die organ isatorischen und technischen Vor­
aussetzungen hierfür noch fehlen. 

4. Die Skala der Meinungen ist weit gespannt. Es gibt 
weder eine einheitliche Meinung über Sinn und Zweck 
von Luftschutzmaßnahmen, noch eine befriedigende 
Verhaltenswe'ise der Bevölkerung, infolge der noch 
ungenügenden Aufklärungsarbeit. 

5. Die meisten Bürger reagierten während des Probe­
ala rms entsprechend ihrer Mentalität und den persön­
lichen Erlebnissen des letzten Krieges; sie urteilten 
über den Probealarm entsrepchend ihren Umweltein­
flüssen. 

6. Die negativen und posit iven Äußerungen halten sich 
die Waage. Dabei ist zu berücksichtigen, daß unter 
den negativ eingestellten sich sehr viele Skeptiker be­
finden, die zunächst abwarten oder in quälender Er­
Erinnerung an den letzten Krieg bei ihrer jetzigen Mei­
nung noch verharren, im Ernstfall aber mitmachen 
werden. 

7. Erschreckend groß ist die Anzahl der Befragten ohne 
eigene Meinung. 

8. Der Ruf nach Errichtung von Schutzraumbauten ist nicht 
zu überhören . Für Köln ist dies aus folgenden Grün­
den verständlich: 

Luftkrieg 1939-1945 in Köln 
Offentliche Luftwarnungen 
Fliegeralarme 
Dauer der Alarmzeichen 
Luftangriffe 

1089 
1 122 

insgesamt 82 Tage 

eingesetzte Kampfflugzeuge ca. 
262 

7300 
nbgeworfene Luftkampfmitlel (Mindestzahlen ) 
Minen 1274 

42950 
1401939 

39649 
40000 m2 

Sprengbomben 
Stabbrandbomben 
Phosphorbrandbomben und Kanister 
LS-Raum (ohne LS-Keller) 
Dokumentarisch nachgewiesene 

ca . 

Fliegertote ca. 14000 
Hinzu kommen weitere 6000 Tote, die sich zusammen­
setzen aus unbekannt gebliebenen Fällen, Auswärts­
verstorbenen usw. Die zwar nicht ausreichenden aber 
gut erreichbaren Schutzraumbauten haben in V'erbin ­
dung mit der planmäßigen Umquartierung von Bevöl­
kerungstei len im letzten Krieg dazu geführt, daß nach 
dem Bevölkerungsstand von 1939 nur" 26 % auf 
100" der Einwohner Kölns durch "Luftan~riffe '~ms 
Leben kamen. 

9. Die zunehmend positive Haltung der Bevölkerung ent­
spricht der Erkenntnis, daß es gegen Angriffswaffen 
auch Abwehrmittel gibt, wenn die Menschen unter ent­
sprechenden und re c h t z e i t i g vor b e r e i t e -
te n Sc hut z b e d i n gun gen leben können. 

10. Ei.n Hinweis auf notwendige Aufklärungsarbeit ergibt 
die Tatsache, daß Viele Befragte die amtlichen Bezeich­
n.un~en Luftschutzalarm, A~C-.Alarm und Entwarnung 
richtig genannt haben und sie In der Mehrzahl vonein­
ander unterscheiden konnten. Das zeigt, daß die Be­
völkerung aufmerksam das Tagesgeschehen in den 
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Ze itungen verfolgt, denn in der ö rtl ichen Presse w are n 
d ie Sirenensignale einige Tage vor dem Probealarm 
ausführlich erklärt und erläutert worden . 

11 . Eine gute, d . h. sinnvolle und sachverständige, aber 
a uch modern angelegte Aufklärung der Bevölkerung 
tut not. Eine Aufkl ärungskompagne kann nur mit wohl ­
woll ender Unterstützung der öffentl ichen Publikations­
o rgane durchgeführt werden . 
Man muß erkennen, daß die Aufklärungsarbeit zwar 
keine Propaganda, aber doch auch Werbung ist. 
Werbung für eine notwendige und darum gute Sach e. 
Die Aufklärungsarbeit kostet viel Geld. Gleichwohl ist 
die Hinweisung a uf luftschutzmäßiges Verhalten , die 
Unterrichtung über die Gefa hren und ihre Abwehr­
möglichkeiten sowie d ie Unterweisung und Ausbildung 
im Selbstschutz mehr als bisher erforderlich. 
Die vom Bund zentral gesteuerten Aufklärungsmaß­
nahmen müssen, um den notwendigen Widerha ll in der 
Bevö lkerung zu finden , durch ö rtliche Kampagn en er-

gänzt werden . Dies ist notwendig, um die Aufklärungs­
arbe it mit den örtli chen Gegebenheiten obzustimmen. 
Entsprechende Haushaltsmittel sol lten zur V~rfügung 
gestellt werden , damit der Schwerpunkt der Aufklä ­
rungsarbeit verlegt werden kann , auf d ie t ä t i g e 
Mit a rb e i t des ein z ein e n. Eine tätige M it­
arbeit wird erre icht durch d ie Anlage und oftmal ige 
Wiederholung von LS-Sirenenerprobungen, Alarm ­
und Einsatzübungen der örtlichen LSHD-Dien ste, durch 
Ausstellungen und Schaustellungen . N icht zuletzt müs­
sen v iel mehr Einrichtungen zur Ausbildung des Selbst­
schutzes geschaffen werden, die es der Ma sse der Be­
vö lkerung ermöglicht, ohne große Anfahrtswege und 
Zeitverluste te i lzunehmen . 
Be i den quälenden Erinnerungen an den letzten Krieg 
wird die Bevölkerung nur dann zunehmend Verständ ­
nis aufbringen und mitarbeiten, wenn auch die 
V 0 I k s ver t r e tun g und der Gesetzgeber ihr end ­
li ch a uch die wir ke nd e Kr a f t dazu gibt. 

Bundesverband der Deutschen Industrie und Werkselbstschutz 

Vorbemerkung : In H ef/ 1011963 haben wir auf S. 346 u . f. die "Ersten Empfeh lungen fitr planerisch-organisatorischc 
Vorbereitungen in den Betrieben zur H erstellung der zivilen Verteidigungsbereitschaf/" , die der BD I 
,zn seine Mitglieder verteilt hat, in einem ausführlichen Atlszug wiedergegeben. 
Fast genau ein Jahr später bringt der BDl zwei weitere Drucksachen, die Z w e i t e n E m p feh­
I i t n gen "Vorschläge fitr Stärke, Gliederung, Ausriistung und Ausbildung von Werkselbstschutzkräf­
ten gemäß § 24 des Entwurfs zum Selbstschutzgesetz" und die D I' i t t e n E m p feh Iit n gen "An­
leitung für eine Werkbeschreibung". Die Mitglieder des für die H erausgabe dieser heiden Schriften ver­
'Intwortlichen Arbeitskreises des BDl haben in der verhältnismäßig kurzen Zeitspanne eine beachtliche 
Leistung vollbracht, die anerkannt zu werden verdient. 
Uber die gntndsätzlichen Uberlegungen bei der Abfassllng der beiden neu herausgegebenen Empfeh­
lungen haben wir in H ef/ 1011964 aus berufener Feder einen ausführlichen Beitrag auf S. 333 u. f. ge­
bracht (vgl. Kohnert, Gedankliche Grundlagen der I3D l - D ruckschriften). 
Wi egen der richtungsweisenden Bedeutlmg dieser Empfehlungen für die Aufstellung des Werkse lbst­
schutzcs in den Betrieben geben wir im Nachstehenden ausführliche Auszüge wieder. ( Rat1mnot gestat­
tet leider den wörtlichen Abdl'1<ck nicht.) D er BD! weist allf Wunsch des BlIndesministers des l nnern 
darauf h in, daß es sich bei den Zweiten Empfehl,mgen um Vorschläge handelt, die nicht in allen 
Punkten mit den Vorschlägen der Bundesregierung iibereinstimmen. 

I. Zweite Empfehlungen - "Vorschläge für Stärke, GI;ede­
rung, Ausrüstung und Ausbildung von Werkselbstschutz­
kräften gemäß § 24 des Entwurfs zum Selbstschuhgesetz" 

Diese gl iedern sich in zwei große Abschnitte, von denen 
sich etwa das erste Drittel mit Grundsatzfragen , Aufgaben 
und Gliederung, personellem Aufbau, Ausrüstung und Aus­
bildung befaßt. In insgesamt 23 Anlagen enthält der zwe ite 
Teil ins Einzelne gehende Anhalte für Stärke, Ausrüstung 
und Ausbildung der WS-Einheiten mit Ri chtwerten und Bei ­
spielen für die Bemessung der betriebsindividuellen Ver­
stärkung, Ausrüstungsnachweise für die verschiedenen 
Dienste (WS-Brandschutz-, WS-Bergungs-, WS-Sanitäts-, 
WS-Ordnungs- und Sicherheits- sowie WS-ABC-Schutz­
d ienst). Hinweise auf Ausbildungsliteratur bilden den Ab­
schluß der "Zweiten Empfehlungen", denen nachgesagt 
werden darf, daß sie mi t besonderer Sorgfalt und Umsicht 
so ausgearbeitet sind , daß sie auch Betriebsleitern , die sich 
zum ersten Male mit der Materie befassen, wesentliche Er­
leichterungen an die Hand geben . 

Die Zweiten Empfehlungen gehen, wie sich aus den Vor­
bemerkungen erg ibt, von den Varschriften des § 24 des 
Entwurfs zum Selbstschutzgesetz aus und zielen darauf ab, 
aus der Sicht der betrieblichen Praxis mit einem Mindest­
maß an Kosten ein Höchstmaß an Wirksamkeit zu er-

Sdnifileitllllg 

reichen . Es handelt sich hierbei nicht um behördliche Richt­
linien im Sinne einer später gemäß § 24 zu erarbeitenden 
Rechtsverordnung, sondern um eine Arbeits- und Diskus­
sionsgrundlage für alle die Betr iebe aus Industrie und der 
übrigen gewerblichen Wirtschaft, d ie sich mit diesem Pro­
blem organisatorisch und personell z u befassen wünschen 
und d ie vorgesehenen Führer und Unterführer ausbi lden 
lassen wollen . Die alsbaldige Einleitung der Schulung der 
künftigen Führer und Unterführer w ird deswegen empfoh­
len, weil nach Erlaß des Selbstschutzgesetzes die Kapa zi­
täten der Schulen des BLSV und des LSHD durch die dann 
ausbildungspflichtigen Bürger voll in Anspruch genommen 
sein werden . 

Aus dem ersten Abschnitt bringen wir die nachstehenden 
Auszüge : 

1. Grundsätzliches 

Im Rahmen der allgemeinen Selbstschutzpflicht kommt dem 
Selbstschutz in den Betrieben besondere Bedeutung zu . 
Grundlagen hierfür sind die Bestimmungen des Selbst­
schutzgesetzes sowie die Verantwortung der Betriebs- bzw. 
Werksleitungen, geeignete Hilfsmaßnahmen zum Schutz 
und zur Rettung der Menschen im Betrieb und zur Scha­
densbekämpfung zu treffen. 



Bei der Vielfalt der gewerblichen Unternehmen können die 
Ausführungen nur einen Anholt für dos geben, was in den 
unter § 24 des Entwurfs zum Selbstschutzgesetz folle~~en 
Betrieben mindestens getan werden muß. Diese Richtlinien 
entbinden keinen Unternehmer und keine Unternehmens­
leitung von der Verantwortung, unter Berücksichtigung der 
besonderen Belange des einzelnen Betriebs über dos ge­
botene Mindestmaß hinaus zusätzliche Maßnahmen zu 
treffen . 

Hierzu gehört auch die Entscheidung über die Einpl~nung 
einer personellen Reserve (Ablösung ) der WS-Krafte In Be­
tr ieben mit einheit licher Arbe itszeit für ol le Betrtebsange­
hörigen oder mit mehreren Schichten, insbesondere dann, 
wenn der Betrieb durch seine Eigenart und Loge die Nach­
barschaft gefährdet. 

Bei ausgedehnten Betrieben kann die Unterteilung .. in. WS­
Abschnitte und die Sicherstellung des schnellstmogltchen 
Ein sa tzes der WS-Kräfte durch geeignete Nachrichten­
mittel und Melder für eine straffe und schlogkräftige Füh­
rung in Frage kommen . Die Auswertung der Werkb.eschrei­
bung bietet die Grundlage auch für die.se Entscheidungen 
(s. ,,3. Empfehlungen - Anleitung für eine WerkbeschreI­
bung"). Alle den Einsatz des Werkselbstschutzes betreffen­
den Gegebenheiten, Anordnungen und Maßnahmen sind 
in einem Werkselbstschutzplan (WS-Plan) zusammen~as­
send festzulegen, der stets den sich ändernden betrteb­
lichen Verhältn issen anzupassen ist. 

A l le Beteiligten müssen durch Nochschulungen und prakti­
sche Obungen immer wieder mit den Anordnungen ver­
traut gemocht werden. Bei Anderunge~ von Anordnungen 
ist für sofortige Unterrich tung der Beteiligten und Abande­
rung oller Ausfertigungen des WS-Planes zu sorgen. 

Im WS-Plan ist ferner festzulegen, daß auch sonstige im 
Betrieb anwesende Personen, die nicht zum Werkselbst­
schutz gehören, den Weisungen der WS-Führungskräfte 
unterstehen und zu Hilfeleistungen herangezogen werden 

können. 

Die unterschiedlichen Ausgangsannahmen für den Einsatz 
des W erkselbstschutzes hoben es geboten erscheinen las­
sen, bezüglich des Aufbaues und Umfangs des Werkselbst­
schutzes einen Mittelweg zu wählen. 
Der Sochschutz wird in den nachstehenden Richtlinien nur 
berücksichtigt, soweit er unmittelbar oder mittelbar ~em 
Schutz der Menschen in den Betrieben und der ggf. gefahr­
deten N achbarschaft dient. 

2. Aufgaben und Gliederung 

Der W erkselbstschutz dient dem Schutz der Menschen im 
Betrieb und der hierzu erforderlichen Schadensbekämp-

fung. 
Die Vergleichba rkeit de r Aufgaben mit entsprechend~n 
Maßnahmen in den Wohngeb ieten läßt es auch fur die 
WS-Kräfte zweckmäßig erscheinen, s.ie noch F.ach?lensten 
aufzustellen, auszurüsten und auszubilden sowie fuhrungs­
mäßig zu Einheiten zusammenzufassen. 

Nachstehende Gliederung sollte angestrebt werden : 

Führer der Werkselbstschutze inheit (W S-Einheit) 
und mindestens ein Stellvertreter. 

Brandschutzdienst 
zur Bekämpfung und Rettung von Menschen aus Brand-

gefahr. 

Bergungsdienst 
zur Bergung Verschütteter. 

In sta nd setzu ngsd i enst, 
um betriebliche Gefahrenstellen, die beson.ders geschu!te 
und erfahrene Spezialkräfte erfordern, zu sichern und ein­
getretene Schäden zu beseitigen. 
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So n i tätsd i en st 
zur Le istung der Ersten Hilfe, der Betreuung und Reg istrie­
rung der Verletzten und - soweit möglich - für deren 
Abtransport. 

Ordnungs- und Sicherungsdienst 
zur Einweisung der Betriebsangehörigen in Schutzräume 
sowie zur Unterstützung der Brandschutz- und Bergungs­
kröfte on Schwerpunkten oder zur Lenkung der dos Werk 
verlassenden Betriebsangehör igen und zu r Sicherung der 
Betriebe gegen Diebstahl, Plünderung und Sabotage. 

ABC-Schutzdienst 
zur Feststellung radiooktiver, biologischer oder chemischer 
Kampfmittel, deren Meldung und ggf. ouch Kennzeichnung 
der betroffenen Bereiche sowie Beseitigung oder Minde­
rung der Einwirkungen. 

Fernmeldedienst (vor ollem bei größeren Betrieben ) 
und Melder für die Verbindung innerhalb des Betriebes 
sowie noch außen : 

Die Unterteilung in Trupps (1 : 2), Stoffeln (1 : 5), Gruppen 
(1 : 8 10) und ggf. in Züge richtet sich noch der Stärke der 
Fochdienste, die von den betrieblichen Verhältnissen ab­
hängt (siehe Anlage 2). 

3. Personeller Aufbau 

Die Auswertung der Werkbeschreibung (3. Empfehlungen ) 
zeigt dem einzelnen Unternehmer oder der Unternehmens­
leitung die Gefährdung des jeweiligen Betriebes und damit 
den Rahmen für die unumgänglichen Maßnahmen in Er­
füllung der gesetzlichen Aufgaben . 

Bedingt durch den Umfang der zu leistenden Aufgaben 
wird sich jeder Betrieb, der zur Aufstellung von WS-Ein­
heiten verpflichtet ist, im allgemeinen vorerst auf den Auf­
bau einer W S-Einheit noch Anlage 2 dieser Richtlinien ein­
stellen müssen. 

Anlage 2 Tabelle I berücksichtigt hinsichtlich des personel­
len Umfanges des Werkselbstschutzes sowohl eine dem 
Verteidigungsfall voraufgehende Spannungszeit als auch 
den Oberraschungsangriff. 

Die Frage des Rückgriffs auf evtl. bereits vorhandene Fach­
kräfte, wie Werkfeuerwehrangehörige, Werksan itäter, 
Werkschutzangehörige, wird in jedem Betrieb individue ll 
zu prüfen sein. 

N och abgeschlossener Ausbildung und Ausrüstung der 
Fochdienste der WS-Einheit noch Anlage 2 Tabelle I ver­
fügt der Betrieb über WS-Führungskräfte und WS-Helfer 
sowohl für einen aktionsfähigen Werkselbstschutz als auch 
für die Ausbildung weiterer Trupps, Stoffeln oder Gruppen 
in den Fochdiensten, wenn die Werkbeschreibung dies er­
forderlich erscheinen läßt. (Vgl. BI. 2, Anlage 2. ) 
Ein Betrieb mit Schichtarbeit bildet für jede Schicht eine 
WS-Einhe it noch Anlage 2 Tabelle I. Reicht die Belegschaft 
einer Schicht nicht aus, um wenigstens eine WS-Einheit 
noch Zeile 1 der Anlage 2 aufzustellen, so ist für diese 
Schicht ein Betriebsselbstschutz noch § 21 des Entwurfs zum 
Selbstschutzgesetz einzurichten. 

Ein Betrieb auf ausgedehntem Werksgelände, das über­
wiegend oder völ lig durch Bauten und Fabrikationsanlogen 
belegt ist, muß die Zahl der WS-Krä fte noch der Flächen­
ausdehnung bemessen, falls sich nicht auf Grund der 
Schichtstärkef! eine größere Zahl ergibt. Vgl. Tabelle 
III-IV Anlage 2. 

Zum Au.sgleich der Ausfälle durch Arbeitsplatzwechsel, 
Krankheit und Urlaub sind die Sollstärken der Anlage 2 um 
10 bis 15 % on auszubildenden Betriebsangehörigen zu er­
höhen. 

Als WS-Kräfte sind nur Betriebsangehörige auszuwählen, 
die das 25. Lebensjahr bereits vollendet und nicht in der 
Bundeswehr gedient hoben . 
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Inhaber von Einberufungsbescheiden sowie von Bereitstel­
lungsbescheiden der Bundeswehr oder nach dem Zivil ­
dienstgesetz und Gastarbeiter sind für den Werkselbst­
schutz nicht auszuwählen. 
Die Freistellung von Betriebsangehörigen für den Einsatz 
im Werkselbstschutz ist durch die Leitungen der Betriebe 
bei den zuständigen Dienststellen (Arbeitsämter, Wehr­
ersatzdienststeIlen und sonstigen Dienststellen) zu bewir­
ken. 
Bei der Auswahl der Führungskräfte ist darauf zu achten, 
daß sie auf Grund ihrer persönlichen und fachlichen Vor­
aussetzungen sowohl für die Durchführung der praktischen 
Maßnahmen im Werkselbstschutz als auch für die Führung 
der WS-Helfer im Einsatz geeignet sein müssen. Hierzu 
gehört auch die Fähigkeit, den WS-Helfern die erforder­
lichen Fachkenntnisse vermitteln zu können. 
Nach ihrer Auswahl sind die künftigen WS-Kräfte (werks-) 
ärztlich zu untersuchen, um festzustellen, ob sie auch den 
besonderen körperlichen Anforderungen, z. B. einem län­
geren Einsatz unter der Schutzmaske, ohne selbst Schaden 
zu nehmen, gewachsen sind. 

4. Ausrüstung 

4.1 Allgemeines 
Die Werkselbstschutzkräfte sollen entsprechend ihren Auf­
gaben ausgerüstet werden. Zur Ausrüstung gehören: 
a) die persönliche Ausrüstung einsch!. der Verpflegung für 
alle Werkselbstschutzkräfte, 
b) das Gerät der Fachdienste. 
Die einzelnen Ausrüstungsgegenstände und Geräte sind in 
Ausrüstungsnachweisen zusammengestellt. Sie sollen als 
Anhalt dafür dienen, welches Gerät für die einzelnen 
Fachdienste erforderlich sein kann . Art und Anzahl der 
notwendigen Geräte richtet sich nach den jeweiligen be­
trieblichen Gegebenheiten. 
Es sollte angestrebt werden, das Gerät 50 weit wie möglich 
aus geeigneten, vorhandenen Beständen zusammenzustel­
len und bereitzuhalten. Für geschützte und jederzeit zu­
gängliche Unterbringung muß Vorsorge getroffen werden. 
Der Führer der WS-Einheit hat sich regelmäßig zu über­
zeugen, daß die bereitgestell te Ausrüstung vollständig und 
durch Pflege und Wartung in stets einsatzbereitem Zu­
stand ist. Mängel müssen unverzüglich beseitigt werden . 
4.2. Hinweise zu den Ausrüstungsnachweisen 
4.21 Persönliche Ausrüstung (Anlage 3) 
Die persönliche Ausrüstung 5011 griffbereit an zen traler 
Stelle, nach Möglichkeit in dem für die Werkselbstschutz­
kräfte vorgesehenen Schutzraum gelagert werden. 

Bei Betrieben, die über eine eigene Werkfeuerwehr ver­
fügen , ist den Werkfeuerwehrangehörigen die bisher üb­
liche Schutzausrüstung und Bekleidung zu belassen. 
4.22 Ausrüstungsnachweis für WS-Brandschutzdienst 
(An!. 4, 5) 
Das Gerät der Staffeln und Gruppen ist der Ausrüstung 
der Selbstschutzzüge bzw. des Zivilschutzdienstes ange­
glichen. Eine weitgehende einheitliche Ausrüstung der WS­
Brandschutzkräfte ist zu empfehlen, um ggf. einen gemein­
samen Einsatz mit Zivilschutzdienst-, Feuerwehr- oder WS­
Brandschutzkräften benachbarter Werke durchführen zu 
können. 
4.23 Ausrüstungsnachweis für WS-Bergungsdienst (An!. 6, 7) 
Das Gerät für die Bergungskräfte ist aufgeteilt in eine 
Trage-Ausrüstung, mit der jeder Angehörige dieses Fach­
dienstes ausgestattet wird und in Trupp-, Staffel- bzw. 
Gruppenausrüstung, die an geschützter und zugänglicher 
Stelle im Werkgelände gelagert werden 5011. 

Je nach flächenmäßiger Ausdehnung eines Betriebes ist 
eine Verladung auf Karren oder leichte Anhänger vorzu­
sehen, um die Geräte ggf. im Handzug zur Einsatzstelle 
befördern zu können. Weitere Geräte, die sich für den 
Einsatz bei Bergungsarbeiten und zur Trümmerbeseitigung 
eignen, wie z. B. Hubstapler, Schaufellader, Planierraupen, 
Bagger, fahrbare Kompressoren, Stromerzeuger usw., 
sollten einsch!. des Bedienungspersonals für den Einsatz im 
WS-Bergungsdienst vorgesehen werden. Die Bereitstellung 
ist im WS-Plan festzulegen, trümmersichere und zugäng­
liche Abstellplätze sind vorzubereiten. Ein behelfsmäßig 
gesicherter Abstellplatz kann schon durch Errichtung von 
Erdwällen sowie Abdeckung und Verzurrung der Geräte 
mit festen Planen geschaffen werden. 
4.24 Gerät für WS-Instandsetzungsdienst (Anlage 8) 
Das Gerät für den Instandsetzungsdienst richtet sich nach 
den betrieblichen Gegebenheiten . Es kann allgemein da­
von ausgegangen werden, daß friedensmäßig Reparatur­
und Instandsetzungsdienste vorhanden sind, deren Stärke 
und Ausstattung auf die Belange des Betriebes abgestimmt 
sind. 
Stärke und Gerät des WS-Instandsetzungsdienstes werden 
daher in jedem Betrieb unterschiedlich sein. Die Betriebs­
leitungen werden das Gerät für den Instandsetzungsdienst 
im einzelnen festlegen . Die Empfehlungen können nur all­
gemeine Hinweise geben. 
4.25 Ausrüstungsnachweis für WS-Sanitätsdienst (Anlagen 
9,10,11) 
Friedensmäßig vorhandene Krankenwagen sollen dem 
WS-Sanitätsdienst für den Einsatz zugeordnet werden . Ge­
gebenenfalls können andere Kraftfahrzeuge (z. B. Komb i-

Für Selbstschutz, 
zivilen Bevölkerungsschutz 
und Katastropheneinsatz 
liefern wir handliche tragbare Dosisleistungsmesser 
(stabilisiert und nach B. z. B.-Vorschrift) für radio­
aktive Korpuskular- und Quanten-Strahlung. 
Empfehlenswerte Zusammenstellungen : 
• Dosisleistungsmesser mit kleinem Zubehör 
• Dosisleistungsmesser mit großem Zubehör 

Graetz Raytronik GmbH., 599 Altena,Tel.82536 



Wagen) für den Krankentransport hergerichtet und bereit­
gestellt werden. 
4.3 Hinweise auf sonstiges Gerät und Material 

4.31 Bauhölzer 
Je nach Größe und Bebauungsart des W erkgeländes sind 
on geeigneten Stellen Kanthölzer, Rundhöl zer,. Keile, Boh­
len und Bretter für Abstützungen und Ausstelfungen be­
schädigter oder einsturzgefährdeter Gebäude oder zum 
Anlegen von Kriechgängen zur Bergung und Rettung ver­
schütteter Menschen aus Trümmern bereitzuhalten. 

Art und Menge der Bauhölzer richtet sich nac~ den ört­
lichen Verhältni ssen. Die Lagerplätze müssen Im Werk­
selbstschutzplan festgelegt werden. 

4.32 Atemschutzgeräte . 
Sind in Betrieben friedensmäßig Atemschutzgeräte (Kreis: 
laufgeräte oder Preßluftatmer), wie z. B. bei Bergbau, bel 
chem. Werken, Hüttenwerken usw., vorhanden, so solle~ 
diese Geräte den WS-Kräften zur Verfügung stehen. Dabei 
ist auf das Vorhandensein der für diese Größe geeigneten 
Masken (mit oder ohne Ausatemventil ) zu achten. In den 
einzelnen Fachdiensten muß eine entsprechende Anzahl 
von Geräteträgern ausgebildet werden. 

4.4 Verpflegung ... 
Eine Bevorratung mit Lebensmitteln und T nnkwasser fur 
14 Tage gehört zu den wichtigsten Vorsorgemaßnahmen. 
Hierbei ist zu beachten daß die Lebensmittel lange halt­
bar, möglichst eßfertig ~nd auch in kaltem Zustand geni.eß­
bar sind. Alle Lebensmittel müssen in raumsporenden, dicht 
schließenden Behältern verpackt sein. 
Nachstehende übersicht beschreibt den Lebensmittelvorrat 
für eine Person: 

Warenort Tagesportion 

Eßfertiges Mischgericht 400 g Dose 
Dauerbrot in Dosen oder Kunststoff-Folie 250 g 
Brotaufstrich ca. 200 g Dose 
(Schmalzfleisch, Streichwurst, wahlweise auch 
Marmelade oder Honig) 
T ee- oder Kaffeepulver 
Obstsäfte, Mineralwasser, Trinkwasser 2 Liter 

s. Ausbildung 

5.1 Allgemeines 
Die Ausbildung wird in Anpassung an .di~ betrie~.lic~en 
Gegebenheiten und unter Ausnutzung ortllcher Mogllch­
keiten überall verschiedenartig sein. Diese Empfehlungen 
enthalten Ratschläge und Hinweise, die späte: n~ch auf 
Grund der gemachten Erfahrungen zu ergänzen sein wer­
den. 
Als Grundlage dienen die Richtl inien und Vorsc.hriften für 
die Ausbildung des öffentlichen Luftschutzes mit ent.spre­
chenden für die betrieblichen Verhältnisse erforderlichen 
Abände;ungen. Dadurch wird eine Einheitlichkeit d~r Aus­
bildung angestrebt, die auch ihre Durchführun~ e.rlelchtert, 
da die vorhandenen öffentlichen Schulungselnnchtungen 
sowie die Hilfsorganisationen in Anspruch genommen wer­
den können. Das trifft auch für die von diesen Stellen her­
ausgegebene Ausbildungsliteratur zu. 
Nach dem Entwurf zum Selbstschutzgesetz soll die Aus­
bildungszeit für Angehörige der WS-Einheit bis zu 50 Stun­
den betragen . In dieser Zei~ wird nur ei~ begrenztes Aus­
bildungsziel zu erreichen sein, a~dere~selts kann a?er den 
Betrieben aus Kostengründen eine langere Ausbddungs­
zeit für den größten Teil der WS-Kräfte nicht zugemutet 
werden. 
Nach Mögl ichkeit sind Betriebs~ngehörige mit ein~: .ent­
sprechenden Vorbildung auszuwahlen. Außer Angehongen 
von Werkfeuerwehr, Werkschutz und Werksanitätsdienst 
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sollten Handwerker, wie Zimmerleute, Schreiner, Maurer, 
Aufbau des Werkselbstschutzes wird nur stufenweise er­
folgen können; das zunächst anzustrebende Ziel muß da­
Schlosser, Elektriker usw. dafür vorgesehen werden. Der 
her eine mögl ichst gründliche Ausbildung einzelner Füh­
rungskräfte zur Erlangung der Lehrbefähigung sein. Diese 
Kräfte sollen dann die Ausbildung der WS-Helfer in den 
Betrieben verantwortlich durchführen. Von der fachlichen 
Vorbildung und Eignung der als Führungskräfte für die 
WS-Einheiten ausgebildeten Betriebsangehörigen wird es 
abhängen, ob die mit 50 Stunden veranschlagte Ausbil­
dungszeit ausreicht. Betriebe, die nicht über entsprechend 
vorgebildete und geeignete Führungskräfte verfügen, wer­
den für diese eine zusätzliche Ausbildungszeit für die Teil­
nahme an Lehrgängen an den entsprechenden Ausbildungs­
stätten in Kauf nehmen müssen. 

Einschlägige Fachliteratur ist in Anlage 23 zusammenge­
ste llt. Es ist dringend geboten, daß sich insbesondere die 
Führungskräfte mit dieser über die vorgesehenen Ausbil­
dungsmaßnahmen hinaus eingehend befassen. 

5.2 Zweck und Umfang 
Eine gut ausgebildete WS-Einheit wird auch friedensmäßig 
bei Unglücksfällen größeren Ausmaßes oder bei Katastro­
phen, von denen Betriebe der gewerblichen Wirtschaft 
betroffen oder mitbetroffen werden, wertvolle Dienste lei­
sten können. Auch in solchen Fällen kann die WS-Einheit 
zur Hilfeleistung herangezogen werden . 

Die Ausbildung (Anlage 14) umfaßt: 
Ausbildung der WS-Führungskräfte; Grundausbildung der 
WS-Helfer; Fachausbildung der WS-Helfer. 

Der Führer der WS-Einheit und sein Stellvertreter muß die 
Grundlagen der Fachausbildung im wesentlichen beherr­
schen, damit er die Ausbildung überwachen und für be­
stimmte Gebiete selbst übernehmen kann. Im Ernstfall muß 
er den Einsatz des Werkselbstschutzes fachgerecht und 
zweckmäßig leiten können. 

Fachdienstführer und Unterführer sollen in die Lage ver­
setzt werden, WS-Helfer auszubilden und im Einsatz zu 
führen. 

Die Ausbildung der Helfer soll innerhalb der einzelnen 
Fachdienste im wesentlichen durch die Führer und Unter­
führer unter Anleitung und überwachung durch den Führer 
der WS-Einheit erfolgen. Als Ausbildungszeit sind hierfür 
50 Stunden vorzusehen. 

Wiederholungslehrgänge von mind. 10 Stunden Dauer wer­
den wegen der Vielseitigkeit und des Umfangs der Aus­
bildung im Werkselbstschutz sowie der ständigen durch 
die technische Weiterentwicklung bedingten Veränderun­
gen jährlich durchzuführen sein. Praktische übungen sollen 
hierbei im Vordergrund stehen, um das notwendige Zu­
sammenwirken aller Kräfte innerhalb der WS-Einheit zu 
fördern. 

5.3 Durchführung 
Der Führer der WS-Einheit ist für die Durchführung der 
Ausbildung verantwortlich. Für die WS-Helfer soll sie mög­
lichst im Betrieb erfolgen. 

Benachbarte Werke können sich gegebenenfalls auch Aus­
bildungskräfte gegenseitig zur Verfügung stellen bzw. ge­
meinsame Ausbildungsveranstaltungen durchführen. 

Zum Ausgleich fehlender betriebseigener Ausbi ldungs­
kräfte sollte nach Möglichkeit die Mithilfe geeigneter Aus­
bildungskräfte bestehender Organisationen, wie Luft­
schutzhilfsdienst (LSHD), Bundesluftschutzverband (BLSV), 
Deutsches Rotes Kreuz (DRK), Technisches Hilfswerk (THW ) 
in Anspruch genommen werden (s. Anlage 22). 

5.31 Grundausbildung (Anlage 15) 
Die Grundausbildung von 10 Stunden ist für alle Angehöri­
gen des Werkselbstschutzes durchzuführen. Sie besteht 
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aus dem Unterricht über Angriffsmittel, Wirkung und 
Schutzmöglichkeiten, se lbstschutzmößiges Verhalten , Auf­
gaben und Organisation der WS-Einheiten und des zivilen 
Bevölkerungssch utzes. 

Die Ausbildung in Erster Hilfe ist für alle Angehörigen der 
WS-Einheiten anzustreben . Nach den Vorschriften des DRK 
sind hierfür 16 Stunden erforderli ch (5. Anmerkung An­
lage 15). 

5.32 Fachausbildung (Anlagen 16-21 ) 
Die Fachausbildung dient der praktischen Schulung und 
übung der einzelnen Fachdienste in der sicheren Hand­
habung und zweckmäßigen Verwendung des Geräts. Sie 
bildet den Schwerpunkt der Ausbildung. 

Zusätzlich zur Grund- und Fachausbildung ist für bestimm­
te WS-Kräfte, z. B. Maschinisten von Feuerlöschpumpen, 
eine Spezialausbildung erforderlich. Di ese Ausbildung so ll 
an geeigneten Ausbildungsstätten stattfinden . 
5.33 Ausbildung der Führungskräfte 

Die Ausbildung der Führungskräfte (Führer der WS-Einheit, 
Fachdienstführer und Unterführer) soll in besonderen Lehr­
gängen erfo lgen, die im Einvernehmen mit dem Bundes­
amt für zivi len Bevälkerungsschutz an den Ausbildungs­
stätten des Bundes, der Länder und der Hilfsorganisationen 
eingerichtet werden . Sie dient außer einer umfassenden 
allgemeinen Ausbildung auch einer gründlichen Unterwei­
sung in den wichtigsten Einsatz-Grundsätzen und Führungs­
grundlagen sowie im taktischen Einsatz und der Verwen ­
dungsmöglichkeit der Geräte. Je nach dem Grad der fach­
lichen Vorbildung wird hierfür eine zusätzliche Ausbil-

dungszeit bis zu 60 Stunden erfo rderli ch sein. Die Gesamt­
ausbildung der Führungskräfte kann daher bis zu insge­
samt 110 Stunden betragen. 

5.34 Einsatzübungen 
Praktische Einsatzübungen unter wirklichkeitsnahen Ver­
hältnissen und auch bei Nacht bilden den Abschluß der 
Ausbildung . Sie sol len zunächst innerhalb der einzelnen 
Fachdienste und anschließend im Verband der WS-Einheit 
durchgeführt werden. 

In insgesamt 23 Anlagen bringen die "Zweiten Empfehlun­
gen" im zwei ten Abschnitt neben W ort laut und Begrün­
dung von § 24 des Entwurfs zum Selbstschutzgesetz tabella ­
rische Zusammenste llungen über die Stärke der WS-Ei n­
heiten mit Richtwerten für die Verstärkungen nach dem 
Brandschneisenplan, ferner ins einzelne gehende Aus­
rüstungsnachweise für die persön liehe Ausrüstung sowie 
für die verschiedenen , oben angeführten Dienste. Ein Ge­
samtausbi ldungsplan sowie Lehrstoffpläne für sämtliche 
Dienste mit Angaben der benötigten Stunden für die ein­
zelnen Unterrichts- und übungspläne, Schulungs- und Aus­
bildungsliteratur runden die "Zweiten Empfehlungen" zu 
einem geschlossenen Grundwerk ab, mit dessen Hi lfe die 
Unternehmen den Werkselbstschutz aufstellen, ausrüsten 
und ausbilden können. 

Aus den umfangreichen Anlagen drucken wir nachstehend 
die besonders bemerkenswerten ab: 

Tab elle 

Anhalt für die Stärke der WS-Einheiten (Mindest- bzw. Grund,tärken ) 

Aufschlüsselung in Fachdienste 

Be leg,chafts· Stärke Brand- Bergung In stand- Sanitä ls- Ordnung 
bzw. der schutz setzung dienst Sicherung 
Schichtstärke WS·Einheit 

200-500 , 21 ,5 , 3 , 2 , 2 2 
bis zu 800 , 26 , 5 ,5 ,3 ,2 3 
bis zu 1000 , 34 ,8 , 5 , 3 ,5 ,4 
bis zu 1400 ,51 1/2 , 11 1 , 10 ,3 1 ,8 ,6 
bis zu lBoo ,68 1/3 ,21 1 , 10 ,5 1/2 , 10 ,6 
bis zu 2500 ,86 1/3 ,24 1/2 ,15 ,5 1/2 , 13 ,10 
bis zu 3500 , 114 2/4 ,29 1/3 , 25 2 ,8 112 ,16 ,12 
bis zu 5000 , 148 214 ,32 114 ,40 2 , 10 113 , 24 , 15 

Tabelle II 

Richtwerte für die betrieb,individuelle Verstärkung in Au'wertung des Brand,chneisenplanes 

Größe der einze ln en 
Abschnitte 
I. Ordnung in ha 
(l ha ~ 10000 m') 

Erhöhung der Stärke d er Fachdienste in % 

ohne 

Melder 

2 
2 
3 
3 

6 

mit 

Unlerteilungen durch Brandschneisen 11. und 111 . Ordnung je nach 
Anzahl und Breite 

überwiegend < 1 ha 
überwiegend < 3 ha 
überwiegen d > 3 ha 

Brandschutz 

50 % 
100 % 

Bergung 

100 % 
200 % 

Tabelle 111 

Richtwerte für die betriebsindividuelle Verstärkung in Auswertung des Brandbelastungsplanes 

Brand schutz 

0- 50 % 
50-100 % 

Grundstücks- bzw. 
Abschnittsbrand ­
belastung 

Erhöhung der Stärke der Fachdie nste in ' I, 

.,; 25 kg / m' 

:;;; SO kg / m' 
:s; 100 kg lm' 

> 100 kg lm' 

Brandschutz 

100 % 
200 % 
300% 

Aufgaben gemäß 
Sei bstschutzgesetz 

Bergung 

50 % 
100 % 
ISO % 

sie he Abschnitt 3.4 und 3.5 der HAnl e itung für Werkbeschreibung en
H
. 

Brandschutz 

bis 300% 
bis 500 % 
bis 1000 % 
bis 2000 % 

dazu 
Sachschutz 

ABC 

2 
2 
2 

1 , 2 
1 ,2 
1 ,2 
1 ,2 
1 ,2 

Bergung 

SO-loo % 
100-200 % 

Instandsetzung 

100 % 
200 % 
300% 
400 % 
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Ausb il dung im Betrieb 

Richtwerte für die betriebsindividuelle Verstärkung in Auswertung des Schichtstärkeplanes 

Beleg ungsd ich te 

(1 ho 10000 01 '1 

> 500 Pers .lha 
. 300 Pers .lho 
> 100 Pers .lho 

< 100 Pers .lho 

Art der Ausbildung 

Grundausbildung 

Erste Hilfe 

WS-Ein heitsführer 
und Ste ll vertreter 

Brandschutz 
Führer/U nterfüh rer 

Be rgung 
Führe r u. Unte rführer 

Sanitätsdienst 
Führer u. Unterführer 

ABC-Schutzdi e nst 
Führer u. Unterführer 

Bundesomt 
für zivilen 

Bevölkerungs-
schutz 

X 

Schulungs- und 

BlSV 
Bundesschule 
landesschulen 
örtliche Au s-

bildungsstätten 

X 

X 

X 

Erhöhung der Störke der Fochdienste in 'I, 
Brondschutz Bergung 

-so 'I, -so 'I, 
-25 'I, -25 'io 

Ausbildungsnlöglichkeiten siehe 5.3 

Bundesschule Deutsches Rotes Kreuz 
londesschulen Malt. Hilfsdienst 

örtl iche Ausb ildungs- Joh .-Unfallorden 
stätten d . lSHD Arbeiter-
Zivi Ischutzkorps Samariterbund 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

THW 

X 

Sanitäts­
d ie nst 

+ 200 'io 
+ 100 'io 
+ SO 'io 

Anlage 22 

londesfeuerwehr-
schulen u. Berufs-

Freiwillige - ' 
Werkfeuerweh'ren 

X 

Fortsetzung im nächsten Heft 
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ABC-Abwehr 
Zur biologischen Wirksamkeit von Neutronen 

aus Kernwaffenexplosionen 

Von Dr_ K. Becker und Dr. D. Nachtigall 

N eutronenemission von Kernwaffen 

Für den Zivilschutz und den militärischen Schutz ist die 
Messung von Neutronendosen aus Spalt- und Fusionsbom­
ben (oder kombinierten "mehrstufIgen" Bombentypen) von 
großem Interesse. Der Neutronenanteil an der Gesamt­
dosis und das Neutronenspektrum hängen dabei in kom­
plizierter Weise von zahlreichen Parametern wie Typ, Kali­
ber und Konstruktion der Bombe, Entfernung, Explosions­
höhe, Grundbeschaffenheit, zusätzlichen abschirmenden 
Medien zwischen Explosionsort und dem bestrahlten Ob­
jekt etc. ab. Der Einfluß dieser Parameter wird in der offe­
nen Literatur nur unvollständig beschrieben, weil Daten, 
die auf Konstruktionsmerkmale der Bomben sch ließen las­
sen, heute noch vielfach geheim sind. 

Allgemein läßt sich jedoch für Spaltbomben sagen, daß der 
Neutranenanteil an der Gesamtdosis um so größer wird, 
je kleiner das Kaliber und je geringer die Dicke des kon­
ventionellen Sprengstoffmantels der Bombe ist. Abb. 1 
zeigt z. B. den Letalradius des r- und des Neutronenanteils, 
wie er unter Annahme einer LDGo-Dosis von 400 rad und 
einer RBW von 2 für die Spaltneutronen erhalten wird, als 
Funktion des Bombenkalibers, und zwar unter Annahme 
eines Trotylmantels mittlerer Dicke (n) und für eine unge­
mantelte Bombe (no) nach (1). Offensichtlich überwiegt im 
ersten Fall der Neutronen-Letalradius den y-Radius für 
Kaliber < 20 kT, während die etwa verzehnfachte Neutro­
nenausbeute der ungemantelten Bombe erst bei mehr als 
100 kT kleiner als der I'-Anteil wird . 

In geringeren Entfernungen vom Explosionspunkt können 
bei Explosionen im Luftraum die thermischen und epi­
thermischen Neutronen einen erheblichen Teil der Gesamt­
dosis ausmachen. Bei größeren Abständen (für eine 20 kT­
Bombe z. B. bei Abständen größer als 500-600 m) wird 
dieser Anteil klein. Es bildet sich dann ein "Gleichgewich ts­
spektrum" aus, das sich mit zunehmendem Abstand vom 
Explosionsort nur wenig verschiebt: der Anteil von Neutro­
nen mit einer Energie < 1 eV ist in diesem Gleichgewichts­
spektrum kleiner als 2 % und ca. 75 % der Neutronen-Do­
sis werden aus Neutronen einer Energie von < 0,75 MeV 
empfangen (2). Diese Verhältnisse gelten, wenn als Streu­
medium nur Luft infrage kommt. In Schutzräumen, Panzer­
fahrzeugen etc. sind Dosisverteilung und Spektrum völlig 
verschieden, wobei der Neutronenantei l meist relativ höher 
wird. 

Besonders in den USA wurden umfangreiche Programme 
durchgeführt, um diese Parameter rechnerisch und experi­
mentell zu erfassen, wobei besonders die Versuche mit 
einem unabgeschirmten schnellen gepulsten Reaktor 
(HPRR), der auf einem 500 m hohen Stahlturm in beliebiger 
Höhe betrieben werden kann, interessante Resultate liefer­
ten ("Operation BREN"). Mit Imitationen verschiedener ja­
panischer Haustypen, die unter unterschiedlichen Bedin­
gungen exponiert wurden, werden z. B. wichtige Daten 

über Neutronen- und Gammabelastung der Uberlebenden 
von Hiroshima und Nagasaki gewonnen (Operation ICH I­
BAN). Da die medizinischen Befunde dieser Personen durch 
die Arbeit der ABCC (Atomic Bomb Casuality Commission ) 
in Japan meist gut bekannt sind, können so wertvolle Un­
terlagen über die Bombeneffekte unter praxisnahen Be­
dingungen gewonnen werden . 

Bei thermonuklearen Bomben ist der Neutronenanteil nicht 
nur primär größer als bei Spaltbomben, sondern auch in­
folge der höheren Energie ungleich durchdringungsfähiger. 
Andererseits ist bei d iesen Bomben auch der Radius der 
Totalzerstörung größer, so daß der Strahlenschaden beim 
Fehlen wirksamer Schutzeinrichtungen erst bei größeren 
Abständen vom Explosionsort effektbestimmend wird. Vor­
wiegend wird also die luftschutzmäßige Berücksichtigung 
der Neutronenbelastung für ungeschützte oder "gesch ütz-
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Abb . 1 : Radius (i n Metern) um den Explos ionsort einer Spaltbombe\ in 
dem 50 '/, der fre i Luft exponierten Personen eine tödltche Strah en­
dosis erhalten , als Funktion des Bombenkalibers, für den y-Anteil (r)' 
den Neutronenanteil bei einer konventionell gemontelten Bombe (n) 
und für ei ne ungemontelte Bombe (no) (nach 1). 

te" Personen in der Nähe des Explosionsortes sogenannter 
"taktischer" kleinkalibriger Atomwaffen mit hoher Neu­
tronenausbeute und für "geschützte" Personen in der Nähe 
thermonuklearer Explosionen wichtig sein, da vorwiegend 
in diesen Fällen ein hoher, wahrscheinlich dominierender 
Neutronenanteil an der Gesamtdosisbelastung zu erwar­
ten ist. Schematisch läßt sich dann der Wirkungsbereich 
einer Kernwaffe einteilen in eine zentrale Zone totaler 
Zerstörung, eine anschließende Zone, in der die Neutro­
nendosis effektbestimmend ist, eine y-Zone und eine Fall­
out-Zone. In der Neutronenzone kann sich u. U. ein erheb­
licher Teil der betroffenen Personen befinden. Ober das 
Spektrum können nur bedingt Annahmen gemacht werden, 
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da es erheblich von moderierenden Schichten zwischen 
Explosionsort und betrachtetem Objekt, also z_ B_ auch 
dem Körper der Dosimeterträger, beeinflußt wird . 

Dies bezieht sich zunächst auf ein Dosimeter, das an der 
Kärperoberfläche getragen wird und je nach seiner Ener­
gieabhängigkeit und seiner Orientierung zum Körper des 
Trägers und der Einstrahlungsrichtung der Neutronen sehr 
verschiedene Dosiswerte anzeigt. Beim Oberschreiten einer 
gewissen M indestentfernung vom Explosionsort wird d7r 
thermische Neutronenfluß nahezu isotrop, während die 
Verteilung der energiereicheren Neutronenkomponent:n 
semiisotrop bleibt (3). Das gilt beson.ders, wen~ man ~.Ie 
Tiefendos isverteilung von Neutronen Im menschlichen Kor­
per betrachtet. Solche Tiefendosisverteil ungsbetrach~unge~ 
(4-7) sind von großem Interesse, wenn. m~n den biologi­
schen Effekt der an verschieden dimenSionierten Organ is­
men gemess~n wurde, vergleichen will oder Dosisangab~n 
für tiefergelegene Gewebeschichten oder Organe beno­
tigt. 
Für die Bestrahlung eines Thoraxphantoms (wass~rgefüllter 
Polyäthylenzylinder von 60 cm Höhe, 36 cm .~ro~tem .und 
20 cm kleinstem Durchmesser) wurde z. B. fur ein reines 
Spaltspektrum und einen Abstand größer als 250 m von 
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Abb. 2, Tiefendosis­
verleilung von Spalt­
neutronen in einem Thorax· 
phantom und Anteil e der 
wich lig sten Teilprozesse an 
der Gesamtdosis (nach 3). 

der Quelle die Dosisverteilung der Abb. 2 gefunden (3): die 
Totaldosis ist danach 14 cm unter der Phantomoberfläche 
nur noch ein Siebentel der Oberflächendosis. 

Wechselwirkung von Neutronen mit Gewebe 

Schon diese einleitende kurze Betrachtung von N eutronen: 
antei l, -spektrum und _tie fendosi~verteilun.g zeigt, daß bel 
einem Vergleich der N eutronenwIrkung mit der y-Strahlen-

wirkung zahlreiche Faktoren zu berücksichtigen sein wer­
den. Während die , -Strahlung einer Kernwaffenexplosion 
das gesamte Körpervolumen vergleichsweise gleichmäßig 
mit Photo- und Comptonelektronen niedrigerer Ionisations­
dichte LET (l inear energy t ransfer) in der Größenordnung 
einiger Zehntel keV pro f.I. Weglänge im Gewebe durch­
setzt, so daß die mittlere Körperbelastung etwa bei zwei 
Drittel der Oberflächendosis liegt, gilt dies nicht für die 
Neutronenkomponente. Ihre Wechse lwirkung mit dem 
Körpergewebe ist komplizierter. 

Bei Bestrahlungen dieser Art w ird der "Standardmensch" 
zugrunde gelegt. Tabelle 1 gibt seine Zusammensetzung 
an (nach NBS-Handbook 63). 

Für die meisten Berechnungen kommt man mit den vier 
häufigsten Elementen aus, die in der Formel (C5H.o0 1bN ) 
zusammengefaßt werden. 

Bei der Wechselwirkung langsamer Neutronen mit dem 
Körpergewebe ist die Einfangreaktion HI (n,,.) H2 vorherr­
schend. Das emittierte {'-Quant hat eine Energie von 
2,2 MeV und eine mittlere freie Weglänge im Gewebe von 
22 cm. Es w ird also, wenn überhaupt, seine Energie erst in 
größerer Entfernung vom Reaktionsort durch Photo- oder 
Comptoneffekt an das Gewebe abgeben. Die auf diese 
Weise im Körper erzeugten Photo- und Comptonelektro­
nen haben natürlich die gleiche niedrige LET wie die durch 
primäre ;·-Quanten erzeugten Elektronen . 

Der zweite wichtige Prozeß bei thermischen Neutronen ist 
die Einfangreaktion N I4 (n, p) C14. Das em itti erte Proton hat 
eine Energie von 660 keV. Als geladenes und im Verhältn is 
zu den Photo- und Comptonelektronen schweres Teilchen 
verliert es seine Energie schnell mit erheblich größerer LET 
(Größenordnung zehn bis hundert keV pro f.I. Weglänge im 
Gewebe) in unmittelbarer Nähe des Reaktionsortes. Das 
gebildete radioaktive Kohlenstoffisotop Cu hat eine Halb­
wertszeit von über 5000 Jahren und liefert keinen nennens­
werten Beitrag zur Dosis. Betrachtet man die Ergebnisse 
beider Einfangreaktionen pauschal, kann man sagen, daß 
die Wechselwirkung thermischer Neutronen mit Körper­
gewebe zu einer größeren LET führt als die Wechselwir­
kung der y-Quanten . 

Im Bereich von einigen keV liefert der Prozeß der elasti­
schen Stöße an Wasserstoffkernen bereits einen nennens­
w erten Dosisanteil, während die bei den Einfangreaktionen 
an Bedeutung verlieren. Bei den elastischen Stößen über­
tragen die auf die Atomkerne stoßenden Neutronen Teile 
ihrer kinetischen Energie auf die A tomkerne, die sich nach 
der Lösung aus ihrem Molekülverband mit entsprechender 
Geschwindigkeit als ionisierende Teilchen durch das Ge­
webe bewegen. Bevorzugt erfolgen diese Prozesse an 
W asserstoffkernen (Protonen). Die ausgelösten sogenann­
ten Rückstoßprotonen übertragen in unmittelbarer Um-

Tabe ll e 1, Zusammensel%ung d es Standard me nsch en 

Element Gewicht in Gramm Gewicht in Prozenten Atome pro Gramm Atomzahl in Prozenten 

0 45500 65 2,45·10" 25,7 

C 12600 18 9,03 . 10'1 9,49 

H 7000 10 5,98 . 10" 62,8 

N 2100 3 1,29·10" 1,36 

Ca 1050 1,5 2,25 · 10" 2,36.1 0.1 

P 700 1,0 1,94· 10" 2.04 . 10" 

S 175 0,25 4,70 . 10" 4,94 · 10" 

K 140 0,20 3,03·10" 3,24 . 1(,-' 

Na 105 0,15 3,93 . 10" 4,13 · 10-' 

CI 105 0,15 2,55· 10" 2,68·10-' 

Mg 35 0,05 1,24 · 10" 1,30 .1 0" 

Fe 4 0,0057 6,16 . 1017 6,47·1 0" 

Cu 0,1 0,00014 1,35·10" 1,42 . 10-' 

Mn 0,02 0,000029 3,13·10" 3,29 . 10·. 

J 0,03 0,000043 2,03·10" 2,13 · 10·· 
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gebung des Reaktionsortes mit großer LET ihre Energie auf 
das Gewebe. Die durch die elastischen Stöße thermisch ge­
wordenen N eutronen reagieren dann wieder in der oben 
beschriebenen Weise . 

Im Bereich der schnellen N eutranen oberhalb 0,1 MeV tre­
ten fast ausschließ lich elastische Stöße auf. Der mittlere 
Energieverlust bei einem elastischen Stoß eines Neutrans 
der Energie E mit einem Kern der Massenzahl M ist ge-

2ME 

geben durch die Formel (M + 1)2. Das ergibt bei elasti­
schen Stößen mit Wasserstoffkernen 0,50 E, bei elastischen 
Stößen mit Sauerstoffkernen nur 0,11 E. Da fast 23 aller 
Gewebeatome Wasserstoffatome sind, die Energieüber­
tragung bei Wasserstoff am größten ist und auch der W ir­
kungsquerschnitt für diese Reaktionen bei Wasserstoff 
größer ist als bei den anderen Elementen, erfolgt die Ener­
gieabgabe der schnellen N eutronen im Gewebe fast aus­
schließlich an Wasserstoffkerne . 

Mit zunehmender Neutronenenergie ist a lso im Gewebe 
eine wachsende LET zu verzeichnen. 

Bei Neutronenen ergien von mehreren MeV müssen neben 
elastischen Stößen in zunehmendem Maße unelastische 
Stöße an Co, N - und O-Kernen berücksichtigt werden. Bei 
den Zusammenstößen der Neutronen mit den Atomkernen 
werden diese angeregt, wozu ein Teil der übertragenen 
Stoßenergien verbraucht wird. Der andere Te i l geht über 
in kinetische Energie der Stoßpartner, die wieder mit gro­
ßer LET ionisieren. Die angeregten Kerne gehen nach den 
Stößen sofort wieder in den Grundzustand über, wobei der 
vorher als Anregungsenergie verbrauchte Teil der über­
tragenen Neutronenenergie als y-Quan ten emittiert wird, 
deren Wechse lwirkung mit dem Körpergewebe wieder zu 
einer geringeren LET führt. 

Die LET im Körpergewebe ist also bei Wechselwirkung mit 
Neutronen stets größer als bei Wechselwirkung mit y­
Quanten, da die Wech se lwirkungsprod ukte Protonen und 
y-Quanten oder fast ausschließ lich Protonen sind. Sie 
wächst von thermischen Neutron en bis zu schnellen Neu­
tronen, um dann wieder abzunehmen. Eine weitere Schwie­
rigkeit bei der Berechnung besteht darin, daß Protonen 
geringer Energie eine größere LET haben als Protonen mit 
hoher Energie. 

Die re lative biologische W irkung der Neutronen 

In der Praxis der Neutronendosimetrie in kernwissenschaft­
l ichen und kerntechnischen Anlagen, in denen Neutronen ­
belastungen von Personen in der Nähe von Reaktoren , 
Beschleunigern oder rodioaktiven Neutronenquellen auf­
treten können, ist die LET die physikalische Grundlage für 
die Wahl des RBW-Faktors (RBW = relative biologische 
W irksamkeit). Das ist eine relative Zahl, mit deren Hilfe 
aus der Energiedosis im Kö rpergewebe (absorbierte Ener­
gie pro Gramm) die biologische Dosis gewonnen werden 

soll, die die biologische W i rkung einer Strahlung auf Kör­
pergewebe repräsentiert: 

Biologische Dosis = Energiedosis x RBW. 

Die Wahl des RBW-Faktors a ls Funktion der LET ist proble­
matisch, denn die biologische W irkung hängt außer von 
der Energiedosis und von der LET von den bestrah lten Or­
ganen, von der Art und der Größe des biologischen Effek­
tes, von der räumlichen Verteilung der absorbierten Ener­
gie (vgl. Abb. 2), von Sauerstoffdruck und pH-Wert, von 
der Temperatur, von Vorbehandlung und Nachbehandlung 
und nicht zu letzt auch von der Dosisle istung ab. Die Erzeu­
gung einer biologischen Wirkung durch Strahlung in einem 
lebenden Organismus ist also ein sehr komp lexer Vorgang, 
der sich nicht vollständig durch physikalisch meßbare Grö­
ßen erfassen läßt. (Neuerdings wird anstelle des RBW­
Faktors auch häufig der Begriff "Qualitätsfaktor" QF be­
nutzt.) 

1954 hat die ICRP (Intern ational Commission on Radiolo­
gical Protection) eine RBW-Abhängigkeit von der LET als 
Grundlage für Strahlenschutzzwecke akzeptiert, die a ls 
ausgezogene Kurve in Abb .3 wiedergegeben ist. Diese 
Abhängigkeit basiert auf der Annahme der ungünstigsten 
Verhältnisse (kleine Dosen und Dosis le istungen , protrahier­
te Einstrahlung ) und wurde unter Berücksichtigung der 
höchsten im Tierversuch für vereinzelte Neutroneneffekte 
wie z. B. die Trübung der Augenlinse (Kataraktbildung ) ge­
messenen RBW-Faktoren aufgestellt. Sie ist inzwischen 
durch neuere Ergebnisse in ihrer Signifikanz stark infrage 
gestellt worden. Als Beispiel sind in Abb . 3 auch experi­
mentelle Werte eingetragen, die von HAGEN und LAN­
GENDORFF (8) als Mittelwerte aus der mittleren Letalität 
von Mäusen nach 30 Tagen (LD 50130). der Thymus- und 
der Mil zatro phie zusammengestel lt wurden. Die von der 
ICRP angegebene RBW-LET-Beziehung liegt auch der im 
NBS-Handbook 63 angegebenen Abhängigkeit der RBW­
Werte von der Neutronenenergie (Abb . 4) zugru nde. Diese 
Kurve wird heute noch allgemein im Strahlenschutz für 
beruflich strahlenexponie rte Personen angewandt. 

Intensive Forschungen auf dem RBW-Gebiet haben inzwi­
schen jedoch diese Werte a ls zu pessimistisch erscheinen 
lassen . Teilweise war die Neutronendosimetrie in älteren 
Arbeiten mit großen Fehlern behaftet oder die Ubertra­
gung ihrer an kleinen Lebewesen gewonnenen Ergebnisse 
auf den Menschen fragwürdig. Teilweise liegen ihnen auch 
Ann ahmen hinsi ch tli ch Energ ie und zeit licher Verteilung der 
Einstrahlung zug runde, d ie im Luftschutzfall nicht gegeben 
sind. In Tab. 2 wurden beispielsweise einige Werte zusa m­
mengestellt, die in den Jahren 1948-<>1 angegeben wor­
den si nd (9). Die darin enthaltenen Dosi s- bzw. Effektver­
hältnisse wurden auf einmalige Bestrahlung mit einer 
Quantenstrahlung mit niedriger LET bezogen . Man beachte 
die große Schwankungsbreite der gefundenen Werte und 
die Unterschiede in der Dosisleistungsabhängigkeit von 
Strahlung hoher und niedriger Ionisationsdi chte. 

Tab.,lIe 2: Einige RBW-Werte für Strahlung niedriger und hoher LET u" d un :c rschiedl iche Be.lrahlungsbeding ungen 

Arl des Effekles 

Lebe n.do u erverkü rzu ng 
Augen linsen Irübung 

Krebserzeugung 
Fruchlborkei lsmi nd e rung 
Si roh lu ngsdermolilis 

Tiefort 

Maus 
Maus 
Rolle 
Meerschweinchen 
Kaninchen 
Affe 
Mensch 
Maus 
Maus 
Mensch 

Arl der Sirohlung und Beslrohlungsbedingungen 

N ied rig ere LET 

einma lige I protrahierte 
Be.lrohlung Be.lrohlung 

0.2-{).4 
0.3 

0.4 
O.2-{).3 

Hohe LET 

einmalige I protrahierte 
Beslrohlung Be.lrohlung 

1.5 
2-9 

3 
3 
9 

1-4 

0.4-5 

4-8 
2-9 

1 
3--7 



Becker-Nachtigall, Zur bialogischen Wirksamkeit van Neutranen aus KernwaHenexplasionen Zivilschutl Heft 11 379 

50 

I---

10 f--

RB W r--

l 0,3 
0,1 

---
0 

~-~.~ 

, 
I -

I 
I -----

/ 
~ 

I:;;: V 

",0 -
0 

- 0 

~ ~o/ '" .... 
0',° 

- _ . 

l 
10 100 

Abb.3, Die rel at ive biologisch~ Wirkung ionisierender Strahlung. als 
Funktion Ihrer linearen Energleubertragung In Wasser noch den R,cht­
tini en der leRP (_) und noch Messungen on Möusen (0 - - ). 

Im Oktober 1963 fand nun im Brookhaven National La ­
boratory ein von der IAEA veranstaltetes "Symposium an 
Biolog ical Effects of Neutron Irrad iations" statt, auf dem in 
über 60 Referaten eine Fülle neuer RBW-Daten vorwiegend 
aus amerikanischen militärischen und zivilen Farschungs­
einrichtungen vorgelegt worden ist. Besonders ausführlich 
wurden die Messung und Berechnung der Tiefendosisver­
teilung in Tier- und Menschenphantomen, experimentelle 
und dosimetrische Grundlagen und Versuche mit Gewebe­
kulturen und Mäusen geschildert. Das Spektrum der unter­
suchten Systeme re ichte von Kunststoffolien und Ferment­
schichten über Bakterien, zahlreiche Pfl anzenarten, Mäuse, 
Ratten , Hunde, Ziegen und Affen bis zu Kulturen mensch­
lichen Zellgewebes und der Interpretation von Unfall-Be­
strahlungen. Die untersuchten Effekte waren ebenfalls sehr 
verschiedenartig: LD 50-Bestimmungen wurden besanders 
häufig beschrieben, Blutbildverschiebungen, Lebensdauer­
verkürzungen, spezielle Organschäden, Änderungen der 
Chromosomenstruktur Kataraktbildung usw. wurden unter 
verschiedenen Bedindungen (Neutronen energie, Dosislei­
stung, z. T. auch Temperatur, Sauerstoffgehalt der Atmo­
sphäre etc. ) ausführlich untersucht. 
Die wichtigsten mitgeteilten RBW-Werte, die an höheren 
Tieren gemessen wurden, sind in Tab.3 zusammengestellt. 
Nicht berücksichtigt wurden dabei Studien an Pflanzen und 
niedrigen Lebewesen, be i denen für bestimmte Chromo­
somenschäden gelegentlich hohe RBW-Werte gefunden 
werden . Nicht weiter eingegangen wird auch auf Daten, 
die sich auf den unterschiedlichen Wirkungsmechanismus 
von Neutronen- und y-Bestrahlung beziehen . So erfolgt 
z. B. der Tod nach einer einmaligen Hochdosisbestrahlung 

mit y-Strahlung meist durch Schädigung des blutbildenden 
Systems, während bei Neutronenbestrahlung Schäden im 
Magen-Darm-Trakt zum Tode führen . Weiter ist die Wir­
kung von Neutronenbestrahlung viel weniger dosislei­
stungsabhängig als die von Quanten-Strahlung. Auch Pro­
traktions- und Erholungsstudien zeigten deutliche Unter­
schiede (10). 

Ergebnisse 

Aus den Daten der Gesamtauswertung des Brookhaven­
Symposiums, unveröffentlichten Ergebnissen und persön ­
lichen Gesprächen mit W issenschaftlern in den USA lassen 
sich d ie Schlüsse ziehen: 
L Beim Ve~gleich verschiedener höherer Säugetiere ergibt 
sich, daß d ie RBW-Werte für verschiedene Strahleneffekte 
anscheinend nur wenig von der Körpergröße abhängen, 
wobe i für die RBW mit zunehmender Größe eher eine ab­
als zunehmende Tendenz erkennbar ist. Ergebnisse von 
Tiervers~ch~n können des~alb bei Berücksichtigung der 
untersch iedlichen geometrISchen Bed ingungen auf den 
Menschen übertragen werden. 
2. Die geringe Dosisleistungsabhäng igkeit von b iologischen 
Neutronenwirkungen macht es möglich, von den Ergebnis­
sen, d ie mit relativ langen Bestrahlungszeiten an Reakto­
ren oder Beschleun igern erhalten wurden, auf die Wirkun ­
gen der sehr kurzen Neutronenbl itze bei Kernwaffenexplo­
sionen zu schließen. 
Angesichts d ieser Fokten und der vorl iegenden Daten 
dürfte also der alte RBW-Wert um 10 für schnelle Neutro­
nen, der den Strahlenschutzbestimmungen in zahlreichen 
Ländern zugrundeliegt, sicher zu hoch angesetzt sein . Für 
den praktischen Gebrauch in kerntechnischen und kern ­
wissenschaftlichen Anlagen ist eine mittlere RBW für 
schnelle Neutronen von 2-3 vorzuziehen, die für be­
sti mmte Spätschäden (Chromosomenschäden, Kataraktbil­
dung) etwas höher (um 5) liegen kann. Neueren Darstellun­
gen der RBW als Funktion der Neutronenenergie liegen 
solche Vorstellungen bere its zugrunde (11 ) (Abb. 4). 
Für Kurzze it-Hochdosisbestrahlungen und bei mehr oder 
weniger ?usschließlicher Berücksichtigung von unmittelbar, 
d. h. wenige Tage nach der Belastung auftretenden somati­
schen Schäden (Strahlensyndrom), also für den normalen 
Luftschutzfall, kann d ieser Wert anscheinend we iter redu­
zie rt werden und je nach Neutronenenergie zwi schen etwa 
1 und 2 liegen. Solche Werte werden auch bere its seit eini­
gen Jahren den amerikanisch~n (2) und russischen (1) Be­
rechnungen uber die Mortahtätswerte bei Kernwaffen­
explosionen zugrundege legt. 
Abschließend kann gesagt werden, daß für Luftschutz­
zwecke ein RBW-Wert für Spaltbomben-Neutronen um 2 
und fü.r Fu~ionsbomben - Neutronen (ca . 15 MeV) um 1-1,5 
zwar Im Einzelfall das Verhältn is zur biologischen Wirk-

12,---------------------------------------------------------------

Abb. 4, RBW als Fun ktio n d e r Neut ro­
nenenergie noch NBS -Handbook 63 
(-) und noch neueren Befunden 
(0--) . 

" 
RBW 

ICRP 

.,....- ..... -:;;;;:-- Bond u. 8atemon 

"~ 

0,O~-,---~,O~--~IO~-.---~,Ö~--~IO~-r---~ri~----,0~-r---~~----ryr----~IOT,--~ 
Neutroneneneq~ i e [Me V] 10 10 
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Tabelle 3: RBW-Faktaren einiger Ne utroneneffekte auf Säugetiere 

Tierort 

Mensch 

N_e_u_tr_o_n_e_ns_p_e_k_tr_u_m ________ -+ __ u_nt_e_rs_u_c_h_te_r_S_tr_o_h_lu_n_g_s_e_ff_e_kt __ +1 Autor __________________ : 

on moderiertes Spaltspektrum Strahlungssyndrom I. A. Dennis 

RBW 

0.8 (7.5 cm unter Kärper­
oberfläche: 2.1) 

mensch liche 
Körperzeil ­
kulturen 

Affe 

Schwein 

Ziege 

Schof 

Hund 

Rotte 

on moderiertes Spaltspektrum Chromoso menschäden 

3 MeV 
15 MeV 
14 MeV 

"730 MeV 

breites Maximum bei 
6 MeV 

on moderiertes Spaltspektrum 

onmoderiertes Spaltspektrum 

onmoderierles Spaltspektrum 
on moderiertes Spaltspektrum 
onmoderiertes Spaltspektrum 

breites Maximum bei 
6 MeV 
6 MeV 
8 MeV 

8 MeV 

Oberlebenskurven 
Oberlebenskurven 
Chromosomenschäden 

DL 50 

Houtreokt ion 

akute Sterblichkeit 

okute Sterblichkeit 

a ku te Sterblichkeit 
LD 50/30 
Neigung der Dosiswirkungs­
kurven 

Hautreaktion 
intes t. Proteinverlust 
Chromosomenschäden 
während Interphose 
Neigung de r Oberlebens­
kurven 

P. C. Gooch el. 01. 

I. J. Boeise u. 
G. W. Borendsen 
P. C. Gooch et. 01 . 

P. Bonet-Mou ry 

J. F. Fowler e t. 01. 

A. L. Botchelor u. 
P. W. Edmondson 

M. A. Quoife el. 01. 

M. A. Quoife el. 01. 
E. J . Ainsworth et. 01. 
E. J. Ainsworth el. 01. 

J. F. Fowler et. 01. 
J. F. Fowler el. 01. 
A. Morshok 

A. Morshok 

5.0 

4.4 
1.7 
2 

1.4 

2.5 ± 0.3 
(frokl. Bestrahlung: 

3.3 ± 0.3) 

0.5-1 

< 1 

< 1 
0.85 
0.9 

2.5 ± 0.5 
3.5 ± 0.7 
2.4 

2.4 

10 MeV Verzögerung der Abnahme d. 
gostril. bioelektr . Aktivi tät 

B. E. Vo ughon et. 01. 2-3 

Maus LD50 
LD 50 
LD 50 

0.77 
1 
1 

"157 MeV 
"340 MeV 
"590 MeV 
"590 MeV 
"730 MeV 
"730 MeV 

Thymu s- u. Test ikel -Reduktion 
LD 50 

P. Bonet-Moury 
P. Bonet-Moury 
P. Bonet-Moury 
P. Bonet -Moury 
P. Bonet-Moury 
P. Bone t-Moury 

1.0 
0.75 
1.0 

"730 MeV 
'730 MeV 

1 MeV 

Nieren- u. Gesa mtg ewich ts­
reduktion 
LD SO/30 
LD 50/6 
Lebe nsdo uerve rk ü rzu ng 

J. K. Aschikowo el. 01. 
J. K. Aschikowo e t. 01. 
A. L. Upton el. 01. 

0.5 
1.2 
2.7 

onmoderiertes Spaltspektrum 
onmoderierles Spoltspektrum 
onmoderiertes Spoltspektrum 

Niere n-Neoplo smo-Erze ugung 
Ch romoso menschäd en 

L. J . Cole u. P. C. Nowell 
H. J. Curtis el. 01. 

(niedr ig . Dosislei stung : 
5.3) 
2 
2 

Augen linsentrübung 

LD 50130 

E. F. Riley e l. 01., 
A. L. Upton et. 01. , 
J. L. Botemon et. 01. 
E. J . Ainsworth et. 01 . 

4-10 
2.6 onmoderiertes Spaltspektrum 

onmoderiertes Spaltspektrum 

onmoderiertes Spaltspektrum 
onmoderierles Spoltspektrum 
schnelles Spaltspektrum 
breites Moximum bei co. 

Neigung der Dosiswirkungs­
kurve 
Testis-Gewichtsobnohme 
Tumorerzeugung 

E. J . Ainswo rth el. 01. 

A. L. Botchelor e t. 01. 
H. H. Vogel u. D. L. Jordan 
J. F. Spolding et. 01. 

1.1 

4.6 
1 

6 MeV 
6 MeV 
3 MeV 
8 MeV 

8 MeV 

15MeV 

Protonenstroh lung 

LD 50,30 

verschied. Effekte 
Tes ti s-Gewichtsobnoh me 
Tes tis-Gewichtsobnohme 
Chromosomen schäden 
währe nd der Inte rphase 
Neigung der Oberlebens­
kurven (Lymphoma) 
Testis-Gewichtsabnahme 

samkeit von Gammastrahlung nur recht ungenau wieder­
geben mag, statistisch gesehen aber dem biologischen 
Wirkungsverhältn is recht nahe kommen wird . Bei der Be­
wertung von Personendosimetern sollten deshalb diese 
oder ähnliche Werte benutzt werden . 
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D. K. Bewley u. S. Horney 
J. F. Fowle r e l. 01. 
A. L. Batchelor el. 01. 
A. Morshok 

A. Morshok 

A. L. Botche lor 

Bei lage nhinweis: 

3.6 

2.1-3.2 
4.5 ± 0.5 
3.0 
2.8 

2.3 

2.2 

Der jetzt in München ansässige Osang-Verlag , der 

durch seine Aufklärungsschriften über Zivilschutz 

bekannt geworden ist -- bislang mit 3 Schriften bei 

einer Gesamtauflage von 1,2 Mio -- legt unserer 

heutigen Ausgabe einen Verlagsprospekt bei, den 

wir unserer Leserschaft zur Beachtung empfehlen. 

Die Verlagsneuerscheinungen lassen erwarten, daß 

es sich wieder um populär gehaltene Publikationen 

handelt, die echte Hilfen für die Praxis bieten, wo­

für auch die Mitarbeiter des Verlages garantieren. 
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BAULICHER ZIVILSCHUTZ 

Einzelfragen des baulichen Zivilschutzes 

von H. Leutz, Bad Godesberg 

Unter dem Eindruck zweier Lehrfilme, näml ich "Wirkungen 
von Atombomben" und Es gibt einen Schutz" möchte ich 
einige Erläuterungen zu~ächst zu den Waffenwirkungen, 
dann zu den konstruktiven Erfordernissen für Schutzbau­
ten geben und weiter eingehen auf die Frage, die im mer 
wieder gestellt wird, nur Grundschutz oder ein differen­
ziertes Schutzbauten-Programm, und abschließend die 
Schutzraumkosten erörtern. Was kostet ein Schutzplatz 
tatsächlich und wie denkt man sich die Abwälzung dieser 
Kosten? ' 

Waffe nwi rkungen 

Der erste Film wurde bereits vor einigen Jahren gedreht 
und zeigt überwiegend Wirkungen von 20 KT-'0'affen . 
(Sprengkörper, wie sie in Hiroshima und Nagasakl ange­
wendet wurden), während man heute nach den varg.e­
gebenen Planungsmaßnahmen unterstellen muß, daß Im 
Ernstfall im europäischen Raum in großer Zahl Ker.nwaf­
fen mit einem Explasianswert bis zu 80 KT zum Einsatz 
gelangen, also mit dem 4-fachen Explosionswert, und in 
besonderen Fällen Kernwaffen mit 5 MT, also 250-fachem 
Explosionswert der ersten Atombomben. 
Alle diese Waffen zeigen dieselben Energiefreisetzungen, 
wenn auch bei größerem Explosionswert in weit stärke­
rem Maße, als sie in dem ersten Film gezeigt werden . 
Eine genaue Kenntnis der vier verschiedenen Energiefrei­
setzungen bei Atomexplosionen ist nötig, um sich über die 
konstruktiven Erfordernisse von Schutzbauten eine richtige 
Vorstellung zu bilden. Die verschiedenen Energiefreiset­
zungen, die bei Kernexplosionen auftreten, sind der schlag­
artig wirkende Luftstoß, der mit einer wandernden Wand 
hoch komprimierter Luft verglichen werden kan~ . Man 
kann sich den Vorgang auch so vorstellen, als ob eine ge­
füllte Talsperre momentan gesprengt würde und dann 
eine hohe Wasserwelle mit riesiger Geschwindigkeit über 
das Gelände hinwegliefe. 
Dazu kommen die radioaktive Anfangsstrahlung und die 
Rückstandsstrahlung mit ihrer erheblichen Gefährd~ng der 
Menschen, und außerdem die Wärmestrahlung mit Ihren 
Bra ndgefahren. 

Luftstoß 

Der Luftstoß der in den Boden induziert auch als Erdstoß 
weiterläuft, belastet schlagartig jedes Bauwer.k, das sich 
in seinem direkten Wirkungsbereich befindet. Ein Bauwerk 
erleidet dabei eine stoßartige Beschleunigung. Bei Luft­
stoßschutzbauten wie sie der Gesetzesentwurf vorsieht, 
mit einer Druckr~sistenz von 3 atü, also einem Schutz ge­
genüber einem Spitzendruck von 3 atü, treten B~schleuni­
gungen bis zu 5 g auf (g = Erdbeschleunigung = 
9,81 m/sec 2). Diese Beschleunigung7n können mit verh~lt­
nismäßig einfache n Maßnahmen, wie Schock- und Schwl~­
gungsisolierungen, gemeistert werden. Wenn man die 

Auswirkungen nicht beachtet, kann der stabilste Schutz­
raum allein durch seine kurrzfristigen Beschleunigungen 
und d ie dabei auftretenden Geschwindigkeiten und Ver­
schiebungen wirkungslos werden . 

Bewegt sich e ine Luftstoßwelle über e ine Stadt hinweg, 
und nach den vorgegebenen Planungsannahmen werden 
Städte angegriffen, dann wird d ie Stadt mit allen ihren 
Hochbauten zerstört. Die Geschwindigkeit e ines Luftsto­
ßes mit 3 atü Spitzenüberdruck beträgt 600 m/sec., wäh­
rend bei einem O rkan, der bereits erhebl iche Beschäd i­
gungen hervorruft, Geschwind igkeiten von nur etwa 
30 m/sec. auftreten . Der Orkan hat eine Stundengeschwin­
digkeit von etwa 120 km. Bei einem Luftstoß von 3 atü 
ist die 20-fache Geschwindigkeit gegeben. Eine solche 
Beanspruchung bedeutet das Ende einer Stadt mit allen 
ihren Bauten herkömmlicher Art. Im freien Gelände tre­
ten Verschiebungen von '12 Meter und mehr auf. Kein 
Bauwerk bleibt erhalten, es sei denn, es ist als biegestei­
fer Baukö rper ausgebi ldet, der so lche Belastungen ertra­
gen kann . 

Bei einer 5 MT-Waffe tr itt bei Bodenexplosion ein Sp itzen ­
überdruck von 3 atü in einer Entfernung von 2,8 km vom 
Nullpunkt auf ; ein Spitzenüberdruck von 0,3 atü , der noch 
alle Hochbauten schlagartig zerstört, tr itt in einer Entfe r­
nung von etwa 8,5 km vom Explosionszentrum, d. h. vom 
Nullpunkt, auf. 

Nach den vorgegebenen Planungsannahmen, die allen 
unseren Betrachtungen z ugrundeliegen , werden Boden­
explosionen unterstellt. Explod iert e ine 5 MT-Waffe a m 
Boden, so entsteht bei mittlerem Boden e in Krater mit 
e inem Durchmesser von etwa 600 m und einer Tiefe von 
etwa 30 m. Innerhalb dieses Bereiches ist e in Schutz nicht 
mögl ich . Aber 600 m vom Bodennullpunkt entfernt kann 
Schutz geschaffen werden, der allerdings noch sehr auf­
wend ig ist. Be i einer Entfernung von 2,8 km vom Null­
punkt schü tzen Luftstoßschutzbauten S 3 w irkungsvoll 
während Grundschutzbauten erst in einer Entfernung vo~ 
8,5 km vom Nullpunkt schützen. 

Diese einfachen Daten zeigen eindeutig , daß der Grund­
schutz in Städten, die angegriffen we rden , e ine Fehlinvesti­
tion darstellt. Ob nämlich "Grundschutz" in diesen Städten 
gebaut oder nicht gebaut wird , ändert an den Verlusten 
kaum etwas. Bei der Größe der mechanischen Energiefrei­
setzungen werden hier auch alle Grundschutzbauten zer­
stört und darin befindliche Menschen getötet. 

Man weiß zwar, daß der Mensch gegenüber Luftstoßbe­
lastu~ge~ , s.o s~hwach er auch ist, verhältnismäßig un ­
e~pflndlich Ist. Ein Luftstoß bis 3 atü könnte ein Mensch auf 
einer großen Freifläche - angebunden an einen Stahl­
mast - gerade noch ertragen . Der Tod erfolgt bei hö­
heren Drücken durch die rasche Entlastung auf den nor­
m~len atmosp~ärisc~e~ Druck infolge Platzen der Lungen­
blaschen. Bereits belOberdrücken über 0,3 atü, also bei 
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einem Luftstoß mit einer Geschwindigkeit von 400 m/sec., 
ist ein Uberleben im Freien so gut wie unmöglich, weil 
der Mensch von geschoßartig umherfliegenden Trümmern 
getroffen und selbst auf eine unerträglich hohe Geschwin­
digkeit beschleunigt wird, und das kann er nicht über­
leben. Die Grenze des Uberlebens im Freien liegt wegen 
der indirekten Wirkungen des Luftstoßes bei Belastung en 
von etwa 0,3 atü. 

Die Beschleunigungen im Schutzbau sind kurzfristige, stoß­
artige Beschleunigungen in der Größenordnung von 5 g. 
In Raumschiffen werden langdauernde und größere Be­
schleunigungen ertragen. Flugmedizi nische Versuche ha­
ben ergeben, daß kurzfristige, stoßartige Beschleunigun­
gen bis zu 18 g vom Menschen noch ertragen werden 
können - Beanspruchungen, bei denen Gebäude üblicher 
Art längst zerstört sind. 

Anfangsstrahlung 

Was die radioaktiven Anfangsstrahlungen anbetrifft, sind 
die Kernwaffen mit kleinem Explosionswert gefährlicher 
als die großen. Man muß als Bemessungsgrundlage die 
Strahlungsbelastung berücksichtigen, die dort auftritt, wo 
der Luftstoß 3 atü erreicht. Das ist bei einer 80 KT-Waffe 
eine Gammastrahlenbelastung von etwa 30000 r (r = 

Röntgen ). Eine kurzfristig empfangene Ganzkörperbe­
strahlung mit einer Dosis über 600 r wirkt mit Sicherheit 
tödlich. 

Es ist Aufgabe der Schutzbauten, durch ausreichende 
Dicke der Umfassungsbauteile die innere Strahlungsbela ­
stung auf etwa 50 r abzumindern, eine Belastung, bei der 
erkennbare Schädigungen des Menschen nicht auftreten. 
Gegen radioaktive Strahlungen schützt nur eine ausrei­
chende Materialmasse, die sich zwischen der Strahlungs­
quelle und dem zu Schützenden befindet. 

Wärmestrahlung 

Was die Wärmestrahlung anbetrifft, so ist sie durch ihre 
indirekte Wirkung sehr gefährlich, da alle brennbaren 
Stoffe momentan entzündet werden. Hierfür sind verhält­
nismäßig geringe Energien ausreichend. Schol' bei etwa 
5 - 10 cal /cm' tritt eine momentane Entflammung auf, und 
es kommt zum Brennen von Papier und Holz. Hautver­
brennungen beim Menschen sind bereits ab :3 cal /cm' zu 
erwarten. Gegen die direkten kurzzeitigen Wirkungen der 
Wärmestrahlung, die Hunderte von cal /cm' freisetzt, 
schützt eine einfache Abschirmung mit nicht brennbaren 
Materialien. Bei der Brandeinwirkung kann eine Folge­
erscheinung aber besonders gefährlich werden. Stürzen 
brennende Hochbauten ein und ihre erhitzten Trümmer­
massen lagern sich auf der Decke von Schutzräumen ab, 
kommt es zu einer Meilerbildung, die das Innere eines zu 
dünnwandigen Schutzbaues backofenähnlich aufheizt. Die 
Durchwärmung der Schutzraumdecke muß also möglichst 
gering gehalten werden, da sonst Schädigungen und der 
Tod durch Wärmestauungen auftreten. Dies ist jedoch nur 
möglich durch eine große Materialmasse, die als W ärme­
puffer zwischen den g lüh enden Schuttmassen und den zu 
schütze nden Menschen vorhanden sein muß. 

Jeder Schutz gegen die bei Kernexplosionen gegebenen 
Energiefreisetzungen erfordert große Massen, d. h. eine 
große Dicke der Umfassungsbauteile, also der Decken, 
der Wände und der Sohle. Diese Erfordernisse wurden bei 
der Ausarbeitung der bautechnischen Ri ch tlinien für 
Schutzbauten berücksichtigt. 

Schutzraumbauprogramm 

Grundschutz oder Grundschutz und Verstärkter Schutz? 

Unterstellt man, daß der Gesetzesentwurf - so wie er 
vorliegt - verabsch iedet würde, so würden in Städten 

unter 50000 Einwohner und im ländlichen Raum Grund­
schutzbau ten errichtet und in Städten über 50000 Einwoh ­
ner oder in Ballungsgebieten Verstä rkter Schutz S 3. 

Bereits vor Jahren wurden Vorschläge über Schutzraum­
ba uten-Progra m me 0 usgearbeitet; bei der Aufstell u ng des 
Ersten Schutzbaugesetzes wurden für verschiedene Pro­
gra mme Verlu stberechnungen gefertigt. Da die Entschei­
dung, ob nur Grundschutz oder Grundschutz und Ver­
stärkter Schutz, so wie es der Gesetzesentwurf vorsieht, 
von lebenswich tiger Bedeutung ist, möchte ich darallf 
näher ei ngehen. 

Zwei allgemeingültige Beispiele mägen die Auswirkungen 
aufzeigen. Das erste Beispiel betrifft eine Großstadt mit 
etwa 650000 Einwohnern und einem Durchmesser von etwa 
16 km. Da s zweite Beispiel bezieht sich auf eine Stadt mit 
etwa 70000 Einwohnern und einem Durchmesser von un­
gefähr 7 km. In dem ersten Fall wurden d ie Verluste bei 
de m Einsa tz einer 5 MT-Waffe ermittelt, im zweiten Fa ll 
wurde der Einsatz einer 80 KT-Waffe unterstellt. Jede 
Stadt wurde in verschiedene Kreisflächen und Kreisring­
flächen aufgeteilt, um möglichst genaue Unterlagen über 
die Bevölkerungsdichte im Stadtkern und in den anschlie­
ßenden Kreisringflächen zu erhalten. Wenn eine Groß­
stadt mit 650000 Einwohnern und dem Durchmesser von 
etwa 16 km mit einer 5 MT-Waffe angegriffen wird, so 
tritt ein Spitzenüberdruck von 9atü in einer Entfernung 
von etwa 1,8 km vom Nullpunkt auf. Ein Spitzenüberdruck 
von 3atü ergibt sich bei einer Entfernung von etwa 2,8 km 
vom Null punkt, und ein Spitzenüberdruck von 0,3atü, ge­
gen den der Grundschutz noch schützt, tritt erst bei einer 
Entfernung von 8,5 km vom Nullpunkt auf. Dieser untere 
Druckbereich liegt aber bereits außerhalb der Peripherie 
der Stadt. 

In der Kreisfläche mit einem Spitzenüberdruck über 9atü 
wohnen etwa 100000 Menschen, in dem Bereich über 3atü 
etwa 250000 Menschen, und im Bereich über 0,3 atü woh ­
nen 650000 Menschen. Der Spitzenüberdruck von 0,3atü 
liegt, wie bereits gesagt, außerhalb der Stadtgrenze. Er­
mittelt wurden anhand von W ahrscheinlichkeitsberechnun­
gen die Verluste , die sich ergeben bei Schutzbauten mit 
3atü Druckresistenz. Sie betragen etwa 220000 Menschen, 
d. h. etwa 30 % der Einwohner der betroffenen Stadt. Wer­
den in der g lei chen Stadt nur Grundschutzbauten errichtet, 
so wachsen die Verluste auf etwa 600 000 Menschen, a lso 
auf etwa 90 % der Einwohner der betroffenen Stadt an . 
Die Errichtung von Grundschutzbauten in Städten, die kri­
tische Zie lgebiete darstellen, ist eine Fehlinvestition . Der 
mit G rundschutz zu schaffende Rettungszuwachs ist dort 
vö ll ig unzureichend. 

Das zweite Beispiel geht von einer Stadt mit etwa 70000 
Einwohnern und einem Durchmesser von 7 km aus. Unter­
ste llt wird der Einsatz einer Kernwaffe mit einem Explo­
sionswert von 80 KT entsprechend den vorgegebenen Plc­
nungsannahmen . Es ergibt sich folgendes: bei Schutzbau­
ten S 3 betragen die Verluste etwa 18000 Menschen, d. h. 
etwa 25 % der Einwohner; die Verlustquote liegt etwos 
günstiger als in der Großstadt. Bei Schutzbauten S03 
oder Grundschutzbauten liegen die Verluste bei etwa 
55000 Personen, also wieder bei etwa 90 % der Einwoh­
ner. Auch dieses Beispiel zeigt eindeutig den Wert eines 
differenzierten Schutzraumbauten-Programms für das Uber­
leben der städtischen Bevölkerung. 

Das Gesamtgebiet der Bundesrepublik ist zwar theoretisch 
gleichmäßig gefäh rdet, praktisch aber nur gleichmäßig 
gefährdet durch radioaktive Rückstandsstrahlung. Bei dich­
ter Besiedelung und unter der Annahme, daß Kernwaffen 
zum Einsatz kommen, ist bei der gegebenen großen Luft­
empfindlichkeit eine sehr große Verlustquote, praktisch 
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ein Totalverlust, zu erwarten, wenn nur Grundschutzbau­
ten vorhanden sind. 
Die Gesamtfläche des Bundesgebietes beträgt etwa 
250000 km 2 • In unseren 90 Städten über SO 000 Einwohner 
wohnen insgesamt ungefähr 25 Millionen Menschen. Diese 
90 Städte besitzen aber nur eine Gesamtfläche von etwa 
15000 km 2• Auf dieser relativ kleinen Fläche wohnen bei 
meist großer Wohndichte die Menschen. Würde man dort 
den Verstärkten Schutz, so wie ihn der Gesetzesentwurf 
vorsieht errichten so wären etwa 7,5 Millionen, also 30 % 
Gesamt~erluste i~ Ernstfall zu befürchten, beim Grund­
schutz dagegen etwa 90 % Gesamtverluste, also über 22 
Millionen Menschen. Ein Verstärkter Schutz ermöglicht ge­
genüber dem Grundschutz ein Oberleben in den Städten 
von zusätzlich etwa 15 Millionen Menschen. 
In ländlichen Gemeinden ist die Oberlebensaussicht we­
sentlich günstiger. Ländliche Gemeinden und Städte unter 
50000 Einwohner befinden sich in einem Gebiet, das etwa 
235000 km 2 umfaßt. Dort ist die Besiedlungsdichte pro Flä­
cheneinheit im allgemeinen gering, und man kann dort 
mit Grundschutz ein 90 %-iges Oberleben der Einwohner 
ermöglichen. Im ungünstigen Falle treten 10 % Gesamt­
verlust auf. 

Konstruktionsmerkmale von Schutzbauten 

Schutzräume können sowohl außerhalb von Gebäuden 
als Außenbauten wie auch innerhalb von Gebäuden als 
Innenbauten errichtet werden. Man sollte bei Neubauten 
Schutzbauten nicht als Innenbauten ausführen, wenn dar­
überliegende Geschoßdecken aus brennbaren Stoffen be­
stehen. Ein weiteres Problem ist das Fassungsvermögen 
von kleinen Schutzbauten. Ihr Fassungsvermögen wurde 
nach oben aus Sicherheitsgründen auf SO Personen be­
schränkt, ihr Fassungsvermögen nach unten wurde aus 
mensch lichen und aus wirtschaftlichen Gründen auf 10 Per­
sonen festgelegt. In der Regel sollen Grundschutzbauten 
mit einem Fassungsvermögen von 25 Personen und Ver­
stärkte Schutzbauten mit einem Fassungsvermögen von 50 
Personen gebaut werden. Es sind nicht nur die größeren 
Schutzplatzkosten bei kleineren Schutzbauten, die zu grö­
ßerem Fassungsvermögen veranlassen. Im Augenblick der 
Gefahr sind größere Einheiten günstiger, da eine bes~ere 
gegenseitige Hilfe möglich wird. Der Gesetzesentwurf sieht 
deshalb auch Bestimmungen für Schutzgemeinschaften vor. 
Weitere Vorkehrungen, die notwendig sind, wenn gemein­
same Schutzräume errichtet werden, wie Durchbrüche durch 
benachbarte Gebäudetrennwände, so daß die Schutz­
suchenden möglichst unterirdisch die geme.insamen Schut~­
räume erreichen und verlassen können, Sind ebenfalls In 

dem Gesetzesentwurf berücksichtigt. 
Schutzräume des Grundschutzes sind in erster Linie dafür 
bestimmt, gegen radioaktive Niederschläge zu schütz7n. 
Für die Bemessung von Grundschutzbaut:n gegen radiO­
aktive Rückstandstrahlung wurde von einer Strahlu~gs­
belastung von 3000 r/h, eine Stunde nach ~er E~plos~on, 
ausgegangen . Der Abminderungsfaktor bel radloaktlv.er 
Strahlung wird durch die Dicke der Umfas~ungsbautel~e 
oder durch die Oberschüttung, also durch die Masse, die 
die Strahlen durchdringen müssen, um in das Inne~e des 
Schutzraumes zu gelangen, bestimmt. Man wählt die ~b­
schirmmasse so daß im Innern des Schutzraumes keine 
größere Gesar';tstrahlenbelastung als 50-100 r au.ftritt. 
Wegen der Dauer der Strahlungsbelastung muß minde­
stens ein Abminderungsfaktor 100 beim Grundsch~tz ge­
fordert werden Die W ärmebelastung durch gluhende 
Trümmermassen' erfordert bereits eine Umfassungsbauteil­
dicke von 30 cm so daß im allgemeinen ein Abminderungs­
faktor 250 gege~ Rückstandsstrahlun~ gege~en ist. Darüber 
hinaus soll beim Grundschutz noch Sicherheit geboten wer-

den gegen Trümmer. Bei der bereits aus anderen Gründen 
zwangsläufig vorhandenen Dicke der Decke kann mit ge­
ringem Betonstahlaufwand eine Trümmersicherheit erreicht 
werden. 

Die Art des Abklingens der Rückstandsstrahlung zwingt 
zu längerem Aufenthalt in Schutzräumen. Geht man wie­
der von der Anfangsstrahlungsbelastung von 3000 r/h als 
Rechenwert aus, so treten nach 7 Stunden noch 300 r/h im 
Freien, nach 7 x 7 Stunden, also nach 2 Tagen, noch 30 r/h 
und nach 7 x 7 x 7 Stunden, also nach 14 Tagen, noch 3 r/h 
auf. Eine Strahlungsbelastung von 3 r/h kann noch ertra­
gen werden; das bedeutet aber praktisch, daß die Insas­
sen bei derartigen Fällen bis zu 14 Tagen in den Haus­
schutzräumen des Grundschutzes verweilen müssen. 

Das heißt jedoch nicht, daß man in dieser ganzen Zeit 
Schutzbelüftung anwenden müßte. Ein Aufenthalt im Freien 
ist wegen des verstrahlten Geländes nicht möglich; aber 
man kann annehmen, daß nach kurzer Zeit, spätestens 
aber nach 8 Stunden, wenn die radioaktiven Niederschläge 
heruntergekommen sind, Normalbelüftung gefahren wer­
den kann, oder im Falle des Grundschutzes die Eingangs­
abschlüsse und die Abschlußklappen des Sandfilters ge­
öffnet werden können und so ein ausreichender Luftwech­
sel des Schutzraumes ermöglicht wird . 

Mit der vorgesehenen Luftrate von 1 SO I/min/ Pers. bei Nor­
mal belüftung und mit 30 I/min/Pers. bei Schutzbelüftung er­
geben sich auch bei ungünstigen Außenluftverhältnissen 
noch erträgliche Aufenthaltsbedingungen im Schutzraum. 

Selbstverständlich können für große Schutzbunker mit ei­
genen Netzersatzanlagen, die nach Ausfall des öffent­
lichen Stromnetzes eine eigene Stromversorgung ermög­
lichen, eigene Belüftungsanlagen mit Kältemaschinen, ei­
gene Wasserversorgung aus Brunnen und eigene Schmutz­
wasserhebeanlagen vorgesehen werden. Dies alles ist bei 
den kleinen Schutzbauten im Wohnungsbau nicht möglich 
und auch nicht nötig. 

Um die Bedeutung der kleinen Schutzbauten richtig zu 
beurteilen, muß immer und immer wieder betont werden 
daß nach Durchführung des Schutzraumbauten-Programm~ 
bestenfalls für 3-5 % der Gesamtbevölkerung "Offent­
liche Sammelschutzräume" vorhanden sind. 95-97 % der 
Bevölkerung sind stets auf die kleinen Schutzbauten bei 
Wohn- und Arbeitsstätten angewiesen. 

Kosten der Schutzräume 

Häufig werden die im. Gese~zentwurf genannten Kosten je 
Schutzplatz angezweifelt. Sie wurden erstmalig vor eini­
gen Jahren anhand durchgeführter Erprobungsbauten nach 
den Schlußabrechnungen zusammengestellt. Was ein 
Schutzraum wirklich kostet, oder was ein Haus wirklich 
kost:t, das weiß man erst, wenn es gebaut und abgerech­
net ISt. Daß man dabei erhebliche Oberraschungen er­
leben kann, ist. jedem be~annt. Die Kostenermittlungen 
",:,urden. so gewissenhaft wie überhaupt mäglich durchge­
fuhrt, die genannten Schutzplatzkosten stellen die tatsäch­
lichen Kosten dar. 

In den letzten Wochen wurden Ausführungspläne und Lei­
stungsbeschriebe für Schutzbauten des Grundschutzes und 
des Verstärkten Schutzes an viele Architekten geschickt 
und zwa r verteilt über das ganze Bundesgebiet. Es wur~ 
den Angebotspreise erbE'ten. Sie liegen jetzt in ausreichen­
dem Umfange vor, und nach ihrer Auswertung ist folgen­
des festzustellen: 

Die Kosten. je Schutzplatz im Grundschutz betragen 
360,-:: DM. Sie gelten für In~enbauten mit einem Fassungs­
vermagen von 25 Personen Im Wohnungsneubau . Bei dem 
B7trag sind ~ie Kosten des ~ormalen Kellers abgezogen. 
Die Kosten le Schutzplatz Im Verstärkten Schutz S 3 be­
tragen 850,- DM. Sie gelten für Schutzräume mit einem 
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Fassungsvermögen von 50 Personen. Auch hier sind die 
Kosten des normalen Kellers abgezogen. 
Das Bild sieht wesentlich anders aus, wenn kleine Schutz­
räume gebaut werden sollen. Die Schutzplatzkosten je 
Person für einen Schutzraum mit einem Fassungsvermögen 
von 10 Personen, also mit 6 qm nutzbarer Grundfläche, 
betragen im Grundschutz etwa 600,- DM. Das ist leicht 
verständlich. Der Eingangsteil - Abschlüsse, Schleusen 
und Notaborte - und der Ausgangsteil - Sandfilter und 
Notauslaß - müssen immer vorhanden sein, einerlei, ob 
ein großer oder kleinerer Schutzbau errichtet wird. 
Andererseits werden Grundschutzbauten billiger, wenn 
man ihr Fassungsvermögen von 25 auf 50 Personen ver­
größert; dann sind unter sonst gleichen Voraussetzungen 
noch etwa 340,- DM je Schutzplatz aufzubringen . 
Ungünstiger liegen die verschiedenen Kosten je Schutz­
platz beim Verstärkten Schutz S 3. Der Verstärkte Schutz­
raum mit einem Fassungsvermögen von 50 Personen kostet 
je Schutzplatz 850,- DM. Beim Verstärkten Schutzraum S 3 
für 25 Personen würde der Schutzplatz etwa 1250,- DM 
kosten. 
Es ist unwirtschaftlich, zu kleine Schutzräume zu bauen. 
Das ist auch mit einer der Gründe, warum der Gesetzes­
entwurF die Möglichkeit von Schutzgemeinschaften vor­
sieht. 
Wichtig sind die Auswirkungen des Schutzbaues auf die 
Mieten. Die Kosten des Grundschutzes soll jeder Betrof­
fene selbst tragen. Ein Schutzplatz des Grundschutzes im 
Neubau kostet, wie bereits gesagt, bei Schutzbauten VOll 

25 Personen Fassungsvermögen 360,- DM. Rechnet man 
mit einer mittleren Belegung der Wohnung von 3,5 Per­
sonen, dann betragen die Schutzplatzkosten je Wohnung 
1260,- DM. Unter der Annahme, daß diese Kosten voll 
aus normal verzinslichen Mitteln finanziert werden, er­
geben sich lauFende Aufwendungen für Zinsen, für Ab­
schreibung, für laufende Unkosten mit etwa 8,5 % jährlich 
je Wohnung und ein 3 %-iger jährlicher Aufwendungs­
zuschuß, so daß die Gesamtkosten auf etwa 107,10 DM 
kommen. 

» 
» 
Bauschau 

Von der BAUSCHAU BONN 

Bonn 

Neben den ersten Originalmodellen neuartiger Schutz­
bauten in der BAUSCHAU BONN zeigen neuerdings zwei 
weitere Herstellerfirmen ihre serienreifen Schutzbauten. 
Die beiden Großbetriebe haben in unterschiedlicher Form 
interessante Konstruktionswege beschritten: 
Ein "Beton-Ei" für 10 Personen "S 3", das in der deutschen 
Presse als "Arche des 20. Jahrhunderts" angekündigt 
wurde, ist ab Anfang Dezember 1964 zu besichtigen. 

Das würde im sozialen Wohnungsbau eine monatliche 
Mehrbelastung für den Mieter von 8,90 DM bedeuten, oder 
bei Normalwohnungen von 65 m' würde das je qm und 
Monat 13,7 Pf ausmachen; d. h. eine prozentuale Miet­
anhebung bei der sozialen Miete von etwa 6 % und eine 
prozentuale Anhebung der Kostenmiete, die ja ohnehin 
höher liegt, von ungefähr 3 %. Das sind die Aufwendun­
gen für die Schutzräume, die dem Einzelnen zugemutet 
würden, wenn das Gesetz in der Form, wie es vorliegt, 
verabschiedet würde. Die Mehrkosten für den Verstärkten 
Schutz würden vom Bund getragen. 

Zusammenfassung 

T rotz gigantisch gesteigerter Waffenwirkungen ist ein re­
lativ weitgehender baulicher Schutz mit tragbaren Auf­
wendungen auch heute möglich . Man muß sich allerdings 
davor hüten, mit Kernwaffen im MT-Bereich wahllos zu 
rechnen. 
Es hat keinen Sinn, mit eigenen Planungsmaßnahmen la­
borieren zu wollen . Die vorgegebenen Planungsannahmen 
geben ausreichende und brauchbare Arbeitsunterlagen. 
U. a . ist danach im europäischen Raum mit dem Einsatz 
einer großen Zahl von Kernwaffen mit einem Explosions­
wert bis 80 KT und in besonderen Fällen mit einem Explo­
sionswert von 5 MT zu rechnen. Daneben ist der Einsatz 
von herkömmlichen Waffen zu berücksichtigen. 
Auch bei gleicher Luftgefährdung des gesamten Bundes­
gebietes kann wegen seiner differenzierten Luftempfind­
lichkeit nur ein differenziertes Schutzraum-Programm, so 
wie es der Gesetzesentwurf vorsieht, einen wirkungsvollen 
Schutz für die Menschen sichern. Grundschutzbauten in 
Städten, die kritische Zielgebiete darstellen, sind eine Fehl ­
investition. 
Die Kosten je Schutzplatz wurden so genau wie möglich 
ermittelt. Endgültiges kann hier erst gesagt werden, wenn 
das Schutzraumbautenprogramm angelaufen ist. 
Bei allem Für und Wider sollte endlich mit dem baulichen 
Zivilschutz begonnen werden. 

Ein ausgesprochener "Strahlenschutzraum", Typ S 03, für 
18 Personen wird Anfang Januar 1965 zu sehen sein. 
Je nach Konstruktionsart, Ausstattung und Fassungsver­
mögen betragen die Preise DM 400,- bis DM 2000,- pro 
geschützten Kopf der Bevölkerung. 
Ab März 1965 werden weitere 3 Schutzbau-Typen in der 
BAUSCHAU BONN gezeigt werden, von denen 1 Typ in 
Selbstbauweise hergestellt werden kann. Bei diesem Typ 
werden bereits bei kleiner (l-Familien-)Größe Kosten von 
DM 500,- pro Kopf genannt. 
Die BAUSCHAU BONN hofft, bis zum Sommer 1965 als 
einziges europäisches Bauzentrum eine konzentrierte Ober­
sicht über alle auf dem Markt befindlichen Schutzbauten 
und deren Ausstattung bis hin zu Sanität und NotverpFle­
gung in Original-Darstellung bieten zu können. 
Näheres teilt mit: BAUSCHAU BONN, 53 Bonn, Postfach 
41 , Telefon 27057, Telex 886603. 
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LUFTKRIEG UND LANDESVERTEIDIGUNG 
NATO 
Entscheidung über die MLF steht bevor 

In Ergänzung unseres Berichtes im letzten Heft sind inzwi­
schen weitere Einzelheiten über den Stand der Verhand­
lungen über die MLF bekannt geworden. Der Vertrag kann 
am 1. Dezember unterzeichnungsreif sein, da die aus den 
Vertretern von 8 Staaten - USA, BRD, Italien, Belgien, 
Holland, Griechenland, Türkei und Großbritannien - ge­
bildete Sachverständigen-Kommission das Projekt im Prin­
zip als finanziell tragbar und militärisch wie politisch nütz­
lich beurteilt hat. Beachtenswert gegenüber der bisher viel ­
fach geäußerten Kritik sind die Untersuchungsergebnisse 
auf militärischem und finanziellem Gebiet. Die Oberlebens­
fähigkeit der mit Polarisraketen ausgerüsteten 25 Ober­
wasserschiffe wird eindeutig bejaht, da eine laufende 
Oberwachung durch den vermutlichen Gegner diesen zu 
einem enormen militärischen Aufwand durch den Einsatz 
Von U-Booten zwingen würde. Das Projekt wäre dam it 
durch die Bindung eines so starken gegnerischen Potentials 
an sich schon lohnend. Das Problem gemischter Besatzun­
gen bereitet nach den Erfahrungen mit dem Versuchsschiff 
keine Schwierigkeiten. Die finanzielle Belastung der BRD 
beträgt für 10 Jahre insgesamt 3,8 Mrd. DM, d. h. in den 
Anfangsj ah ren etwa 4 %, später 0,75 % des Verteidigungs­
haushaltes. Politisch bietet die MLF die Möglichkeit, den 
Staaten, die weder Atomwaffen besitzen noch erstreben, 
den Weg zur kollektiven Mitverantwortung für die nu­
k leare Strategie zu öffnen. Zum andern soll sie einerseits 
eine neue feste Verklammerung der USA mit Europa be­
wirken, aber auch den Weg für ein politisch und militärisch 
eigenständiges Europa offen halten, sogar vorbereiten . 
Weiterhin wird die Stellung der europäischen Partner 
gegenüber der bisherigen Regelung verstärkt, weil sie im 
Gefahrenfall den amerikanischen Präs identen nicht einfach 
um Unterstützung bitten müssen, sondern vielmehr zur Ent­
scheidung zwingen können, ob er von seinem Veto Ge­
brauch machen will oder nicht. - Die Frage, ob die MLF 
nicht angesichts der von Omaha aus gesteuerten amerika­
nischen Interkontinentalraketen überflüssig sei, beantwor­
ten die Experten damit, daß weit entfernt stationierte 
Atomraketen ein wesentlich größeres Kaliber haben müs­
sen als M ittelstreckenraketen, so daß sich damit die Hem­
mungen für ihre Anwendung verstärken. Anges ichts der 
starken Häufung von M ittelstreckenraketen im Westen der 
Sowjetunion sei ein militärisches Gegengewicht im euro­
päischen Raum notwendig. Der atlantische Oberkomman­
dierende (SACEUR) in Europa, dessen Mittelstreckenrake­
tenprogramm mit der MLF wenigstens in seinem seebe­
zogenen Teil erfüllt werde, könne die strateg ische Situa­
tion besser beurteilen als das Kommando in Omaha. 

UNO 

Genfer Rotkreuzabkommen - Eckpfeiler des Völkerrechts 

Für den Zivilschutz stellt sich immer wieder die Frage, ob 
die Genfer Rotkreuzabkommen heute noch Aussichten auf 
Beachtung im Ernstfall haben. Der Generalsekretär des 
Deutschen Roten Kreuzes hat diese Frage in einem Vortrag 
in München untersucht mit dem Ergebnis, daß diese Ab­
kommen heute noch die Eckpfeiler des Kriegsvölkerrechtes 
bilden. 61 Staaten haben unterzeichnet, 30 weitere Länder 
sind beigetreten und 13 weitere, im besond,ern a~rikanische 
Staaten, haben die Abkommen durch einen Innerstaat-

lich~~ Rechts~ kt als für sie verbindlich anerkannt, Alle eu ­
ropalschen Lander g~hören zu den Partnern, und auch der 
gesa~te Ostblock eInschI. der Sowjetzone ist dabei . Die 
Position des. Roten .~reuzes ist heute so stark wie kaum je 
zuvor. - Nicht zu ubersehen sind allerdings die noch Vor­
h~nd7nen od~r neu entstehenden Lü cken, besonders im 
Hinblick ~lUf die Atomwaffen und die neue Form subversi­
v:r Auselna.nder~etzungen in Form von Bürgerkriegen, die 
volkerrechtllch nicht als interkontinentale Konflikte an e-
sehen werden. g 

Bundesrepublik 

Zivilschutz - ein unbequemes Thema 

Nach " den. Ab.si.chten .der Bundesregierung, im besondern 
des fur die Zivilverte idigung federführenden Bundesmin i­
s~er des In~ern, . sol.len noch in dieser Legislaturperiode we­
nigstens ?,e .wlchtlgsten Gesetze, ohne deren Vorliegen 
die vordringlichen Maßnahmen auf diesem Geb ' t . ht . kl' h . . le nlc zu 
verwIr IC en sind, wie das Anlaufen eines Schut b 

d · A z aupro-
g rha m

t 
md~' le ufst.e llung ?es Zivilschutzkorps und des Zivil-

sc u z lenstes, eines ZIvildienstgesetzes verab h' d t 
d D' D' k . ,sc le e 

wer en. .,e . IS usslon über die Zweckmäßig- und Not-
wendigkeit dieser vorsorgenden Maßnahmen nim t . 
derb C?ffentli,cdhkeit neuerdings einen breiteren Raum

m ei~n 
wo el es el er. auch in der großen Tagespresse nicht a~ 
ablehnenden Strm~en fehlt (vergl. z. B. Weinstein in der 
F.A.Z, v, 8.9. 1964 In dem Aufsatz Illusion und W' kl ' h 
keif'). A~läßlich des Helfertages d;s Bundesluftsch~~z~~r~ 
bandes 10 Hambur~ hat der Senator für Inneres dieser 
Stadt, Helm~t Schmldt, den man wohl als Fachmann auf 
diesem Gebiet ansprechen darf die Notwend'lgk 't 
b . d Z' ' I ' el vor-erelten er lVI schutzmaßnahmen ohne Ei h" k 
b t t E h d' nsc ran ung 

.e on " r sprac . le H?ff~ung aus, daß die in Hambur 
elOgelei teten Schritte beispielhaft sein wu"rden I R h g 
d I' h . m amen 

f
.er ~ t~lat IC

B 
en IVkerwaltungsorganisation wurde ein Amt 

f ur Z~.I en ,evö
G 

erungsschutz und Verteidigung geschaf­
en

B
· F,erzkuf Im d.egednsatz gibt es große Kommunen, wie 

z: ' ran urt, le en Frag~n des Zivilschutzes nur ge­
Gn~es tl .~:eress~ entgegenzubringen scheinen und es an der 

n erHs. u zbu~g . er ~ntsprechenden Maßnahmen fehlen las­
sen . ler el sei erinnert an die Vorwürfe d 'le ' 

J h ' Im vergan-
genen a r erhob.en w~rden, weil die im Bau befindlichen 
U-Bahnanlagen nicht fur Zwecke des Zivilschutzes a 

" t t " d b ' usge-nu z wur en, wo el es sich weniger darum h d It d ' d' I t d an e, le 
lC.l unter er Erdoberfläche liegenden U-Bahnschächte 

als Schutzbauten zu verwenden als um die Möglichk ' t d' 
Schächte als Fluchtwege und Zugänge zu den eigen~;i~h~~ 
Schutzbauten auszunutzen. In neuester Zeit führt das T h 
nische Hilfswerk" lebhaft Klage über die mangel d 'u' etc -n 'd n e n er-
s u zung sel!ens e; Stadt Frankfurt, Unter der Oberschrift 
" Das Technische Hilfswerk ,ist obdachlos" erschien in der 
Fra.nkfurter Tagespresse hierzu ein aufsehenerregender 
Artlke,l, aus dem hervorgeht, daß der Ortsverband des 
THW '~ de~ letzte~, Jahren scho,n mehrmals gekündigt wor­
den seI. Wie oft, konne man beinahe nicht mehr auf "hl 
S h L t' za en, 

c
h 

were'
t 
Jashwag~n Guno ?ndere Ausrüstungsstücke seien 

sc on sei a ren In emernden rund um Frankfurt in einer 
Entfernung von mehr als 100 km ausgelagert B' F' 
I '1 d' S d I ,z, ,In rrtz­
ar, wel ",e ta tverwa tung nicht bereit sei, dem Hilfs-

werk Gelande z,ur Verfügung zu stellen. Die unzureichende 
Unterkunft verhrndere den weiteren Ausbau d 0 ' 
t' d ' Z ' er rganlsa-
Ion, le zur elt nur über etwa 50 % der notw d' 

K " ft f" k " b h en Igen ra e ver ,ugen ~nn:, 0 wo, I es an Interessenten nicht 
fehle . - Dieses Beispiel beweist schon die Notwend igkeit 
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einer ba ldigen Verabsch iedung der Gesetze für die Zivile 
Verteid igung. 

Wir haben schon mehrfach uns mit der Frage beschäftigt, 
inwieweit Schutzbauten gegen atomare Angriffe einen 
Schutz gewähren können , wobei davon ausgegangen wird , 
daß ein Schutz nicht zu verwirklichen ist, wenn der Gegner 
einen Vernichtungskr ieg gegen die Zivi lbevölkerung füh­
ren will, daß aber andererseits ein Schutz gegen nukleare 
Waffen, die in entsprechender Entfernung zur Wirkung 
kommen, durchaus gegeben und mög lich ist. Auf diesen 
Erwägungen fußt da s Schutzbauprogramm der Regierung. 
In neuerer Zeit ist noch ein weiterer Gesichtspunkt hinzu­
gekommen. Die Bekämpfung anfliegender Fernraketen 
durch Antiraketen wie NIKE-Zeuss oder Ajax erfolgte bis­
her durch Atomsprengkörper in sehr großen Höhen, so 
daß die Auswirkungen der Explosionen für die darunter­
liegenden Gebiete keine oder nur sehr geringe Auswirkun ­
gen zur Folge hatten . Durch die Entwicklung neuer Leit­
systeme für d ie Antiraketen oder durch Raketen mit Ziel­
suchkopf können die anfliegenden Feindraketen unter Um ­
ständen erst in den tieferen Schichten der Atmosphäre be­
kämpft werden, so daß die Auswirkungen der Atomexplo­
sionen, im besondern die radioaktive Strohlung - abge­
sehen vom Fallout -, sowie die entstehende Luftdruck ­
weile noch W irkung auf die Erdoberfläche haben , wenn 
auch in abgeschwächter Form - man rechnet mit Druck­
stößen bis zu 3 atü . Das setzt aber varaus, daß die Bevö l­
kerung in Schutzbauten Zuflucht sucht, die zum mindesten 
den Grundschutz bieten . Auch diese Erwägungen machen 
die Errichtung von Schutzbauten für die Zivilbevölkerung 
notwendig und sinnvoll , da andernfalls sonst unter Umstän­
den der eigenen Abwehr die Hände gebunden sind. - Ein 
weiteres Argument, das gegen die Pläne des Bundesinnen­
ministeriums neuerdings von Kreisen der Wirtschaft ins 
Feld geführt wird, ist die Kostenfrage . Die Kostenschätzun ­
gen des M inisteriums mit 3-3,5 Mrd . DM jährlich seien viel 
zu niedrig . Die von einem Schweizer Institut im Auftrag 
der "Verein igung deutscher Wissen schaftler" gegebenen 
Schätzungen von 9-13 Mrd . DM hätten nach Ansicht des 
Ministeriums keine ausreichende Beweiskraft. Bei den An­
sätzen des BM I für Schutzbauten seien nach Auffassung 
der erwähnten Wirtschaftskreise die inzwischen gestiege­
nen Baukosten nicht berücksichtigt. Auch die auf 5,6 Mrd . 
DM bezi fferten Selbstkosten der privaten Aufwendungen 
für den Selbstschutz in der Zei t von 1966-1970 seien zu 
niedrig . Wenn man die erforderlichen Gegenstände für den 
Se lbstschutz mi t 72 DM pro Kopf und die Hausha ltsbevor­
ratung für 2 Wochen mit nur 50,- DM beziffere, ergäben 
sich allein für beide Posten schon 6,7 Mrd . DM. Unberück­
sichtigt seien hierbe i die Aufwendungen der Betriebe für 

Luftwaffen -Einheiten, die aus dem Heimatgebiet und dem 
Mittelmeer nach Singapur und anderen Brennpunkten ver­
Ausrüstungen, Vorräte und Selbstschutzausbildung. W as 
die private Beschaffung von Selbstschutzge rät anbetrifft, 
sei bemerkt, daß abgesehen von möglichen Preisermäßi ­
gun gen bei der Massenfabrikation dieser Geräte ein gro­
ßer Teil , im besondern das Werkzeug wie Be ile, Kreuz­
hacken und dergl. in vielen Häusern, besonders den Ein­
familienhäusern schon vorhanden ist, außerdem haben sich 
schon vie le Haushaltungen be i den letzten W eltkrisen eine 
Lebensmittelreserve angelegt, so daß die weiteren Auf­
wendungQn für den Selbstschutz wesentlich unter den er­
wähnten 6,7 Mrd . DM liegen werden . Zahlen sind geduldig ; 
das ist aber kein Grund, die Annahme und Durchführung 
der notwendigen Gesetze für den Se lbstschutz noch länger 
hinauszuschieben - vie l leicht bis zur nächsten Weltk r ise. 

Neue Flugzeuge für die Bundeswehr 

In einigen Monaten wird man auf den Flugplätzen der 
Bundeswehr einen völlig neuen Flugzeugtyp - die HFB 320 
Hansa - antreffen können. Mit dieser Maschine wi rd die 
Lücke geschlossen, wie sie für Verbindungs- und Kurier­
flugzeuge bisher besteht. Sie eignet sich außerdem für den 
Schulbetrieb und zum Verwundetentransport. Die HFB 320, 
ein Fabrikat der Hamburger Flugzeugbau GmbH ., hat eine 
Reisegeschwindigkeit von 815 km/h und kann auf kleinen 
Graspisten landen und sta rten. In der Standardausführung 
bietet sie 7-9 Passagieren Platz, sie kann jedoch für 12 
Passagiere und 2 Pi loten umgerüstet werden. Die Re ich­
weite liegt bei etwa 2500 km, d ie Reiseflughöhe bei etwa 
12oo0m. 

Das Regierungsabkommen über die Serienfertigung des 
Transportflugzeuges C 160 "Transall", das in deutsch-fran­
zösischer Gemeinschaftsproduktion gebaut wird, wurde 
kürzlich unte rzeichnet. Danach kann mit der Herstellung 
der vorgesehenen 160 Maschinen begonnen werden, da­
von für die deutsche Luftwaffe 110, die französische 50 
Flugzeuge. Die Erprobungsflüge des senkrecht startenden 
englischen Düsenjägers vom Typ Hawke r Sidde ley "P 11 27" 
sind abgeschlossen. 7 der ersten 9 Probetypen haben 1700 
Starts und Landungen erfolg reich durchgeführt, die von 
deutschen, britischen und amerikanischen Flug zeugbesat­
zungen ausgeführt wurden . Die Flugzeuge trugen deshalb 
ein dre if aches Hoheitsabzeichen (s. unser Bild ). Die erste 
briti sche Staffel dieses Typs so ll noch in diesem Jahr in 
Dien st gestellt werden. Uber die Einfüh rung dieses Senk­
rechtstarters bei der deutschen Luftwaffe steht die En t­
s: heidung noch aus, vielle icht mit Rücksicht auf die eigenen 
Entwicklungsvorhaben auf diesem Gebiet. 
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Zur Zeit im Bau: BO 105, ein Mehrzweck-Leichthubschrauber 
der Bölkow-Entwicklungen KG in Ottobrunn bei München 

von Hartmut Sommer · München-Obermenzing 

12 -

1. Rotorkopf (gelenklos) . 2. Rotorblatt ( Gla~faserkunststo ff) , 3. Roto.~steuerung . 4. Rotorgelriebe Z. F .. 5. Triebwerk 
BMW 6022 . 6. Fliehkraftkupplung . 7. An.~rtebswelle : 8. Hec~roto.~trag er . 9. Hec~rotor . 10. Pilotensitz . 11. Doppel­
steue rung (ausbaubar) . 12. Instrumentensaule . 13. VIer Kablnenturen . 14. Heckturen . 15. Lufteinlauf für Triebwe rke 

16. Abgasrohr 

Wie bereits in H ef/ 10 ' 1964 unter dem Titel .Wichtige Vor­
aussetzullgen fiir den Einsatz von H ubschraubern im zivilen 
BevölkenmgssdJl.ltz« angekündigt, veröffentlichen wir nach­
stehend einen ausführlichen Bericht iiber den Mehrzweck­
Leichthubschrauber BO 105, der von der Bölkow-Entwicklun­
gen KG konstruiert und der interessierten Öffentlichkeit erst­
mals auf der .Deutschen Luf/fahrtschau 1964- im Modell 

vorgestellt wurde. 
Inzwischen hat der erste Blechschnill begonnen, und eier Pro­
to typ befindet sich im Bau, /Im Mille des kommendrn Jahre.< 
zum Zwecke seiner Erprobung in den verschiedensten Einsatz­
bereichen verfiigbar zu sein . Voraussichtlich knapp ein Jahr 
später gelangt darm die erste Fertigungsserie Zl/r Ausliefemng, 
und es ist Zu wiinschen, daß bis zu diesem Zeitpllnkt die von 
uns hervorgehobenen .wichtigen Voraussetzungen für den Ein­
satz von H llbschr.lllbem im zivilen BevölkerrmgssdJ/ltz< ( H ef/ 
10 ' 1964, S. ]29 ff.) von den gesetzgebenden Gremien, von den 

Zl/sttincligen Fachatlsschiissen, Ländel"ll lind K omlllllnen ge­

schaflen wiirdel'. 

Der BO 105 erscheint dem unvoreingenommenen Beobach­
ter als eine hervorragende fluggerätetechnische Konzep­
tion sowohl in Bezug auf die Zelle a ls - und vor allem 

- auch auf die Triebwerke. 
Hinsichtlich der heute schon abschätzbaren späteren Ver­
wendung zweckmäßig in Form und Einrichtung, auffal ­
lend preisgünstig in der Anschaffung (ca . 275000.- DM, je-

denfalls unter 300 000.- DM) und kostensparend in der 
Haltung, repräsentiert sich der Hubschrauber BO 105 a ls 
eine N euschöpfung, die in ihrer Baustruktur (soweit si:h 
das jetzt schon beurteilen läßt) auf größtmöglichste Ge­
brauchssicherheit angelegt ist. 

Der BO 105 bildet das vorläufig letzte Glied einer markt­
a~alytisch . jahrelang sorgfältig vorbereiteten Entwicklung, 
dIe 1961 Ihren Anfang nahm, seitdem zielstrebig voran ­
getrieben wurde und deren Ergebnis nach Ansicht der 
Produzenten gute Absatzchancen im In- und Ausland ha­
ben dürfte. 

Nach Mitteilung se ines Konstrukteurs wurde das Projek t 
BO 105 von einem Ausschuß des BDLRI sowie vom Bun­
desministerium für Wirtschaft geprüft und für förd erung s­
würdig durch Bundesdarlehen vorgeschlagen. Die Darle­
hen werden in Höhe von 60 % der Entwicklungskosten 
gewährt, die sich sch ätzungsweise auf etwa 18 M illionen 
DM belaufen sollen. Der zu leistende Eigenanteil von 
40 % wird anteilmäßig aufgeteilt auf die Firmen Bölkow­
Entwicklungen KG, Siebeiwerke ATG (bei denen sich die 
Zelle in Herstellung befindet), BMW Triebwerkebau und 
die Zahnradfabrik Friedrichshafen, die das Getriebe lie­
fert. 

Die Reife der Kon zeption, die diesem Bauvorhaben vor­
ausging, spiegelt sich in den Aufgaben wider, die in 
schon anderthalb Jahren der BO 105 vielseitig erfüllen 
soll : 
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Seine Verwendung als Rei se- und Geschäftsflugzeug für 
M ehrzwecka ufgaben (»Multi zweck - Hubschra uber«) er­
schöpft sich bestimmt nicht im Bereich von Handel , Wirt­
schaft und Industrie, sondern ist ebenso denkbar in der 
Länder-, Gemeinde- und Bundesverwaltung wie im Rah­
men ärztlicher Die nstleistungen, im Lotsendie nst, in der 

Diaspora -See lsorg e und in der Mi ssionsarbeit. Voraus­
setzung hierfür wären in dichtbesiedelten Gebieten neben 
ergänzenden Sicherheitsbestimmungen und Ordnungsvor­
schriften baupoli ze ilieh genehmigte Dachlandeplätze (wi e 
sie im Falle des Vorhandenseins ebenso wie der Planung 
von dem vereidigten Sachverständigen für Hubschrauber­
Landeplätze : Herrn Architekt Dip!.-I ng . Georg E. Bauer, 
München 2, Prannerstraße 12, auf die erforderliche Eig ­
nung hin gerne beguta chtet werden ). 
Außer den vorgenann ten Einsa tzmöglichkeiten empfiehlt 
das Werk bezugnehmend auf die verhältnismäßig hohe 
Reisegeschwindigkeit die Verwendbarkeit des BO lOS im 
Kurier-, Zubringer-, Sanitäts-, Luftpost- und Poli ze idienst 
und hebt als weiteren Vorzug hervor: die Steiggeschwin­

digkeit im Schräg- und Senkrechtflug, die große Rei ch­
weite und maximale Flugd auer sowie die Tragkraft von 
mehr als einer halben Tonne im Hinblick auf die Nutz­
anwendung des Hubschraubers bei der Ermittlung und 
Kontrolle strah len- und bakterienverseuchter Gebiete, im 
Katastropheneinsatz und bei de r Brandbekämpfung, bei 
der Bewältigung land- und forstwirt schaftlicher Aufgaben, 
bodenkundlicher Untersuchungen, Vermessungs- und Foto­
flügen , bei der überwachung von Sperrgebieten, Pipe­
Lines, Kanälen , Hochspannungsleitungen und sonstigen 
Versorgung swegen. 
Durch die weiträumige, unverstellte Einrichtung der Kabine 
läßt sich ohne nennenswerte Schwierigkeiten der Verwen ­
dungscharakter' des vorhandenen Nutzraume s ändern: 
a us dem »Krankenwagen der Luft« zum Zwecke der 
Krankenbeförderung im Seenot- und überschwemmungs­
ei nsatz, im alpinen N o t- und Zubringerdienst sow ie bei 
jeglichen Bergungsak tionen nicht weiter als 200 km vom 
Abflugort entfernt wird durch Herausnahme der rück­
wärts befindlichen Krankentragen ein flinker Kleintrans­
porter, der zum Beispiel statt sperriger La sten , die - nor­
mal befestigt - getrost bei geöffneten Hecktüren aus 

dem Transportraum herausragen dürfen, auch 300 Liter 
Schädlingsbekämpfungsmittel, Dünger oder Schaum lösch­
flüssigkeit nebst automatischem Zerstäuber oder Sprüh­
rohr und Bedienungspersonal mitführen kann . Denkt man 
darüber hinaus an Patrouillen sowie an Sucheinsätze und 
an die Zerstreuung von Verkehrszusa mmenballungen a us 
der Luft, an die Erfordernisse der heutigen Hochsee­
fischerei, an Dienstleistungen bei der Erstellung von Hoch­
und Antennenbauten , an die vie lfältigen Pflichten des 
Flughafen - und Werkschutz-Bereitschaftsperso nals und 
nicht zuletzt an die Schu lun g und Fortbildung des fliege -

Bild oben: Attrappen des BO 105 in unterschiedlicher Ausführung für 
verschiedene Einsatzzwecke ; links außen: als Reisetyp; l inks 
Mitte: ausgestattet für den Polizeieinsatz ; rechts Mitte : als 
Lastentransporter ausgerüstet; rechts außen : für den Rettungs· 
d iens t bestimmt. 

Bild Mitte /oben: Holzattrappe des BO 105 in Originalgröße; Blick auf 
eines der BMW 6022-Triebwerke. 

Bild Mitte /un ten: Heizettrappe der Kabine e ines BO 105 (Reiseausfüh· 
rung) im Bau. 

Bild unten: Heckansicht der noch unverkleideten Holzattrappe eines fü r 
den Rettungsdienst bestimmten BO 105. 



rischen Nachwuchses, so wird man sehr ba ld entdecken, 
daß die jeweils wüns chenswerte mühelose Umgestaltung 
des Rumpfinneren ebenso von den Konstrukteuren vor­
und eingeplant zu sein scheint wie die Möglichkeit, das 
Triebwerk , das Heckteil und das Fahrwerk ohne erheb­
lichen technischen Aufwand zu demontieren (letzteres im 

Austausch gegen Kufen, Skier oder Schwimmer). 
Im einzelnen bemerkt der Konstrukteur des Hubschrau­
bers, Dipl. -Ing. Emil Weiland, daß für die Personenbeför­
derung die Normalausführung des BO 105 vorn mit zw ei 
Einze lsitzen und rückwärts mit einer durchgehenden Sitz­
bank fü r zwei bis drei Personen ausgestattet ist. Darüber 
hinaus sei noch ein Nutzlastraum von 1,5 cbm verfügbar, 
der von außen zugänglich ist. Zum Transport von Ver­
letzten kö nnen die rückwärtigen Sitze hochgeklappt und 
zwei zusammengefaltet mitgeführte Krankentragen in die 
vorgesehenen Halterungen eingeschoben werden. Für den 
beg leitenden Sani täter oder Arzt sei der Co-Pilotensitz 
nach hinten umschwenkbar, so daß eine Betreuung der 
Kranken während des Fluges möglich ist, und an der Ka ­
binenwand habe man Halterungen für die zur ärztl ichen 
Versorgung der Verletzten notwendigen Geräte befestigt. 
Au ch für den Lastentransport wird die Sitzbank hochge­
klappt oder entfernt, so daß der zur Lastenaufnahme be­
stimmte Heckraum nach vorne bis hinter die Pilotensitze 
erweitert werden kann . Besonders sperr ige Güter lassen 
si ch an Lastenhaken unter dem Rumpf transportieren . 
Große Bedeutung in vieler Hinsicht w ird der Tatsache 
beigemessen, daß die beiden Triebwerke so hoch ange­
ordnet sind, daß das Beladen des Gepäckraums vom 
Boden aus schnel l ohne jegliche Behinderung erfalgen 
kann. D ie Triebwerksanlagen sind nach Hochklappen der 
Verkleidu ngsbleche frei zugänglich und von der Kabine 
und dem Lastraum vollständig getrennt - ebenso der 
Kraftstoffbehälter, der im Rumpfboden unter dem Lasten­

raum untergebracht ist. 
Den zuverlässigen Antrieb des Hubschraubers BO 105 ge­
währleis ten zwei Kleingasturbinen vom Typ BMW 6022 
mit je 250 PS-Startl eis tun g. Samit stellt sich de r BO 105 als 
erster Hubschrauber seiner Klasse vor, der mit zwei Trieb­
werken ausgerüstet ist. Dieses außerordentlich w icht ige 
Konstruktionsmerkmal ver leiht ihm eine optimale Flug­
sicherheit verbunden mit uneingeschränkter Instrumenten­
flug -Taug lichkeit. Be i etwaigem Ausfall eines Triebwerks 
kann der Flug ohne nennenswerte Beeinträcht igung fort­
gesetzt werden, wobei die Leistungsreserven (sogar be i 
voller Zuladung) noch ausre ichendes Steigerungsvermö­
gen mit nur einer Turbine gestatten. Daher bereitet das 
Oberfliegen von ausgedehnten Stadtzentren, großen d ich ­
ten Wä ldern, Wasserflächen, Gebirgsgegenden und Men­
schenansammlungen keine unlösbaren Probleme mehr. 
Selbstverständ lich können auch Auto rota tionslandungen 
ohne Gefährd ung der Insassen oder der Fracht erfolgen . 
Als konstruktive N euheit weist der BO 105 ein völlig neu­
artiges Rotorsystem auf, das mit Rotorblättern aus glas­
fase rverstärktem Kunststoff ausgerüstet ist. Der neue »ge­
lenklose Rotor« nach dem System von Dipl. -Ing . Weiland 
besitzt schmierungsfreie Kunststofflager und ist nahezu 
wa rtu ngsfrei . Die Ro torblätter aus glasfaserverstärktem 
Kunststoff lassen sich sehr leicht falten und können ohne 
T racking sofort nach der Entfaltung betriebsklar gemacht 
werden. Bestechend an der Konstruktion sind neben der 
geräumigen Kabine, die sich durch relativ große, von 
außen und innen bedienbare Hecktüren auszeichnet, und 
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Die REISEAUSFUHRUNG des Hubschraubers BO 
1 ~5 ist vorne mit zwei Einzelsitzen, rückwärts mit 
einer durchgehenden Sitzbank ausgestattet. Pilot 
und vier Personen haben bequem Platz und nach 
al.len . Seiten ausgezeichnete Sicht. Das Gepäck 
~,rd Im Lastenraum, der von außen zugänglich 
Ist, untergebracht. 

Für den Einsatz im POLIZEIDIENST kann der Hub­
schrauber mit allen notwendigen Geräten ausge­
r~stet ~erden. Eine schwenkbare Fernsehkamera 
laßt . Sich vor dem Beobachtungssitz einbauen. 
Zwei Krankentragen werden zusammengefaltet 
mitgeführt. Zum Transport von Verletzten kann 
die rückwärtige Sitzbank hochgeklappt werden . 

I~ RETIUNGSDIENST steht der rückwärtige Ka­
binen- und der Lastenraum zur Beförderung Ver­
~undeter ode~ Kranker auf den Tragen zur Ver­
fugung . Der hnke Vordersitz wird für den Arzt 
oder Sanitäter nach hinten gedreht. An der Kabi­
~en~and finden die notwendigen Geräte zur 
arzthchen Versorgung der Verletzten Platz. 

Zum LASTENTRANSPORT wird die Sitzbank hoch­
g.~klappt oder entfernt, so daß der gesamte Raum 
fu.r das Ladegut zur Verfügung steht. Beladen 
Wird durch die große Hecktüre, die beim Trans­
p0r:t überlanger Teile während des Fluges offen­
bleiben kann. Besonders sperrige Güter können 
am Lastenhaken unter dem Rumpf transportiert 
werden. 



390 So",mer, Zur Zeit im Bou : BO 105 Zivil schutz Heft 11 

ßi ld oben: Außenansicht eines Modells des BO 105 (Reiseausführung). 
Bi ld unten: Blick in einen BO 105 (Ausführung für den Rettungsdienst). 

dank des ebenen Kabinenbodens einen ungewöhnlich 
v ielfä ltig einsetzbaren Gepäck- und Nutzlastraum für die 
schon erwähnten verschiedenen Verwendungszw ecke bie­
te t, das niedrige Zellengewicht, das sich durch Schalen ­
ba uweise ermöglichen ließ, und die trotz wartungsarmer 
Haltung hohe Lebensda uer des mit Aluminium verkleide­
ten, konven tionell genieteten Leichthubschraubers. 
Materialprüfungen unter extremen Bedingungen so ll en 
se ine Stabilität und allgemeine Robustheit bewiesen, Ver­
suche bei Außentemperaturen von über 40° Celsius kei ­
nerlei Nutzlastbeschränkungen erbracht haben. Der Ein­
satz von Turbinen im Antriebszentrum erübrigt das Warm­
laufen vor dem Start. Der Triebwerkteil selber zeichnet 
sich überdies durch einen sehr niedrigen Geräuschpege l 
aus, was sicher lich gerade von Ärzten und Sani tätern 
dankbar begrüßt werden wird in Fällen, wo - ange­
nommen - schwer leidende, aber noch bei Bewußtsein 
befindliche Unfallverletzte sich einer Erstbehandlung an 
Bord des Hubschraubers unterziehen müsse n, bis sie -
beispie lsweise - mit einer Durchsch nittsge ~chw indigkeit 

von über 200 Stundenkil ometern in einer Viert elstunde 
vom Unfall ort in ein über 50 km entferntes Unfa llkran ken­
haus befördert werden können . -
So, wie sich diese neuartige Hubschrauberkonstruktion in 
der Darste llung der rührigen Bölkow-Entwick lungen KG 
und nach eigener Beobachtung und Prüfung der wichtig­
sten Daten bekann!' macht, wirkt sie vorteilhaft, kurzum 
sympathisch und vertrauenerweckend . Sollten sich zudem 
del- verheißungsvoll angekündig te günstige An schaffungs­
preis und der errechnete niedrige Betriebskostensatz be­
stätigen, besteht kein Grund, an einem Verkaufserfolg 
zu zweifeln . 

Den hier besprochenen vielversp re chenden technischen 
Voraussetzung en stehen aber nach wie vor Schwierigkei ­
ten seitens der vo rläu fig noch unausreichenden Gesetz­
gebung und mehr noch persona lpoliti scher Natur gegen­
über, die angesichts des erfreu li ch überraschenden Kon­
struk tion sergebnisses tatkräftig ausgeräumt werden soll ­
ten . Ein erster Schritt hierzu wäre die Obernohme au s­
gedienter Hubschra uberpil oten und -mechaniker von der 
Bundeswehr in ein gleichortiges ziv il es Be schäftigungs­
verhäl tni s und ein kostensparender, nicht zu letzt a uch im 
Interesse des z ivilen Bevölkerungsschutzes gefundener 
Weg, ausgebildetem Personal den Flugschein zu erha lten 
und domit die vie lsei tig einsetzbare fliegerische Qualifika ­
tion zu sichern. Es kann sonst - in anderthalb Jahren : 
sehr bald der Fall eintreten, daß trotz dringenden Be­
darfs an Hubschraubern, die von Forschung und Industrie 
bisher geleistete Arbeit ausgerechnet im Erzeuger land in 
Frage gestellt wird von mittlerweile zwar allgemein be­
ka nnten, aber noch nicht erfü llten admin istrativen Vorau s­
setzungen, die bei unseren westeuropäischen Nachbarn 
und überseeischen Verbü ndeten zumeist schon längst er­
füllt sind. 

Zusammenfassung der technischen Daten 

Triebwerke: 

2 X BMW 6022 Gasturbinen Startle istung 2 X 250 PS 
Autokraftstoffe und Flugkraftstoffe sowie Turbinenkraft ­
stoff J P 1, J P 4, J P 5 
Kraftstoffverbra uch 68 kg h bei Dauerleistung 

Abmessungen: 

Gesamtlänge 
Breite (Rumpf) 
Höhe 
Hauptrotor 
Heckrotor 

Gewichte : 

Rü stgewicht 
Höchstzul ässiges Fluggewicht 
Zuladung 

Leistungen : 

Höchstgeschwind igkeit 
Reisegeschwi ndig kei t (NN) 
Steiggeschwi ndigkei'j' se nkrecht 
Steiggeschwindigkei t schräg 
Steiggeschwindigkeit einm otorig 
Gipfelhöhe Schwebeflug oh ne Bodeneffekt 
Dienstgipfelhöhe im Vorwärtsfl ug 
Re ichweite 
Flugdauer max. 

Kurzbaubeschreibung Bölkow BO 105 

8,20 m 
1,50 m 

2,90 m 
9,25 m Cb 
1,80 m 1J 

924 kg 
1610 kg 
686 kg 

240 km h 
210 km/h 

6,4 m s 

10 m 's 
2 m/s 

3300 m 

7500 m 
450 km 

3h 

Vier- bi s fünfsitz iger Lei chthubschrauber in konven tion el­
ler Leichtmetallbauweise mit neuartigem faltbarem Ro tor­
system, Zwillingsturbinen und sehr großem Lastenraum . 
Rotorblätter aus glasfaserverstärktem Kun ststoff, war­
tungsfreier Rotorkopf. Durch Hecktüre zugänglicher La ­
stenraum mit 1,5 m3 Fassungsve rm ögen. Triebwerksan lage 
nach Hochklappen der Verkleid ungsbl eche frei zugäng­
l ich, von Kabine und La stenraum vo ll ständig getrennt. 
Kraftstoffbehä lter im Rumpfboden unter dem Lastenraum . 
Kufenfahrwerk, wahlweise auch Räder oder Schwimmer. 



Mit der gleichen englischen Firma Hawker Siddeley wird 
auf Grund eines deutsch-britischen Reg ierungsabkommens 
von den "Dornier-Werken" in Friedrichshafen die Entwick­
lung eines senkrechtstartenden Transportflugzeuges unter­
sucht. In den Dornierwerken werden unter der Typenbe­
zeichnung Do 31" zwei senkrecht startende Transportflug ­
zeuge geb~ut. Es wird untersucht, ob das "Do 31" -Pro­
gramm den "Wünschen beider Regierungen entspricht". 
Die Kosten werden gemeinsam getragen. 

Großbritannien 

Die Heimatverteidigung 

Die britische Heimatverteid igung stützt sich nahezu nur 
auf Freiwillige, Männer sowohl wie Frauen. Die Grundlage 
bilden 4 ve rschiedene Organisationen : 
I. Das Ci v i I D e f e n c e Co r p s mit der Aufgabe, 
die kommuna len und andere Behörden bei der Vorberei ­
tung der zivilen Verteidigung zu unterstützen. Das Corps 
hat 280000 Mitglieder und ist in Ortsgruppen für die Graf­
schaften und grafschaftsfreien Städte gegli~dert . ~ede 
Gruppe hat 5 Abteilungen, 1. der Hauptquartierabtedung 
als Führungsorgan, sowie für Fernmeldewesen und ~uf­
klärung, 2. der Rettungsabteilung zur Bergung Verschutte­
ter, 3. der Ambulanzabteilung für Erste Hilfe, 4. der Luf!­
schutzwarte, die die Weisungen an die Bevölkerung W~I­
tergeben und die Meldungen über Schäden und radio­
aktive N iederschläge nach oben zu melden haben. Ferner 
liegt ihnen die Einleitung der ersten Rettungsmaßnahmen 
ab, 5. der Betreuungsabteilung für Betreuung Obdachloser 
und Evakuierter einschI. der Sorge für N otverpflegung . 

11. Der Industrial Civil Defence Service 
(Betriebsschutz) mit 181 000 Mitgliedern, den die großen 
Industrie- und Handelsunternehmen unterhalten . 
111. Der Auxiliary Fire Service (Brandschutz­
dienst) mit 14000 Mitgliedern, der die von den Kommun~l­
behörden gesetzlich vorgeschriebenen Feuerwehren Im 
Ernstfall verstärken soll. 
IV. Die N a t ion a I H 0 s p i tal Se r v i ceR e s e r­
ve (Sanitätshi lfsdienst) mit 74000 Mitg liedern, die si.ch aus 
ausgebildetem Pflegepersonal zusammensetzt, sowie von 
Männern und Frauen, die bereit sind, sich als Hilfspfleger 

ausbilden zu lassen . 
V. Als Organ der He i matverteidigu~g gilt 
auch der "Freiwi ll ige weib liche Hilfsdienst (W~,S ), ~ine Art 
Sozialdienst, und das "Royal Observer Corps mit 15000 
Mitgliedern, das dem RAF-Jagd-Kdo. u~tersteht. Letzeres 
besetzt im Ernstfall die 1500 Warnstationen (vorhanden 
zur Zeit 1400), die im Abstand von ~-10 km eingesetzt 
werden und ihre Beobachtungen an die Fl ugmeIdezentra-

len weitergeben . 
Die Grundausbildung des Zivilverteidigungskorps ?eträ~t 
50 Stunden die mit einer Prüfung abgeschlossen Wird. Fur 
Führungsor~ane ist eine weitere Ausbildung vorgese~en . 
Für die ve rschiedenen Organisationen und dl~ Aufklaru ~g 
der Bevö lkerung wurden im letzten Haushaltslahr 253 Mdl. 

DM zur Verfügung gestellt. 
Der Appell an die "Freiwilligkeit" schei.nt da.her ~egenüber 
den Erfahrungen in der BRD in Großbritannien ein wesent­
lich größeres Echo gefunden zu haben. 

Zu wenig Truppen - zuviel Brennpunkte 

Mit dieser Uberschrift befaßt sich die "Times" mit dem 
gegenwärtigen britischen Truppenmangel, der a~ch zur 
Abzie hung eines weiteren Bataillons von der Britischen 
Rheina rmee zwang ganz abgesehen von den Flotte~- u~d 
leg t werden mußt~n. N ach der "Tim~s" bef1~den. Sich I.m 
Mutterland nur noch wenige geschwachte Einheiten, die 
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fast a lle nicht ihre volle Mannschaftsstärke haben und von 
operativen Stäben entblößt sind. Die Stäbe der strategi­
schen Reserve sind wie ihre Kampfverbände über die gan­
ze V"elt verstreut. Trotz der Zusicherungen, daß die Stärke 
der Rhe ina rmee nicht unter der derzeitigen Umgliederung 
von 7 auf 6 Brigaden in der Kampfstärke leiden wird, soll 
sich die Reg ierung mit dem Gedanken tragen, von ihrem 
Recht im Bedarfsfall auf Abzug we iterer Verbände Ge­
brauch zu machen. Die politische Gefahr kann indessen 
nicht durch eine Argumentation über die Notwendigkeit 
einer beweglicheren Strategie verdeckt werden . Wenn die 
Zahl der Aufgaben, die man den Streitkräften überträgt, 
nicht reduziert wird, muß die Zahl der Männer erhöht wer­
den, um sie zu bewältigen. Vor welcher Wahl die Regie­
rung steht, braucht man kaum zu Papier bringen, schreibt 
die Times und meint damit wohl die Wiedereinführung der 
Wehrpflicht. 

österreich 

Stand der Landesverteidigung 

Die österreichische Regierung hat vor einigen Wochen 
einen "Bericht über den Stand der umfassenden Landes­
verteidigung" vorgelegt. 

Gemäß der vor etwa 18 Monaten eingeleiteten Umgliede­
rung des Heeres wurde die Zahl der Heeresbrigaden von 
9 auf 7 verringert - jede Brigade zu 3 Bataillonen und den 
erforderlichen Unterstützungseinheiten. Die Brigaden er­
halten 200 amerikanische Panzer des Typs " M 60", für deren 
Beschaffung die USA einen langfristigen Rüstungskredit 
von 200 Mill. DM bewilligten. Innerhalb der Brigaden wur­
den Ausb ildungseinheiten gebildet, um die dauernde Ein­
satzbereitschaft der Kampfverbände zu gewährleisten . Die 
Einberufungen für den sogenannten neunmonatigen Prä­
senzdienst wurden auf 4 Vierteljahrestermine verteilt. 

Zusammen mit der dauernden Bereitschaft der Brigaden 
wurde mit .der Aufstellung von 120 Grenzschutzkomp. be­
gonnen, die abgesehen von schwachen Friedenskadren 
aus territorial gebundenen Reservisten bestehen, um eine 
schnelle Mobilmachung zu ermöglichen. Die Angehörigen 
des .Grenzschutzes bewahren die Uniformen und die per­
sönliche Ausrüstung zu Hause auf, die W affen werden zen ­
tral an den jeweiligen Sammelorten gelagert. Die Reservi­
sten müssen jährlich Ubungen von höchstens 2 Tagen ab­
leisten. Bisher sind etwa 50 Grenzschutzkomp. aufgestellt 
ihre Zusammenfassung in 30 Bataillone ISt geplant. De; 
Grenzschutz in Form dieser Alarmeinheiten hat die Auf­
gabe hinhaltenden Widerstand zu leisten, bis das inzwi­
schen mobilisierte Heer die Verteidigung der Grenzen 
übernimmt. Als Anklammerungspunkte für den Grenz­
schutz ist der Ausbau von Befestigungen an den großen 
Durchgangsstraßen eingeleitet. Abgesehen von den 7 Hee­
resbrigaden und 9 territorialen Militärkommandos gliedern 
sich die Streitkräfte weiter in die Luftstreitkräfte, die Hee­
restruppenschulen und sonstige dem Bundesministerium 
nachge?rdne!e Dien~tstellen und Truppen . Die Jahresper­
sonalstarke liegt bel etwa 50200 Mann, einschI. 1876 Be­
rufsoffizieren, 2524 Unteroffizieren auf Zeit, 1365 freiwilli ­
gen mit verlänge.rter Dienstzeit, 4947 Beamte und Ange­
stellte, 7284 Bedienstete der Heeresverwa ltung. Ahnlich 
wie in der BRD fehlen an der Planstärke etwa 600 Offiziere 
und 1400 Unteroffiziere. 

Die Lu f t ver t eid i gun g we ist schwere Mängel auf 
weshalb die Regierung die 4 Garantiemächte um Auf~ 
hebung des Raketenwaffenverbots ersuchen wird, um Luft­
abwehrraketen beschaffen zu können . Die Luftwaffe ver­
fügt über schwedische Maschinen des Typs "SAAB J 29", 
die veraltet sind. 
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Der W ehrhaushalt wurde im vergangenen J a hr auf rd . 
400 Mill . DM erhöht, die indessen nicht ausreichen für die 
Beschaffung von Ergänzungs- und Erneuerungsmaterial, im 
besonderen von madernen Waffen und Kraftfahrzeugen. 
Für den Z i v i I sc hut z wurden 1963 nur rd. 2 Mill . DM 
bereitgestellt, während die Anforderungen der einzelnen 
Ressarts rd . 30 Mill . betrugen . Die bereitgestellten Mittel 
wurden verwendet zur Förderung der Feuerwehren zwecks 
Aufstellung eines eigenen technischen Hilfsdienstes, für 
Zuschüsse an das Rote Kreuz zur An schaffung von Blut­
plasmakonserven und Anschaffung von fahrbaren medi ­
zi nischen Hilfs- und Rettungsstellen , Anschaffung von 
2 StrahlJngsmeßwagen, Ankauf von Trinkwasseraufbere i­
tungsanlagen. - Für d ie wirtschaftliche Landesverteidi ­
gung wurden 7 Arbeitsgruppen für die verschiedenen W irt­
schaftsgruppen gebildet, die einen Bevorratungsplan a us­
arbeiteten, sowie Maßna hm en z ur Aufrechterh a ltung der 
Produktion für die Dauer von 12 Monaten . 

Patentliste 

Strahlenschutz: 

24.9. 1964 

Patentschau 

21 g, 18/02 - H 45075 - DAS 1 178524 
Vorrichlung zum Messen von Bela-Slrahlung; 
E, Eiichi Tanaka, Tokio-Ta und Toshiyuki Hiramolo, Chiba -S hi 
(Japon); 
A, Hoshasen Igaku Sogo Kenkyusho, Chiba-Shi (Japan); 
5. 3. 62, Japan 6. 3. 61 

1.10.1964 
21 g, 18/01 - B 66 740 - DAS 1 178951 
Neutronen-Meßkammer und Verfahren zu ihrer Herste llung ; 
E, Dr. rer . nal. Claus-Benedikt v. d . Decken, Aachen; Dr. phil. nal. 
Hons-Jürgen Hantke , Sindorf bei Köln; Dipl.-Phys. Klaus-Peter 
Bachus und Rudalf Engel, Aachen; 
A , Brown Boveri I Krupp Reaklorbau GmbH., Düsseldorf; 10.4.62 

8. 10. 1964 
21 g, 18/01 - C 21 615 - DAS 1 179306 
Ionisationskammer; 
E, Jacques Engelmann, Paris; 
A : Commissoriat 0 l'Energie Atomique, Paris; 
7.6.60, Frankreich 8.6.59 
21 g, 18/01 - F 35541 - DAS 1 179307 
Einrichten zum Erfassen der flächenhaften Verleilung einer radio· 
aktiven Strahlung ; 
E, Dipl.-Ing . Julius Bosch, Erlangen-Bruck; 
A , Frieseke & Hoepfner GmbH., Erlangen-Bruck ; 13. 12.61 
21 g, 18/01 - G 30 073 - DAS 1 179308 
Elektrisches Strahlungswarngeräl; 
E, Erich Hoßbach und Herbert Bottenberg, Altena (Westf.); 
A, Graetz-Kommonditgesellschaft, Altena (Westf.); 15.7.60 

22. 10. 1964 
21 g, 18/01 - L 38793 - DAS 1 180071 
Zählrohr; 
E, Dr. Adolf-Werne Elbel , Zug und Dipl. -Phys. Dr. rer. nal. Gert 
Podzuweit , Unterägeri (Schweiz); 
A , Landis & Gyr A.G ., Zug (Schweiz); 
21. 4. 61, Schweiz 17. 3. 61 

Luftschutzbauten : 

1.10.1964 
37 f, 7/01 - B 69135 - DAS 1 178992 
Bauwerk, insbesondere Luftschutzbauwerk, aus nebeneinander­
liegenden Rahmen; 
E, Dr. -In g. Paul Walter, Köln ; 
A , Buderus'sche Eisenwerke, Wetzlar ; 6.10.62 

15.10.1 964 
37 f, 7/01 - D 20270 - DAS 1 179694 
Unte r der Erde gelegener Schulzbau; 
A, Dräge rwerk, Hei nr. & Bernh. Dräger, Lübeck ; 1B. 4. 55 

Feuerlöschwesen : 

1. 10.1 964 
61 0, 1 - V 14173 - DAS 1 179116 
Sperrvorrichtung für eine aus mehreren Leiterteilen bestehende 
fahrbare Ausziehleiter; 
E, Kurt Müller, Luckenwalde ; 
A , VEB Feuerlöschgerätewerk, Luckenwalde; 1. 4. 58 

FEUER LÖSCH-ARMATUREN 
A-Saugkuppl. 

m. RECORD·Schnellkuppl. -G riffen seit 1832 

Unsere über 130-jährigen 
Erfahrungen bürgen 

für Le istung sfähigk e it und 
Qual ität 

AUG. HOENIG 

Lieferung durch den Fachhandel I 

Desinfektion und Sterilisation : 

24. 9.1964 
30 i, 3 - R 33872 - DAS 1 178 354 
Baktericides Mittel; 

Feuerlösch geröte­
und Armaturenfabrik 

KöLN-NIPPES 

E, Dr. Horst Liebig, Bad Nenndorf; Dr .- Ing. Wolfgong Diepers und 
Dr. Joochim Knaul, Seelze bei Hannover; 
A , Riedel-de- Haen A.G ., See lze bei Hannover ; 
Zusatz zur Anmeldung R 32464 (DAS 1 169083); 14. 11. 62 

Heilseren, Bakterienpräparate : 

24.9.1964 
30 h, 6 - B 33657 - DAS 1 178552 
Die Verwendung von Inh ib itoren bei der Gewinnung von Te tra ­
cyclin auf biologischem Wege; 
E, Dr. Alexander Gourevitch , Syracuse, N.Y. und Dr . Joseph Lein, 
Manlius, N.Y. (V.St.A.); 
A , Bristol-Myers Company, New York, N.Y. (V.St.A.); 
4.12.54, V.St.Amerika 4.12.53 
30 h, 6 - B 64613 - DAS 1 178553 
Verfahren zur Herstellung von RNA-Virus-Vaccinen; 
E, Joseph Loui s Melnick und Craig Wallis, Houstan, Tex. (V.St.A.); 
A, Baylar Un iversity College of Medicine, Houston, Tex. (V.St.A.); 
31. 10. 61, V.SI.Amerika 3.8.61 

8. 10. 1964 
30 h, 6 - M 9676 - DAS 1 179334 
Verfahren zur Herstellung einer neuen anlibakteriellen Verbindung 
Desideusi 
E, Gera ld Walt e r Camiener, George Buckmasler Whitefield iun. 
und Paul Fears Wiley , Kalamozoo, Mich . (V.SI.A. ); 
A , The Upiahn Company, Kalamazoo, Mich. (V.SI.A.); 
27.3.63, V.SI.Amerika 10.4.62 

15.10.1964 
30 h, 6 - V 20 132 - DAS 1 179671 
Verfahren zur Hers te llung ei nes Aphlosemittels; 
E = A, Carl Peter Värnet, Buenos Aires; 10.2.61 

22. 10.1964 
30h, 6 - Z 8702 - DAS 1180089 
Herstellung und Gewinnung des neuen Anlibiatikums Hilamycin 
bzw. seiner Komponenten ; 
E, Hamao Umezawa, Tamia Takeuchi, Kichira Okami , Ryaza Uta · 
hora, Tokio ; Kazuo Nitta, Masaa Murase, Kanagawaken ; Tomo· 
hiso Takito , Sai tomok en und Koki Yonos hita, Tokio (Japan ); 
A , Zaidan Hoiin Biseibutsu Kagaku Kenkyukai, Tokio (Japan ); 
27. 4. 61, Japan 27. 4. 60 

Patentberichte 

Atemschutzmaske mit einer Kinnstütze 

Kinnslützen in Alemschulzmosken dienen dazu, die Maske in einem 
bestimmten Abstand vom Kinn zu holten . Eine bekannte Kinnstütze 
weis t zwei on dem Maskenkärpe r im Bereich des Kinns befestigte iap· 
penartige Ansätze auf, die durch ein Kinnbond miteinander verbunden 
sind und sich gegen dos Kinn legen . Da die Kinnform der Menschen 
unterschied lich ist, ist diese Kinnstülze verstellbar ausgebi ld et. Dazu 
sind Ansätze mit mehreren Löchern verse hen, durch die on dem Kinn ­
bond befestig te Knöpfe gesteckt werden. Diese bekannte Ausbildung ist 
ums tä ndli ch, da die Kinnstütze aus mehreren Teilen besteht und nicht 
vällig aus der Maske herausgenommen werden kann . 
Die Erfindung bezieht sich auf eine Alemschulzmaske mit eine r Kinn­
stütze, die läsbar mit der Maske verbunden isl. Ihr liegt die Aufgabe 



Abb.1 

- 1 

- 2 

3 

zug runde , die Nachte ile der bekannten Kinn stütze zu beseitigen . Di e 
lösung di eser Aufgabe besteht nach der Erfindung darin, daß die Kinn · 
stütze als länglicher Körper 3 mit unsymmetr ischem Querschnitt aus· 
gebi ld et ist. Die Ma ske nach der Erfindung hat den Vortei l , daß zwei 
unterschied li che Abstände zwischen Kinn und Maske vom Maskenträger 
wahlweISe e ingeste llt werden können, ahne daß die länge der Kinn· 
, tüt ze se lbst geänder t zu werden braucht. Da die Kinnstütze im Quer· 
schnitt un symme trisch ausgebilde t is t, ändert sich nämli ch der Abstand 

MWM­
STROMERZEUGUNGS­
AGGREGATE 
von 7,5 bis 1700 kVA 
MWM-
SOFORTBE R EITSCHAFTS­
AGGREGATE 
von 20 bis 750 kVA 
tn Zusammenarbeit mit führenden Firmen der 
Etektroindustri e haben wir ei n weitg espanntes 
Aggregate·Bauprogramm entwickett. Es enthä tt 
vo ll automati sche Notst rom ·Aggregate. die bei 
Netzaustall setbsttätig innerhatb weniger Sekun· 
den oder in Sekundenbruchteil en die Strom· 
ve rsorgung der angeschtossenen Verbraucher 
übernehmen. sowie Sofortbereitschafts · Aggre· 
gate. die ei nen völlig unterbrechungstosen Be­
tr ieb garanti eren. Des weiteren bauen wir Kraft· 
ant agen in jeder gewünschten Leistung für die 
autarke Energieversorgung. 
Schreiben Sie uns, wen n Sie sich für Strom· 
erzeugungsantagen interessieren. Wir beraten 
Sie gern in allen einschtägigen Fragen. 
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4 
Attl. 2u3 

5 
A 

Abb.4u.5 5 

der Kinnstützfläche zur Maske ie nachdem, in welcher lage die Kinn · 
stü tze eingese tzt ist. 
Die Abb.2 und 3 zeigen die eine Stellung, in der die Kinnstütze 3 
an der tnn enmaske 2 befestig t sein kann. Sie ist mit zwei knopfartigen 
Fortsätzen 5 versehen und in bezug auf die durch diese Fortsätze ge· 
legte Ebene A - A unsymmetrisch ausgebildet. - Nach dem Heraus· 
nehmen kann di e Kinnstütze 3 um 180' gedreht wieder in die Maske ein · 
gesetzt werden, wobei sie dann die in den Abb.4 und 5 dargestellte 
Ste llung hat . Man erkenn t, daß der den Abstand des Kinns von der 
Maske bestimmende Rand 6 der Kinnstütze in beiden Stellungen eine 
un terschied li che lage hat, wodurch die Kinnstütze unterschiedlichen 
Kinnformen a ngepaßt werden kann. -. Zum 8efestigen der Kinnstütze 
3 Sind In dem dem Kinn anliegenden Tell der Innenmaske lächer ange· 
ordne t, durch die die knopfartig en For tsä tze 5 gesteckt werden. 
Anmelder, Drägerwerk, Heinr. & Bernh . Dräger, lübeck ; Anmeldetag , 
2.8.62; 8ekanntmachungstag , 3.9.64; Auslegeschrift Nr . 1 177490 ; 
Klasse 61 0, 29/10. 

der Motor, der Ihr Vertrauen verdient 

MOTOREN-WERKE MANNHEIM AG 
VORM . BI!:NZ, ABT . STAT . MOTORENBAU 



ALBERT HELLHAKE DORTMU N D 

TECHNISCHER GROSSHANDEL 

Gegründet 1881 

Ka iserstraße 37 - 39 

Posttach 441 

Sammelruf 528573 

Ausrüstungsgegenstände :für den 
Behördenselbstschutz 
Betriebsselbstschutz 
zivilen Bevölkerungsschutz 

FRANZ HALBIG G. m. b.H. 

DüSSELDORF Taistraße 106 

SCH UTZRAUM-
Lü FTU NGSAN LAGEN 

Heizung 

Lüftung 

Rohrleitungsbau 

Führend 
inder 
Entwicklung 
neuer 
Feuer/ösm ­
Armaturen 

Mox Widenmonn 

liefe rung über den Fac:hhandel 

HAND I 
R. W. Schnell 
Geisterbahn 
Ein Nachschlüssel 
zum Berliner Leben 
Roman. DM 19,80. Dieser Roman der 
Künstler, Trinker, Trödler, Rentner, 
Mädchen und Kriminellen ist ein 
farbiges Spektakulum Berlins in 
turbulenten Berichten - im Berlin 
von heute aufgelesen und gehört. 

G. P. Harsdörffer 
Jämmerliche 
Mord-Geschichten 
Ausgewählt von H. Gersch, 
Holzschnitte von G. Stiller. 
DM 14,80. Für Leser, die kräftigen 
Tobak suchen, für Kenner des 
Barock und Freunde des 
einfallsreich illustrierten Bucnes. 

Pierre Jean Jouve 
Paulina 1880 
Roman. DM 19,80. Mit diesem 
Roman erhält der deutsche Leser 
endlich Gelegenheit, einen 
Schriftsteller kennenzulernen, den 
Francois Mauriac einen »Sohn 
Baudelaires« nannte. Paulina 1880 
ist der Roman einer Passion, 
ein anderes Gemälde von geist­
licher und weltlicher Liebe. 

Leif Panduro 
Echsentage 
Roman. DM 14,80. Ein junger Mann 
memoriert seine Kindheit , das 
schiefe Verhältnis zu seinen 
Eltern, die provinzielle 
Spießbürgerlichkeit seiner Herkunft. 
Panduro wurde mit diesem Roman 
über Nacht zum »avancierten 
Avantgardisten « Dänemarks. 

Anna Seghers 
Erzählungen Band 2 
DM 17,50, zusammen mit Band 1 
DM 34,-. Anna Seghers beweist 
auch mit diesen Erzählungen, einer 
Auswahl nach 1945, daß sie zur 
ungeteilten, zur großen Literatur 
des geteilten Deutschlands gehört. 

EugEme lonesco 
Argumente 
und Argumente 
Schriften zum Theater mit 
16seitigem Bilderteil. DM 19,80. 
Die Aufsätze, Summe zehnjähriger 
Praxis mit dem Theater, sind keine 
beschauliche Lektüre. lonesco 
ste llt zur Diskussion, zieht in 
Zweifel, ist mit Witz ungerecht, 
mit Willen polemisch. 

Fernando Arrabal 
Baal Babyion 
Roman. DM 14,80. »Spanien mit 
seinen harten Kontrasten: 
Grausamkeit und Perversion , 
religiöse Ekstatik und Sadismus, 
Heuchelei und Mord , Familienidyll 
und Erschießungen , Stierkampf 
und Gebet wird in kurzen Moment­
aufnahmen deutlich . .. _ 
Marianne Kesting in der FAZ 

Oskar Panizza 
Das Liebeskonzil und 
andere Schriften 
DM 19,80. Mit wütenden maßlosen 
Pamphleten, grimmigen Satiren 
attackierte Panizza Gott und seine 
Welt, das Wilhelminische Zeitalter. 
Kein »Klassiker der Moderne«, kein 
großer Dichter, ein ungebärdiger 
Außenseiter unserer neueren 
Literatur. 


